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1. Einleitung  
 
Die Minderheitenfrage gewann in den letzten Jahrzehnten immer mehr an Bedeutung. Eine 
besonders rasche Entwicklung kann vor allem seit den 90er Jahren des 20. Jahrhunderts fest-
gestellt werden. Laut den Volkszählungen von den Jahren 1999-2002 leben in Europa 337 
Volksgruppen,1 zu denen 103,5 Millionen Menschen gehören. Jeder siebte Europäer2 ist also 
Angehöriger einer Minderheit.3 Da es sich um eine so große Minderheitenzahl handelt, wurde 
das Interesse vieler europäischen Institutionen, vor allem der Europäischen Union, geweckt. 
Als notwendig erschien es auch, die Lage der Minoritäten in politischer, rechtlicher und sozia-
ler Hinsicht zu klären.  
Die Schaffung von Minderheitenrechten, die dem Minoritätsschutz dienen, war eine natür-
liche Folge der Beschäftigung mit der Minderheitenproblematik auf der europäischen Bühne. 
In der Europäischen Union mussten sich alle Mitgliedsstaaten verpflichten, eigene innerstaat-
liche Rechtssysteme mit der Ratifizierung verschiedener Abkommen an das europäische Mus-
ter anzupassen, um den Minderheitenschutz innerhalb der Grenzen des jeweiligen Landes 
rechtlich zu gewährleisten. Diese Maßnahmen helfen sicherlich den Volksgruppen, ihren Sta-
tus der Mehrheit gegenüber zu verbessern. Die Existenz vieler Minoritäten ist jedoch ständig 
ernsthaft gefährdet – das betrifft vier Fünftel der europäischen Minderheiten, da bis zu 300 
Volkgruppen weniger als 300 000 Angehörige haben.4 In jedem Staat Europas mit mehr als 
einer Million Einwohnern sind Minderheitengruppen beheimatet – durchschnittlich gibt es 
neun Minoritäten, deren Angehörige oft nur einen kleinen Anteil der Gesamtbevölkerung 
ausmachen (von wenigen Prozenten bis zu maximal einem Drittel aller Staatsbürger). Überra-
schend groß ist in diesem Zusammenhang jedoch die Zahl der so genannten staatslosen Spra-
chen – 53 –, die den 37 europäischen Nationalsprachen gegenüber stehen und die nur von cir-
                                                 
 
1
 Unter dem Begriff „Volksgruppe“ oder „Minderheit/Minorität“ werden keine Wanderarbeitnehmer, Einwande-
rer, Flüchtlinge oder Asylantengruppen verstanden, sondern „eine Gemeinschaft (...), welche zahlenmäßig klei-
ner ist als die übrige Bevölkerung eines Staates, deren Angehörige Bürger dieses Staates sind, die sich durch 
ethnische, sprachliche oder kulturelle Merkmale von den übrigen Staatsbürgern unterscheiden und gewillt sind, 
diese Eigenart zu erhalten.“ Quelle: Pan/Pfeil (2006), S. 1. 
2
 In der gesamten Diplomarbeit sind alle Personenbezeichnungen in maskuliner Form als geschlechtsneutral zu 
verstehen. Die Anwendung der maskulinen Formen soll besserer Lesbarkeit dienen. 
3
 Vgl. Pan/Pfeil (2006), S. 1. 
4
 Vgl. Pan/Pfeil (2006), S. 3.  
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ka 5% Menschen auf dem alten Kontinent gesprochen werden.5 Einerseits trägt das wesentlich 
zur Bereicherung der europäischen Völkerlandschaft bei, andererseits können leicht Konflikte 
entstehen, die die Volksgruppen öfter auseinander treiben, statt sie durch ihre Vielfalt zu-
sammenzuführen.  
Heute scheinen viele Grundrechte der Menschen selbstverständlich zu sein wie beispiels-
weise das Recht auf Identität, auf Gleichheit, Nichtdiskriminierung und auf Gebrauch der ei-
genen Muttersprache. Diese und viele andere Rechte mussten aber erst standarisiert werden, 
was die Aufgabe u. a. des Europarates war und noch heute ist.  
Viele Minoritäten warteten lange Zeit auf die Anerkennung durch die politischen Kräfte 
der Mehrheit. Manche Volksgruppen müssen immer noch darauf hoffen, anerkannt zu werden, 
da es Staaten gibt, die die Neuerungen der Europäischen Union nicht zur Kenntnis nehmen. 
Obwohl die Zahl dieser Staaten in den letzten Jahrzehnten wesentlich gesunken ist, betrifft 
das Problem immer noch 16 Millionen Angehörige von 25 Minderheiten.6  
Die Minoritätsproblematik muss unter vielen Aspekten untersucht werden, weil diese nie 
getrennt von einander existieren. Die politischen Fragen beeinflussen zum Beispiel das Schul- 
oder Medienwesen einer Minderheit im jeweiligen Land. Das Verständnis für die Bedürfnisse 
einer Volksgruppe kann nicht ohne geschichtliche Hintergründe entstehen. Dabei spielen oft 
komplexe soziale Strukturen in der Minoritätsexistenz eine bedeutende Rolle. Einer der wich-
tigsten Faktoren in Bezug auf die Mehrheit ist das Recht auf Gebrauch und Pflege der Min-
derheitensprache. Sie ist ein bedeutendes Werkzeug zur Bewahrung eigener Identität, Kultur 
und Traditionen. Es war aber üblich, gemäß der Staatsdoktrin die Verwendung einer Minori-
tätssprache zu unterdrücken oder gar zu verbieten, sowohl im öffentlichen als auch im priva-
ten Bereich. Oft sah das staatliche Rechtswesen keine Möglichkeit vor, eine andere Sprache 
als die Mehrheitssprache in den Behörden oder Medien zuzulassen. Die Bildungsangebote in 
der Minderheitensprache sind von größter Bedeutung für die jungen Minderheitenangehörigen 
und für ihre persönliche Entwicklung. Hier muss das Schulwesen dementsprechend an die 
Bedürfnisse aller Staatsbürger angepasst werden, was in das Kompetenzfeld des Bildungs- 
und Kulturministeriums fällt. Viele Lebensbereiche einer Minorität hängen also in sehr gro-
ßem Ausmaß von den staatlichen Organen ab, die von der Mehrheit besetzt sind.  
                                                 
 
5
 Vgl. Pan/Pfeil (2006), S. 4.  
6
 Zum Beispiel die Volksgruppen in Frankreich, Griechenland und in der Türkei. Quelle: Pan/Pfeil (2006), S. 3. 
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Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit der deutschen Minderheit in Polen, insbeson-
dere mit der heutigen Situation der deutschen Sprache in einer polnischen Region, in der die 
deutsche Volksgruppe die zahlenstärkste Minorität ist, nämlich in (Ober-)Schlesien. Im Mit-
telpunkt steht Deutsch als Minderheitensprache im Schulwesen und in den Medien, da vor 
allem diese Bereiche seit 1989 von den Neuerungen betroffen sind. Das einführende Kapitel 
mit der Darstellung der geschichtlich-politischen Hintergründe ist zum Verständnis des heuti-
gen Zustands notwendig. Erst mit den zahlreichen Gesetzesänderungen wurde u. a. die Ein-
führung der deutschen Sprache in das Schulwesen als Unterrichtssprache und in die Behörden 
als Hilfssprache möglich. Auch die Verabschiedung von ganz neuen Gesetzen wie dem Min-
derheitengesetz änderte den Minoritätsstatus in Polen, worauf alle anerkannten Volksgruppen, 
unter ihnen auch die deutsche Minderheit, seit 1989 warteten.   
Das Augenmerk wird vor allem auf den heutigen Status der deutschen Sprache in den 
wichtigsten Lebensbereichen der deutschen Minderheit in Schlesien gerichtet. Nicht nur die 
Entwicklung seit den 90er Jahren stellen die folgenden Kapitel dar, sondern auch die aktuel-
len Probleme und Schwierigkeiten, mit denen die Minoritätsangehörigen zu kämpfen haben. 
Da dieser Themenbereich komplex ist, kann man die Problematik aus verschiedenen Blick-
winkeln betrachten, aber hier steht die deutsche Sprache im Mittelpunkt. Nur in Bezug auf sie 
und ihre Verwendung werden die geschichtlichen, politischen, soziologischen und religiösen 
Fragen erwähnt. Die Sprecher spielen in diesem Zusammenhang die größte Rolle und hängen 
im Wesentlichen von ihrer Umgebung ab, insbesondere wenn es sich um Sprecher einer Min-
derheitensprache handelt. Es dauert manchmal Jahrzehnte, bis die Wechselwirkung Mehrheit 
– Minderheit reguliert wird. Zwar sind Gesetze und garantierte Rechte in vielen Fällen hilf-
reich, sie werden jedoch nie Toleranz, gegenseitiges Vertrauen und friedliches Miteinander 
ersetzen oder erzwingen können. Die deutsch-polnische Geschichte wird hier kurz dargestellt, 
um durch Fakten die langjährige Entwicklung bis zum heutigen Zustand zu erklären. Hinter 
den Fakten stehen jedoch einzelne Menschen, die ihre eigenen Geschichten erleben und das 
Vergangene aus neuer Perspektive erscheinen lassen.  
Dasselbe betrifft ihre Muttersprache, die in manchen Regionen des europäischen Konti-
nents, abhängig von der Epoche und Herrschaft, einmal als die Sprache der Mehrheit, einmal 
als die der Minderheit galt –  Schlesien ist ein sehr gutes Beispiel dafür. Die heutige Situation 
und die Zukunftsaussichten des Deutschen als Minderheitensprache stehen ganz im Vorder-
grund dieser wissenschaftlichen Untersuchung.  
 8 
2. Deutsche in Polen: geschichtlich-politische Hintergründe 
 
Die Vorstellung von den deutsch-polnischen Beziehungen war stark von den Ereignissen des 
19. und 20. Jahrhunderts geprägt. Die Deutschen waren aber auch in früheren Jahrhunderten 
auf polnischem Staatsgebiet angesiedelt gewesen und hatten eine friedliche Brücke zwischen 
diesen zwei Nachbarländern gebildet. Die über eintausend Jahre alte gemeinsame Grenze 
setzte den ständigen zwischenstaatlichen Kontakt voraus, der viel zum kulturellen, histori-
schen und sozialen Erbe beider Nationen in der Vergangenheit beitrug und immer noch eine 
Herausforderung für die Zukunft ist. Die Nähe bringt neben den positiven Folgen auch gewis-
se Schwierigkeiten mit sich, die im Zusammenleben vor allem aufgrund der mangelnden 
Sprachkenntnisse entstehen. Dass die Sprache ein Hindernis für die Kommunikation sein 
kann, beweist die etymologische Erklärung der polnischen Bezeichnung für das westlich von 
der Grenze lebende Volk: Niemcy wird vom Adjektiv niemy, also „stumm“, abgeleitet.7 Damit 
bezeichneten die Slawen die Sprechweise ihrer germanischen Nachbarn und drückten mit die-
ser Benennung gleichzeitig die schlechte Qualität der Verständigung aus. Die ersten Begeg-
nungen waren also durch „Stummheit“ gekennzeichnet, die der langen gemeinsamen Traditi-
on einen schwierigen Anfang bereitete. Mit der Zeit gewann jedoch die Sprache des Nachbarn 
an Bedeutung, nicht nur in Grenzgebieten, sondern auch in anderen Landesteilen, wo deutsch-
polnische Handelsbeziehungen florierten und kulturell-politischer Austausch stattfand.  
Die Mobilität der Völker, die im Laufe der vergangenen Jahrhunderte immer größeren 
Einfluss auf das Bild der Nationen und ihrer Staaten ausübte, trug wesentlich zur Entstehung 
der Notwendigkeit bei, die „Stummheit“ zu beseitigen und somit die Kommunikationsqualität 
zu verbessern.  Die sprachliche Verständigung war der erste Schritt zur gegenseitigen Akzep-
tanz und Offenheit gegenüber dem Fremden und dem Anderen, was als Voraussetzungen für 
das friedliche Zusammenleben betrachtet werden kann. Diese Aufgeschlossenheit, wenn sie 
sich rechtzeitig im menschlichen Bewusstsein verankert und in der Bevölkerung lange genug 
reift, schafft eine Grundlage für das historisch-politische Miteinander. Ein Mangel daran und 
das Erstarren in Stereotypen versetzen die Bevölkerungen in die Zeit der „Stummheit“ zurück, 
was keinen Dialog ermöglicht. Das 21. Jahrhundert baut aber auf der Erfahrung der vergange-
nen Zeiten auf und fördert die gegenseitige friedliche Diskussion auf der europäischen Bühne.  
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 Vgl. Długosz-Kurczabowa (2008), S. 447.  
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2.1. Von den Anfängen bis zum 19. Jahrhundert 
 
Die deutschen Siedlungen in Polen entstanden ungefähr zur gleichen Zeit wie der polnische 
Staat selbst. Im 10. Jahrhundert schlossen sich die westslawischen Stämme zum Herzogtum 
zusammen, das 1025 zum Königreich wurde. Die ersten Deutschsprachigen – Mönche, Pries-
ter, Hofleute, Ritter und Baumeister – kamen aus dem Westen und siedelten sich nach der 
Christianisierung Polens im Jahre 966 im polnischen Königreich unter der Piasten-Dynastie 
an. Vor allem seit dem 12. Jahrhundert wurden u. a. in Schlesien, Pommern und Pommerellen 
deutsche und andere westeuropäische Siedler – insgesamt ungefähr 100 000 Menschen – auf-
genommen, die wesentlich zum Landesausbau beitrugen.8 In der Mitte des 13. Jahrhunderts 
konnte der Höhepunkt einer Einwanderungswelle aus Deutschland nach Polen beobachtet 
werden. Dieses Phänomen ist in der Geschichte unter dem Namen „die deutsche Ostsied-
lung“ bekannt und betrifft das slawische Territorium, Ungarn, das Gebiet rund um die Ostsee 
und Finnland.9  
Den größten Anteil der deutschen Bevölkerung in polnischen Städten, beispielsweise in 
Posen,10 stellte man im so genannten Goldenen Zeitalter unter der Herrschaft der Jagiellonen 
im 16. Jahrhundert fest, als dieser auf bis zu 30% der städtischen Bewohnerzahl anstieg. In 
Krakau, das seit der Mitte des 14. Jahrhunderts zur Vereinigung der deutschen Hansestädte 
gehörte, lebten im Spätmittelalter so viele Bürger deutscher Abstammung, dass die Stadt-
schreiber um 1530 sowohl Polnisch als auch Deutsch beherrschen mussten. Der Krakauer 
Stadtrat verbot jedoch bereits Anfang des 17. Jahrhunderts den Gebrauch der deutschen Spra-
che im Schöffengericht. Als Begründung galt die Zahl der Polnischsprachigen, die angeblich 
so stark gestiegen war, dass Deutsch im Stadtgericht nur von wenigen verstanden worden wä-
re.11 Die Anwesenheit vieler Deutscher im polnischen Staat lässt sich dadurch erklären, dass 
die Jagiellonen ihr Königreich in einen Zufluchtsort für verfolgte Glaubensgemeinschaften – 
darunter auch für die deutschen Protestanten – verwandelten. Ihre Sprache wurde seit dem 16. 
Jahrhundert immer mehr von Latein und Polnisch verdrängt. 12  Das Ende des politisch-
wirtschaftlichen Höhepunkts Polens kam im 18. Jahrhundert aufgrund der instabilen inner-
                                                 
 
8
 Vgl. Lasatowicz/Weger (2008), S. 150. 
9
 Vgl. Piskorski (1994), S.13. 
10
 Für alle polnischen Städte werden in der gesamten Diplomarbeit nur die deutschen Bezeichnungen verwendet. 
Die Doppelbenennungen mit einem Schrägstrich gelten nur für Ortschaften in Polen, die offiziell einen sowohl 
deutschen als auch polnischen Ortsnamen haben. 
11
 Vgl. Piskorski (1994), S. 13.  
12
 Vgl. Piskorski (1994), S. 14. 
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staatlichen Situation, die es den umliegenden Großmächten ermöglichte, den polnischen Staat 
aus der Karte Europas zu löschen.  
 
2.2. Das 19. Jahrhundert  
 
Die drei bereits Ende des 18. Jahrhunderts erfolgten Teilungen des polnischen Territoriums 
bedeuteten für Polen den politischen Untergang, an dem die europäischen Großmächte Preu-
ßen, Österreich und Russland beteiligt waren. Ab 1774, nach dem ersten Ansiedlungspatent 
Kaiser Josephs II., ließen sich u. a. in Lemberg, Jaroslau und Brody protestantische Handwer-
ker und Kaufleute nieder, die dort ihre Religionsfreiheit sowie das freie Bürger- und Meister-
recht genießen konnten. Gemeinsam mit den später angekommenen Siedlern – Bauern aus der 
Pfalz, Egerland und Böhmerwald – bildeten sie eine Gruppe von insgesamt 20 000 Kolonisten 
und gründeten 240 Dörfer.13  
Deutschsprachige Ortschaften entstanden auch im preußischen Teilungsgebiet, wo Fried-
rich Wilhelm II. 14 000 Bauern aus Schwaben ansiedeln ließ. In diesem Gebiet kam es seit 
der Mitte des 19. Jahrhunderts zu Germanisierungsversuchen, die bis zum Verbot der polni-
schen Sprache in den Volksschulen im Jahre 1887 reichten.14  
Der Bismarcksche Kulturkampf, der auf Widerstand stieß und zu Spannungen führte, war 
der wichtigste Punkt in der preußischen Sprachpolitik gegenüber den Bewohnern in den neu-
en Provinzen des deutschen Staates. Man strebte das sprachpolitische Ziel an, Deutsch als die 
einzig zugelassene Sprache in allen Handlungsbereichen sowohl des privaten als auch des 
öffentlichen Lebens durchzusetzen und andere Sprachen oder Dialekte verschwinden zu las-
sen. Somit wurde Deutsch zur Sprache der Behörden, des Gerichtswesens, der Armee, der 
Kirche und des Schulunterrichts, durch den sich die Sprachpolitiker den größten Erfolg der 
Germanisierung versprachen, weil die breitesten Bevölkerungsmassen gerade durch die Schu-
le erreicht werden konnten. Die preußische Schulsprachpolitik misslang jedoch vor allem auf-
grund der fehlenden Sprachdidaktik und der unpassenden Lehrmethoden.15 
Die als Unterstützung der Germanisierungsprozesse fungierende deutsche Kolonisation in 
Pommerellen und Großpolen verhalf nicht zur geplanten Veränderung der sprachlichen Ver-
                                                 
 
13
 Vgl. Lasatowicz/Weger (2008), S. 152. 
14
 Vgl. Piskorski (1994), S. 17.  
15
 Vgl. Glück (1979), S. 172. 
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hältnisse zugunsten der deutschen Sprache. Der deutsche Bevölkerungsanteil in den preußi-
schen Ostprovinzen stieg bis zur Reichsgründung im Jahre 1871, als die deutschen Bewohner 
einschließlich der Juden in der Provinz Posen 40% der Gesamtbevölkerung ausmachten.16 
 
2.3. Das 20. Jahrhundert  
 
Als Polen nach dem Ersten Weltkrieg die Souveränität wiedererlangte, erhielt es von Preußen 
den Großteil seiner ehemaligen Ostprovinzen – Großpolen und Pommerellen – zurück. In die-
sen westlichen Gebieten des neu entstandenen Staates – auch in Schlesien – lebte eine große 
deutsche Minderheit, die dort in einer guten wirtschaftlichen Lage ihr Leben führte. Da sie 
sehr leicht mit dem preußischen Staatsapparat assoziiert wurde, weckte sie in der polnischen 
Bevölkerung Misstrauen und Angst um die junge Unabhängigkeit.  
Auf der Bühne der europäischen Politik wurde die deutsche Minderheitenproblematik in 
Polen sichtbar, wo sich drei Jahre nach dem Ersten Weltkrieg noch etwa eine Million Men-
schen deutscher Abstammung aufhielten. Ihre Zahl sank im Laufe der nächsten zehn Jahre auf 
etwa 800 000 Deutsche, die somit 2% der Gesamtbevölkerung Polens ausmachten.17  Die 
deutsche Abwanderung hing mit der Gebietsverschiebung und mit dem Abzug preußischer 
Beamten und Angestellten zusammen. Zusätzliche Faktoren, die auf die deutsche Bevölke-
rung im nunmehr polnischen Staat Einfluss ausübten, waren fehlende Sprachkenntnisse, Sta-
tusverlust sowie ein erschwerter beruflicher und sozialer Aufstieg. Dem Deutschen Reich war 
jedoch sehr daran gelegen, ihre Landsleute innerhalb der polnischen Grenzen zu sehen, um 
Argumente in der Revisionspropaganda zu sammeln. Deswegen wurden 1923 Maßnahmen 
unternommen, um die deutsche Auswanderung anzuhalten. Dazu gehörte beispielsweise eine 
finanzielle Unterstützung für Eltern, die sich entschieden, ihre Kinder auf private Minderhei-
tenschulen zu schicken, oder auch Hilfe für arbeitslose Deutsche.18   
Die polnische Führung verpflichtete sich im Artikel 93 des Versailler Vertrags am 28. Ju-
ni 1919, allen Bürgern in ihrem Land ungeachtet der Nationalität, Herkunft, Sprache, Rasse 
oder Religion die gleichen Rechte und den Schutz des Lebens, der Freiheit und des Eigentums 
zuzusichern, was ausdrücklich im Artikel 95 der polnischen Verfassung von 1921 formuliert 
                                                 
 
16
 Vgl. Rogall (1993), S. 71. 
17
 Vgl. Piskorski (1994), S. 17. 
18
 Vgl. Lasatowicz/Weger (2008), S. 153. 
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wurde.19 Die Unterschrift Polens unter dem Vertrag galt „als Voraussetzung der Einverlei-
bung Oberschlesiens.“20 Trotzdem waren die 20er Jahre des vorigen Jahrhunderts von Unru-
hen und paramilitärischen Auseinandersetzungen geprägt, die vor allem auf dem konfliktrei-
chen Gebiet Oberschlesiens entstanden. Dort wurde im März 1921 vom Völkerbund, unter 
dessen Mandat diese Gegend stand, eine Volksabstimmung organisiert, deren Ergebnis zur 
Teilung Oberschlesiens durch die Genfer Konvention führte.21 Die westliche Grenze des Ab-
stimmungsgebiets wurde im Artikel 88 des Versailler Vertrags umschrieben und wurde mit 
der Sprachgrenze von 1910 identisch, die das zweisprachige Gebiet Oberschlesiens von den 
einsprachigen Gebieten Niederschlesiens trennte. 22  59,6% der Stimmen wurden für den 
Verbleib bei Deutschland, 40,4% bei Polen abgegeben, woraufhin Schlesien geteilt wurde.23 
Ostoberschlesien bildete die autonome Woiwodschaft Schlesien mit der Hauptstadt Kattowitz. 
Auch in dieser Region waren Deutsche in einer guten wirtschaftlichen Lage und hatten viele 
administrative Stellen inne, was Irritation auf polnischer Seite hervorrief. Deswegen strebte 
die Führung in Warschau an, die neu gewonnenen Gebiete zu polonisieren und den Status der 
deutschen Minderheit zu schwächen, um die Ansprüche der Reichsregierung auf die schlesi-
schen Gebiete abzuweisen. Der Gebrauch des Deutschen wurde wesentlich eingeschränkt, 
was zu weiteren Spannungen führte, weil die Sprache als wichtigstes Mittel zur Pflege des 
Deutschtums seitens des Deutschen Reiches angesehen und gleichzeitig von Polen als ein kla-
rer Beweis für die fortdauernde Germanisierungspolitik verstanden wurde.  
Die Unterstützung der deutschen Minderheit stieg nach der Machtergreifung Hitlers 1933 
noch an. Die politischen Organisationen auf dem polnischen Gebiet wurden von der NSDAP 
gefördert, die dort aber nicht die einzige politische Kraft war. Viele Deutsche unterstützten 
die demokratischen Kräfte u. a. in sozialdemokratischen oder liberalen Bewegungen, wodurch 
sie sich von der reichsdeutschen Volkstumspolitik distanzieren wollten.24  
Die Volksrepublik Polen, die nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs unter dem Stalinis-
mus entstand, setzte sich zum Ziel, die Bevölkerung innerhalb ihrer Grenzen vollständig zu 
homogenisieren. Daraus folgten die politischen Richtlinien, nach denen die Minderheiten und 
ihre Bedürfnisse nicht beachtet wurden. Deswegen entschieden sich 11 500 Deutsche Anfang 
                                                 
 
19
 Vgl. Burda (1983), S. 87.  
20
 Keitsch (1977), S. 63.  
21
 Vgl. Lasatowicz/Weger (2008), S. 152. 
22
 Vgl. Kneip (1999), S. 44. 
23
 Vgl. Heike (1985), S. 161.  
24
 Vgl. Lasatowicz/Weger (2008), S. 153. 
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der 50er Jahren nach Deutschland umzusiedeln.25 Unter den Ausgewanderten waren viele Be-
amte, Verwaltungs- und Führungskräfte vor allem aus dem Gebiet Westoberschlesien, wo 
Oppeln, Gleiwitz und Beuthen am stärksten von der Abwanderungswelle betroffen waren.26 
Es entstanden Verifizierungskommissionen, die die Funktion hatten, über die Vertreibung 
oder den Verbleib der Oberschlesier zu entscheiden. Hier spielte die Sprache eine große Rolle, 
obwohl sie nicht als Bewertungskriterium geeignet war, weil auch viele Deutsche Zweispra-
chigkeit aufweisen konnten und manche Oberschlesier mit polnischer Herkunft die polnische 
Sprache kaum beherrschten. Im Verfahren der Kommissionen kam es zu Missbräuchen oder 
zu politisch begründeten Entscheidungen über das individuelle menschliche Leben. Die polni-
schen Behörden wollten qualifizierte Arbeitskräfte, unter denen sich viele Deutsche befanden, 
nicht verlieren und haben oft eine wirtschaftlich-politisch motivierte Entscheidung über den 
Verbleib oder die Aussiedlung der Einzelpersonen getroffen. In solchen Fällen wurde die pol-
nische Staatsbürgerschaft auch an Personen mit sehr geringen polnischen Sprachkenntnissen 
vergeben.27 Unter den Ausreisenden – 400 000 Menschen zwischen 1955 und 1974 sowie 
weitere 500 000 in den Jahren 1976 und 1988 – waren nicht nur Deutschsprachige oder Per-
sonen mit deutscher Abstammung, sondern auch slawisch-schlesische Bevölkerung.28 Da eine 
ethnisch und kulturell homogene Gesellschaft das wichtigste Ziel der kommunistischen Füh-
rung in der Volksrepublik Polen war, wurden Maßnahmen unternommen, um die deutsche 
Sprache, die deutsche Identität und andere Kennzeichen des Deutschtums in den so genannten 
„wiedergewonnenen Gebieten“ zu eliminieren. Zu diesen Kennzeichen gehörte außer dem 
Gebrauch des Deutschen auch das Singen deutscher Lieder, das Lesen deutscher Werke in der 
Öffentlichkeit oder die Verwendung deutscher Gebetbücher.29 Der Prozess der Entdeutschung 
ging so weit, dass spezielle Bürger-Kontrollkommissionen entstanden, die jede Erscheinung 
des Deutschtums zu beseitigen hatten. Das bedeutete sowohl das Ersetzen der deutschen Na-
men auf den Schildern vieler Geschäfte oder Firmen durch die polnischen Benennungen als 
auch die Beseitigung der deutschen Inschriften auf Friedhöfen und Denkmälern.30 Personen- 
und Städtenamen wurden umbenannt. Diese unfreundliche (Sprach-)Politik Polens richtete 
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sich nicht nur gegen nichtpolnische Elemente der Bevölkerung, sondern auch gegen regionale 
Besonderheiten der Einwohner Polens.   
Die Wende Ende der 80er Jahre war u. a. dank Protestbewegungen in den Jahren 1968, 
1976 und 1980 möglich, als die unabhängige Gewerkschaftsbewegung gegründet wurde, die 
für eine neue Betrachtung der im Staat lebenden Minderheiten plädierte.31 Die Stärke der 
kommunistischen Führung in Warschau wurde in den Folgejahren geschwächt, bis 1989 eine 
unabhängige demokratische Republik Polen entstand. Seit den 90er Jahren dauert ein Trans-
formationsprozess auf wirtschaftlicher und gesellschaftlich-politischer Ebene an. Der Wandel 
betrifft auch die Minderheitenpolitik.  
Die Dritte Polnische Republik zeigte sich nach der Wende nicht als ein Staat mit einer 
homogenen Bevölkerung, sondern ganz im Gegenteil: Deutsche, Weißrussen, Ukrainer, Li-
tauer, Slowaken, Tschechen, Juden, Roma, Lemken und andere Minoritätsgruppen wurden 
anerkannt.32  
Das politische System der Bundesrepublik Deutschland ließ sich mit der durch den kom-
munistischen Geist geprägten Politik Polens nicht vereinbaren, wobei der Normalisierungs-
prozess in den westdeutsch-polnischen Beziehungen schon in den 70er Jahren des vergange-
nen Jahrhunderts ansetzte. Diese zwei Nachbarländer begannen einander als Dialogpartner zu 
betrachten. Der erste nichtkommunistische Premierminister nach 1945, Tadeusz Mazowiecki, 
betonte in seinem Exposé im Jahr 1989 die Notwendigkeit eines Durchbruchs in den deutsch-
polnischen Beziehungen.33  
Die Vereinigung Deutschlands verlangte nicht nur eine Umorientierung der Außenpolitik 
der jungen polnischen Demokratie, sondern auch ein Umdenken und eine Änderung der Be-
trachtungsperspektive in Bezug auf die Deutschen34 selbst, die auch innerhalb der Grenzen 
des polnischen Staates wohnten.  In den 90er Jahren öffneten sich für die deutsche Minderheit 
in Polen viele Wege, die sowohl auf der öffentlichen als auch auf der privaten Ebene diese 
Entwicklung ermöglichten. Das betraf vor allem die unbeschränkte Freiheit bezüglich der 
Gründung verschiedener Vereine und Verbände, des Gebrauchs der deutschen Sprache und 
des Schulwesens sowie des Schutzes und der Pflege der deutschen Identität. Noch bis heute 
dauert der Prozess der rechtlich-politischen Regelungen an, die die Minderheitenrechte defi-
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nieren sollen. Infolgedessen entstanden europäische Normen und Minderheitengesetze. Ver-
schiedene zwischenstaatliche Verträge und internationale Chartas wurden unterschrieben, was 
die Minderheitenpolitik in Polen und Deutschland beeinflusste.  
 
2.4. Minderheitenrechte in der polnischen Politik 
 
Die Minderheitenfrage trat in den Vordergrund in der Dritten Republik Polen nach den ersten 
demokratischen Parlamentswahlen im Juni 1989. Nun war es möglich, offen und frei über die 
erlittene Diskriminierung, die von den Nachkriegsregierungen ausgeübt worden war, zu spre-
chen. Der neue polnische Staat wollte sich als ein modernes, für alle seine Bürger verantwort-
liches Land zeigen, das eine Heimat nicht nur für die Polen sein solle, wie es Premierminister 
Mazowiecki betonte.35 In seiner Auffassung waren Minderheiten mit ihren Sprachen und Kul-
turen eine Bereicherung im polnischen Volk, daher gehöre es zu den Aufgaben der polnischen 
Republik, die Rechte auf den Schutz und die Pflege der eigenen Sprache sowie der eigenen 
Kultur zu sichern. Zum ersten Mal gewannen in der Minderheitenproblematik die subjektiven 
Bekenntnisse an Bedeutung, zu Ungunsten der objektiven Kriterien – wie beispielsweise die  
Beherrschung der Sprache – nach denen bis dahin über die Zugehörigkeit zu einer Minderheit 
entschieden wurde.  
Die deutsche Minderheit in Polen wurde offiziell am 14. November 1989 anerkannt, als 
der polnische Regierungschef und der deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl eine gemeinsame 
Erklärung unterzeichneten, in der eine neue Orientierung der Minderheitenpolitik dieser zwei 
Länder angedeutet wurde, ohne aber rechtlich bindende Vorschriften zu nennen.36 Ein großer 
Wandel auf der höchsten politischen Ebene wurde somit durch die deutsch-polnische Erklä-
rung zum Ausdruck gebracht. Durch diese Deklaration entstand eine starke Minderheitenbe-
wegung unter den im polnischen Staat lebenden Deutschen, vor allem in Oberschlesien.  
Im Laufe der 90er Jahre verankerte sich die deutsche Sprache nicht nur kulturell, sondern 
auch rechtlich auf den von der deutschen Minorität bewohnten Gebieten in Bereichen des 
Schulwesens, der Medien und der Kirche. Eine bedeutende Rolle spielten hier die Verbände 
der deutschen Minderheit, in die sich ihre Angehörigen organisierten. Auf diesem Weg konn-
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ten sie ihre Rechte einfordern, deren Verankerung in der Gesetzesschreibung zur Aufgabe der 
polnischen Politiker wurde. Da der Minderheitenproblematik in der Europäischen Union, de-
ren Mitglied Polen seit 2004 ist, immer größere Aufmerksamkeit geschenkt wurde, verpflich-
teten sich alle Mitgliedsstaaten, die Angelegenheiten der Minoritäten auf den betroffenen Ge-
bieten politisch und rechtlich zu regeln.  
Die Ausführung der europäischen Direktiven im polnischen Staat war ein lange dauernder 
Prozess, der noch bis heute nicht vollständig abgeschlossen ist. Polen passt aber seine Min-
derheitenpolitik seit über achtzehn Jahren an die Richtlinien der internationalen und europäi-
schen Organisationen an, wodurch sich die Situation der Minderheiten in Polen verbessert hat.  
 
2.4.1. Internationale und innerstaatlich-polnische Regelungen 
 
Die polnische Verfassung vom 22. Juli 1952 beinhaltete nur einen Artikel, in dem die Min-
derheitenfrage angesprochen wurde. Der Artikel 69 sicherte allgemeine Rechte der Bürger in 
der Volksrepublik Polen, die ungeachtet ihrer Nationalität, Rasse oder des religiösen Be-
kenntnisses in allen Bereichen des politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Le-
bens gleich zu betrachten seien. Jede Art der Diskriminierung stand unter Strafe und etwaige 
Verbreitung von Hass oder Verachtung sowie das Auslösen von Streitigkeiten und Demüti-
gung eines Menschen aufgrund seiner religiösen, nationalen oder rassischen Andersartigkeit 
war verboten. Diese verallgemeinerten Richtlinien definierten jedoch nicht die Minderheiten-
rechte, weil es im offiziell homogenen polnischen Staat vor 1989 solcher Definitionen nicht 
bedurfte.37 Vielmehr fehlte es an genaueren Auffassungen in dieser Problematik auch in den 
folgenden Staatsgrundgesetzen bis 1997. Nur in der Verfassung von 1976 wurde ein neuer 
Absatz im Artikel 57 Kapitel 8 über die Rechte und Pflichte der Bürger hinzugefügt, in dem 
es hieß, dass alle Bürger der Volksrepublik Polen gleiche Rechte besaßen, ungeachtet ihres 
Geschlechts, ihrer Geburt oder Ausbildung, des Berufs, der Nationalität, Rasse oder Religion 
sowie der Herkunft und der sozialen Stellung.38  
In der polnischen Verfassung vor 1989 gab es also keine politische Regelung, die die 
Rechte der Minderheiten detailliert formuliert hätte. Trotzdem kam es zu Änderungen in der 
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Betrachtung der Minoritätsfragen, als Polen die Normen der internationalen Verträge ange-
nommen hatte. Zu den ersten zwischenstaatlichen Abkommen gehörte der Internationale Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte, der am 19. Dezember 1966 in New York zu unter-
zeichnen war und von Polen am 3. März 1977 ratifiziert wurde. Dort befand sich ein getrenn-
ter, nur von den Minderheiten handelnder Artikel 27, der besagte, dass in allen Staaten, wo es 
ethnische, religiöse oder sprachliche Minoritäten gibt, Minderheitenangehörige das Recht auf 
ihr eigenes, kulturelles Leben und Ausübung ihrer religiösen Praktika sowie auf den Gebrauch 
ihrer Muttersprache zusammen mit anderen Angehörigen ihrer Gruppe besitzen. Somit wur-
den zum ersten Mal nach dem Zweiten Weltkrieg in einem internationalen, universellen Ver-
trag der Schutz und die Rechte der Minderheiten ausgedrückt.  
Dieses Muster verwendeten einzelne Länder in ihrer Minoritätspolitik, die in Polen nach 
der Ratifizierung des Paktes in eine neue Bahn gelenkt wurde. Dazu verhalf auch die UNES-
CO-Konvention zur Bekämpfung der Diskriminierung im Bildungswesen. Dieser internatio-
nale Vertrag wurde von Polen 1964 ratifiziert und beinhaltete im Artikel 5, Absatz 1, Punkt c 
Richtlinien, welche direkt die Minderheiten betrafen. Mit der Ratifizierung verpflichtete sich 
der polnische Staat, seinen nationalen Minderheiten das Recht zu sichern, ihre eigenen Schu-
len zu leiten, selbstständige Tätigkeiten im Schulwesen durchzuführen sowie den Mutterspra-
chenunterricht gemäß der staatlichen Schulpolitik zu gewährleisten.39  
Die Ratifizierung einer weiteren Konvention unter der Schirmherrschaft der Vereinten Na-
tionen zur Beseitigung jeder Art rassischer Diskriminierung bedeutete 1966 den nächsten 
Schritt auf dem Weg zum Schutz von ethnischen und nationalen Minderheiten in Polen.40 
Nach der Wende konnte die polnische Regierung über die innerstaatlichen und außenpoli-
tischen Angelegenheiten selbstständig entscheiden. Die Teilnahme an der europäischen Ent-
wicklung und Verbesserung des Status der Minderheiten war für Polen von enormer Bedeu-
tung, was die Ratifizierung der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten sowie der Rahmenkonvention zum Schutz der nationalen Minderheiten unter der 
Schirmherrschaft des Europarates bestätigte. Die erste Konvention wurde im Dezember 1992, 
die zweite im November 2000 ratifiziert und beide lösten Auswirkungen auf das polnische 
Rechtssystem aus, das sich an die europäischen Standards anpasste.  
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Eine besondere Rolle in der Entwicklung des internationalen Schutzes der nationalen Min-
derheiten spielte die Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, die 1975 in 
Helsinki stattfand.41 Dort verpflichteten sich alle Staaten mit Minoritäten auf ihren Territorien, 
die Rechte der Minderheitenangehörigen zu respektieren, ihnen volle Freiheit und Menschen-
rechte zu sichern und ihre gesetzlichen Interessen zu schützen. Die weiteren Treffen wie bei-
spielsweise die Kopenhagener Konferenz über die menschliche Dimension im Jahre 1990 re-
gelten im größeren Ausmaß die Situation der Minoritäten. In Kopenhagen stellte man eindeu-
tig fest, dass die Zugehörigkeit zu einer Minderheit eine individuelle Entscheidung ist und 
dieser daher keine negativen Konsequenzen folgen dürfen. Diese Regelung wurde zum 
Grundrecht in Bezug auf Minderheiten und fand ihre Widerspiegelung beinahe wortwörtlich 
im Artikel 3, Absatz 1 der Rahmenkonvention des Europarates im Jahre 1995.42 Das Verbot 
der Diskriminierung und der Schutz der Angehörigen von nationalen Minderheiten wurden 
somit auch in Polen rechtlich geregelt. Diese Konvention beinhaltet aber keine Definition der 
Minderheiten, was den einzelnen Ländern die Möglichkeit gibt, selbstständig darüber zu ent-
scheiden, welche Gruppen die in der Konvention genannten Rechte in Anspruch nehmen dür-
fen und daher als Minderheiten zu betrachten sind. 
Die wachsende Zahl der von Polen unterzeichneten und ratifizierten internationalen Ver-
träge und seine Teilnahme an der europäischen Zusammenarbeit, die auf Verbesserung der 
minderheitlichen Situation zielte, bewirkten die grundlegende Revision und den Umbau des 
polnischen internen Rechtssystems bezüglich der nationalen Minderheiten. Die praktische 
Realisierung erfolgte auf der Verfassungsebene durch detaillierte Gesetzesakte für die Ange-
hörigen der nationalen und ethnischen Minderheiten u. a. über das Bildungswesen, die Religi-
on und die Wahlen, sowie durch die Annahme eines ganzheitlich eigenen Gesetzes, das Mino-
ritätsschutz und –rechte normierte. Auf diesen Ebenen geschah also der Anpassungsprozess 
an die internationalen Direktiven, die ihre Spuren in der jungen Demokratie in den 90er Jah-
ren hinterließen. Damit hing die Berufung der Kommission für nationale und ethnische Min-
derheiten im Jahre 1989 sehr eng zusammen. Die Arbeit ihrer Mitglieder konzentrierte sich 
anfangs vor allem auf die Ergänzung der Verfassungsgesetze, die die Minderheitenproblema-
tik näher zu definieren hatten.43 
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Eine neue Richtung in der Verbesserung der sprachlichen Situation der Minderheiten in 
Europa schlug die Europäische Charta der Regional- und Minderheitensprachen von 1992 ein, 
die der polnische Staat 2003 unterzeichnete. Dieses Dokument entstand nicht zum Schutz der 
ethnischen oder nationalen Gruppen, sondern ihrer Sprachen, die sich von der offiziellen 
Amtssprache des gegebenen Landes unterscheiden.44 Laut Artikel 7 der Charta verpflichten 
sich die Staaten, die Sprachen in ihrem regionalen Auftreten sowohl in Wort als auch in 
Schrift im privaten wie im öffentlichen Gebrauch zu unterstützen. Die Regional- und Minder-
heitensprachen sollen auch im Bildungswesen auf allen Niveaus ihren Platz finden und Ge-
genstand der Forschung sein, wobei jene die Charta unterzeichnenden Länder mit der interna-
tionalen Mitarbeit in diesem Bereich einverstanden sind. Es war den einzelnen Staaten über-
lassen, die Sprachen festzulegen und nach den Richtlinien der Charta zu definieren. Die Rati-
fizierung des Dokuments des Europarates trägt zum Aufbau eines kulturell starken Europas 
bei, das „auf den Grundsätzen der Demokratie und der kulturellen Vielfalt im Rahmen der 
nationalen Souveränität und der territorialen Unversehrtheit beruht.“45  
 
2.4.2. Die Minderheitenfrage in der polnischen Verfassung von 1997 
 
Die letzte Dekade des 20. Jahrhunderts gab vielen kulturell-ethnischen Gruppen die Chance, 
ihre Anwesenheit im polnischen Staat durch die Politik, Medien und soziale Tätigkeiten zu 
zeigen. Die Multikulturalität der Bevölkerung wurde nach ein paar Jahrzehnten des Schwei-
gens langsam entdeckt und widersprach der vom kommunistischen Regime proklamierten 
Homogenität des Staates. Die Anerkennung und Toleranz gegenüber den ethnischen und nati-
onalen Gruppen, die sich durch ihre Andersartigkeit auszeichnen, mussten erst auf allen Ebe-
nen des sozialen Lebens erlernt werden, auch in der Sphäre der Politik, wo die Muster der 
richtigen Haltung in Bezug auf die Minderheiten präsentiert wurden. Die Entstehung des neu-
en bürgerlichen Ethos schuf die notwendige Vertrautheit mit den vor 1989 nicht verwendeten 
Begriffen wie ethnische oder nationale Minderheit. Somit entstand das Bedürfnis nach einer 
expliziten Garantie des rechtlichen Schutzes der nationalen und ethnischen Minoritäten auf 
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dem polnischen Gebiet. Die Rechte dieser Gruppen mussten also unbedingt in das polnische 
Rechtssystem und in die Grundgesetze eingeführt werden.  
Die Verfassung der Republik Polen vom 2. April 1997 beinhaltet eine doppelte rechtliche 
Regelung bezüglich des Schutzes der nationalen und ethnischen Minderheiten. Im Artikel 32 
gewährleistet Polen die allgemeine Antidiskriminierung46 und der getrennte Artikel 35 betrifft 
nur die speziellen Rechte jener polnischen Bürger, die Angehörige der nationalen oder ethni-
schen Minoritäten sind:  
Artikel 35 
1. Die Republik Polen gewährleistet den polnischen Staatsangehörigen, die nationalen 
und ethnischen Minderheiten angehören, die Freiheit der Erhaltung und der Entwick-
lung der eigenen Sprache, der Erhaltung von Bräuchen und Traditionen sowie der 
Entwicklung der eigenen Kultur. 
2. Nationale und ethnische Minderheiten haben das Recht auf Bildung eigener Aus-
bildungs- und Kultureinrichtungen sowie der Einrichtungen, die dem Schutz der reli-
giösen Identität dienen. Sie haben auch das Recht an Entscheidungen in solchen An-
gelegenheiten beteiligt zu werden, die ihre kulturelle Identität betreffen.47 
 
Da im Artikel 32, Absatz 2 die möglichen Grundlagen für die verbotene Diskriminierung 
nicht genauer genannt wurden, kann man unter der Formulierung „aus welchen Grund auch 
immer“48 die Kriterien der nationalen oder der ethnischen Herkunft auch mit einbeziehen.  
Im Artikel 35 dagegen stellte man eindeutig die Verhältnisse für die Bewahrung der  
identitätsstiftenden Elemente in einer Minderheitengruppe dar. Ihre Angehörigen haben das 
konstitutionelle Recht auf Gründung ihrer eigenen Institutionen, die zur Entwicklung ihrer 
kulturellen Identität verhelfen können.49 Die Bedeutung dieser zwei Verfassungsartikel betont 
noch der Artikel 91, in dem steht: „Nachdem ein ratifizierter völkerrechtlicher Vertrag im 
Gesetzblatt der Republik Polen veröffentlicht worden ist, bildet er einen Teil der innerstaatli-
chen Rechtsordnung und wird unmittelbar angewandt, es sei denn, seine Anwendung setzt die 
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Verabschiedung eines Gesetzes voraus.“50 Diese Formulierung weist darauf hin, dass alle in-
ternationalen bindenden Verträge direkt im sozial-politischen Leben durchgeführt werden 
sollen, was auf die Situation der Minderheiten in Polen sehr positive Auswirkungen hat.  
Universelle Artikel 13,51 54,52 5853 und 6054 erstellen Normen, die den demokratischen 
Charakter des öffentlichen Lebens nicht nur für die Minderheiten, sondern auch für alle polni-
schen Bürger sichern.55 
Die polnische noch heute geltende Verfassung von 1997 präsentiert eine Basis für die 
Grundrechte der nationalen und ethnischen Minoritäten. Sie sah aber noch kein eigenes Ge-
setz vor, das nur die Minderheitenfragen betreffen würde, was ein Grund für viele kritische 
Bemerkungen in Minoritätskreisen war. Das Fehlen eines solchen Gesetzes weckte auch Un-
zufriedenheit in den internationalen Organisationen, vor allem im Europarat. Die Verabschie-
dung des Gesetzes über die Minderheiten wurde somit zu einer wichtigen Aufgabe der kom-
menden Regierungen. 
 
2.4.3. Das Minderheitengesetz in Polen  
 
Das Gesetz über nationale und ethnische Minderheiten sowie Regionalsprache trat in Polen 
am 6. Januar 2005 in Kraft.56 Die polnische Führung wurde sich dessen bewusst, dass die 
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Wahrung und Entwicklung der kulturellen Identität aller nationalen und ethnischen Minder-
heiten sowie ihrer Sprachen in einem ganzheitlichen Gesetz geregelt werden sollte. Das Feh-
len eines solchen Erlasses in der polnischen Gesetzgebung wurde nämlich von den Minori-
tätskreisen stark kritisiert und ließ Polen vor allem im Europarat in einem ungünstigen Licht 
auf der europäischen Bühne erscheinen. Die polnische Legislative enthielt nur in einzelnen 
Sektoren – beispielsweise im Kultur- und Schulbereich – ziemlich detaillierte Rechtsvor-
schriften, die die Schlüsselbereiche für den Schutz der Minderheiten regelten. Noch vor der 
Ratifizierung der Rahmenkonvention gewährleistete Polen die Rechte seiner Minoritäten nur 
durch die allgemeinen Verfassungsgarantien und die einzelnen Sektorregelungen. Die polni-
schen Politiker wollten das Fehlen des Minderheitengesetzes dadurch begründen, dass die 
bereits existierenden Direktiven die Angehörigen der ethnischen und nationalen Minderheiten 
ausreichend schützten. Es bedurfte einer Veränderung der politischen Einstellung gegenüber 
der Minderheitenfrage und einer Anerkennung der Notwendigkeit eines ganzheitlichen Geset-
zes, um eine bessere Basis für den rechtlichen Schutz der Minoritäten in Polen zu schaffen.  
Das Gesetz wurde mit dem Ziel verabschiedet, die Verfassungsartikel um die rechtlichen 
Definitionen der nationalen und ethnischen Minderheiten sowie um eine genauere Bezeich-
nung ihrer Rechte gegenüber dem polnischen Staat zu erweitern. Diese Verabschiedung war 
jedoch von vielen Kontroversen begleitet. In der Geschichte aller Regelungen der Dritten Re-
publik Polen dauerten die Arbeiten an der Formulierung dieses Gesetzes am längsten.57 Die 
Diskussion, die über dieses Gesetz entstand, zeigte der Öffentlichkeit gewisse Probleme, mit 
denen die Politiker kämpften. Es war nämlich nicht klar, ob solch ein Dokument notwendig 
war, um die Chancen der Minderheiten an die Möglichkeiten anderer Staatsbürger anzuglei-
chen oder eher um den Ersteren neue Privilegien zu geben.  
Die Fragen nach der Richtigkeit solch eines Dokuments wurden im polnischen Parlament 
immer drängender, vor allem in Bezug auf die strittige Definition des Gegenstandes der Poli-
tik – auf den Begriff der Minderheit selbst.58 Bereits seit 1989 wurde die Verabschiedung die-
ses Gesetzes von der Sejm-Kommission59 für nationale und ethnische Minderheiten sowie 
von den Minoritätskreisen postuliert. Das erste Projekt, das nie über seine Vorbereitungsphase 
hinausging, entwickelten Zdzisław Kdzia und Hanna Suchocka Ende der 80er Jahre im Bür-
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gerlichen Komitee mit Lech Wałsa. 1992 betonte der Abgeordnete der deutschen Minderheit 
im polnischen Sejm, Henryk Kroll, dass es den Minoritäten nicht darum gehe, besondere Pri-
vilegien oder mehr Rechte und weniger Pflichten im Vergleich zu anderen polnischen Bür-
gern zu bekommen. Vielmehr kämpfen sie für einen klaren und eindeutigen Rechtskatalog, 
der ihre Rechte sichert, und dafür, ihre Chancen dem Verhältnis aller Staatsbürger anzuglei-
chen. Die Minderheiten wollen nicht mehr vom polnischen Staat, aber auch nicht weniger als 
die Gesamtbevölkerung. Das Ziel sei also die praktische Gleichheit aller Bürger, die nicht mit 
der Situation der eigenen Minderheit im Ausland verglichen werden sollte.60 
Die Arbeiten wurden im Sejm der Dritten Kadenz (1997-2001) wieder aufgenommen und 
zur Debatte im Parlament vorgeschlagen, die im März 1999 stattfand. Die Abgeordneten ent-
schieden über die Berufung einer Subkommission, die sich mit der Bearbeitung des Gesetzes 
beschäftigt hatte. Diese Kommission konnte die Schwierigkeiten der Definition der ethni-
schen und nationalen Minderheiten nicht bewältigen und konzentrierte sich hauptsächlich auf 
die genaue Bestimmung des zeitlichen Aufenthalts einer gegebenen Minorität, wodurch deut-
lich wurde, dass man die garantierten Minderheitenrechte nur auf die historischen und lange 
ansässigen Gruppen einzuschränken plante. Die Kommission für nationale und ethnische 
Minderheiten der Vierten Kadenz bemühte sich erneut um die Verabschiedung des Minder-
heitengesetzes. Die Diskussion über das Projekt fand am 15. Februar 2002 statt. Die Frage der 
Einführung der Minderheitensprache als Hilfssprache führte zu hitzigen Debatten.61 
Die endgültige Verabschiedung des Gesetzes am 6. Januar 2005 bedeutet einerseits die 
Bestätigung der bereits bestehenden Rechte von Angehörigen der Minderheiten und anderer-
seits auch die Zulassung der neuen und wichtigen Berechtigungen, wie zum Beispiel die     
Möglichkeit der Verwendung der eigenen Muttersprache als Hilfssprache bei Ämtern und 
anderen Institutionen in jenen Gebieten, die hauptsächlich von einer Minorität bewohnt sind. 
Die Neuerungen betrafen auch die Regeln der administrativen Zusammenarbeit auf der staat-
lichen Ebene mit den Minderheitenorganisationen und ihren Vertretern. Der wichtigste Fort-
schritt bei den Arbeiten am Projekt war die Einführung des Begriffs Regionalsprache, was als 
Grundlage für die Ratifizierung der Europäischen Charta der Regional- und Minderheiten-
sprachen galt.  
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Die Meinungen über das Minderheitengesetz waren in den Experten-, Politiker-, und Mi-
noritätskreisen sehr differenziert. Die überwiegende Mehrheit sprach sich für seine Verab-
schiedung aus und argumentierte mit der notwendigen Verbesserung der Minderheitenpolitik 
und der genauen Definierung der Minderheitenrechte. Ihrer Ansicht nach würde das Doku-
ment nicht nur diese Rechte – vor allem auf der lokalen Ebene – kodifizieren, sondern auch 
alle Beamten disziplinieren, sich an die präzisierten Vorschriften zu halten. Außerdem könne 
das Gesetz die Realisierung der Beschlüsse der Rahmenkonvention des Europarates zum 
Schutz der nationalen Minderheiten wesentlich verbessern und den Minoritätsgruppen selbst 
den Weg zur polnischen Administration erleichtern.62  
Die Angehörigen der ethnischen und nationalen Minderheiten in Polen haben dem Gesetz 
einen symbolischen Wert beigemessen und meinten, dass sie sich im Staat sicherer und besser 
fühlen würden, wenn es dieses für sie wichtige Dokument geben wird. Dieser Mangel war für 
sie bis jetzt ein grundlegendes Problem, das durch viele Jahrzehnte wuchs und nicht gelöst 
wurde. Sie waren sich jedoch dessen bewusst, dass dieser Erlass ihre Situation nicht radikal 
verbessern würde, aber es war für eine bessere Zukunft von enormer Bedeutung.63 Die legisla-
tiven Schwierigkeiten mit der Einführung des Gesetzes in das polnische Rechtssystem, die 
finanzielle Belastung verbunden mit der Mehrsprachigkeit und die bisherige politische Macht-
losigkeit der Minderheiten beeinflussten den Verabschiedungstermin. Das Gesetz sollte nicht 
viele Änderungen mit sich bringen, sondern nur das bereits Bestehende präzisieren. Darauf 
warteten vor allem große Minderheitengruppen – u. a. die deutsche, ukrainische, weißrussi-
sche und litauische Minorität. Die letztere machte die Politiker noch darauf aufmerksam, dass 
es solch eine Regelung im politischen System ihres Heimatlandes bereits gebe.64 
Die Vertreter der Minderheiten betonten, dass solch ein Dokument den Gruppenstatus so-
wie die  minderheitliche Identität stärken und die Ausführung der Minoritätsrechte optimieren 
würde. Die Beamten wiesen auf die deutsche Minderheit hin, die am stärksten alle Konse-
quenzen der Minderheitenpolitik in der Nachkriegszeit miterleben musste, um nur die ge-
zwungene Namensänderung und die notwendige Übernahme der polnischen Staatsbürger-
schaft zu nennen. Die Tradition des Unrechtsempfindens ging von den alten Generationen 
weiter an die jungen Leute, die seit 1989 besonders auf ein Dokument hofften, das ihren öf-
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fentlichen Status verbessert, die Bemühungen um die Anerkennung ihrer Rechte erleichtert 
und kulturelle Aktivität ermöglicht.65   
Die Gegenargumente bestanden vor allem aus den Überzeugungen, dass es ohnedies 
schon positive Entwicklungen in der Minderheitenpolitik gab, was die Ratifizierung der inter-
nationalen Konventionen sowie die Verfassungsartikel bezeugen und den Schutz der Minori-
tätsangehörigen versprechen. Die Widersacher äußerten auch ihre Zweifel am sozialen An-
gleichungscharakter des Dokuments. Sie befürchteten eher eine übermäßige politische Son-
derstellung der Minderheiten in der polnischen Bevölkerung. Es erhoben sich sogar Stimmen, 
dass ein solches Gesetz die Gleichheit aller Bürger verletzen und eher zu ethnischen Konflik-
ten – vor allem im Oppelner Schlesien – führen würde. Die Konsequenz wäre also eine we-
sentliche Verschlechterung des gesellschaftlichen Zusammenlebens auf den betroffenen Ge-
bieten. Die Verabschiedung des Erlasses würde sich durch die negative Beeinflussung der 
bereits günstigen Lage gegen die Minderheiten selbst wenden. Es wäre auch noch zu erwarten, 
dass die größeren Minoritäten den kleineren ethnischen und nationalen Gruppen überlegen 
sind, woraus Erstere ihre Vorteile ziehen würden.66 
Die Länge und die Problematik der Debatte über das Minderheitengesetz werden durch 
das Argument gerechtfertigt, dass ein europäisches Muster in solchen Fällen fehlt. Jedes Land 
ist in dieser Hinsicht vollkommen selbstständig und kann allein über seine innenpolitisch-
soziale Angelegenheiten entscheiden. Für die Europäische Union war die Ratifizierung der 
Rahmenkonvention durch Polen von großer Bedeutung, da sie schließlich zur Norm in der 
Mehrzahl der europäischen Staaten wurde.  
 
2.4.4. Die Definition des Begriffs nationale und ethnische Minderheit  
 
Die größte Auseinandersetzung wurde durch die offizielle Erklärung des Begriffs nationale 
Minderheit herbeigeführt. Bei den Arbeiten am Projekt wurden die Tendenzen zur restriktiven 
Betrachtung dieser Bezeichnung anhand der Kriterien sichtbar: die Aufenthaltslänge der 
Gruppe auf polnischem Territorium, der Integrationsgrad mit der Bevölkerung sowie die Ein-
tragung auf die Liste der offiziellen Minderheiten. Die Definition befand sich bereits in den 
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bilateralen Verträgen zwischen Polen und den einzelnen Ländern. Sie betraf jedoch jeweils 
nur jene Gruppen, von denen in den zweiseitigen Traktaten die Rede war. Im polnischen 
Rechtssystem gibt es keine Definition des Begriffs – weder nationale noch ethnische Minder-
heit. Es fehlt auch an der formellen Anerkennung und Registrierung bestimmter Gruppen als 
Minoritäten. Jeder Staat soll es als seine Pflicht betrachten, solche Definitionen kompetent 
und normativ zu erstellen.67 Der Artikel 35 der polnischen Verfassung erfüllt nicht diese An-
forderungen, da es nicht möglich ist, anhand der dort erwähnten Freiheiten die Kriterien der 
Zugehörigkeit zu den nationalen oder ethnischen Minderheiten zu nennen. 
Unter dem rechtlichen Minderheitenschutz stehen jene Minoritätsangehörigen, welche die 
polnische Staatsbürgerschaft besitzen. Die Frage der nationalen Selbstbestimmung gehört zu 
ihren individuellen Entscheidungen, aber durch diese Identifikationsfreiheit kann ein Konflikt 
mit solchen Gruppen entstehen, die die Anerkennung als ethnische oder nationale Minderheit 
fordern, was am Beispiel der deutschen Minderheit und der Bestätigung ihres Status 1989 
deutlich wurde. Von großer Bedeutung ist in diesem Zusammenhang auch die Unterscheidung 
zwischen der nationalen und ethnischen Gruppe, die in der polnischen Verfassung nicht the-
matisiert wurde. Im Artikel 27 gibt es nur den Begriff nationale Minderheit, aber im Artikel 
35 treten bereits beide Bezeichnungen nebeneinander auf. Deswegen scheint es notwendig zu 
sein, sie als getrennte Betrachtungsgegenstände zu verstehen.68  
Gleichzeitig stellt sich die Frage, ob sich die Rechte der nationalen Minderheit von den 
Rechten der ethnischen Gruppen dementsprechend unterscheiden sollen, und wenn ja, in wel-
chem Ausmaß. Die Konsequenzen solcher Formulierungen sind auffallend in Bezug auf den 
rechtlichen Schutzumfang, denn der Artikel 27 berücksichtigt die sprachlichen Rechte nur in 
Bezug auf die nationalen Minderheiten. Die Sejmwahlordnung gibt gewisse Wahlprivilegien 
auch nur jenen Wahlkomitees, die zu Organisationen der registrierten nationalen Minderhei-
ten gehören. Das betrifft jedoch keine ethnische Minorität. Der Verfassungsartikel 35 sichert 
die Rechte der Angehörigen sowohl der nationalen als auch der ethnischen Gruppen und bes-
tätigt somit ihre identische Stellung in jedem Bereich. Diese Inkonsequenz wurde bemerkt 
und die genau definierte Trennung beider Bezeichnungen erklärte man als notwendig und be-
gründet. Sowohl das Minderheitengesetz als auch die offiziellen Äußerungen sind für diese 
Unklarheiten in der Minderheitenproblematik ausschlaggebend.  
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Der Begriff nationale Minderheit soll nur für solche Minderheiten angewendet werden, 
die sich mit den in ihren eigenen Staaten organisierten Nationen identifizieren. Die Bezeich-
nung ethnische Minderheit bezieht sich wiederum auf die Minoritäten, die sich als Teil der 
Gruppen ohne staatliche Organisation betrachten.69 
 
2.4.5. Der Inhalt des Minderheitengesetzes 
 
Das Gesetz vom 6. Januar 2005 entstand, um alle Angelegenheiten zu regeln, die mit der 
Wahrung und der Entwicklung der kulturellen Identität aller Minderheiten sowie mit der Be-
wahrung ihrer Sprachen zusammenhängen. Das Dokument bestimmt die Aufgaben, die in der 
Kompetenz der Organe in der Regierungs- und der territorialen Selbstverwaltung liegen. Im 
ersten Kapitel, Artikel 2 gibt es Definitionen der nationalen und ethnischen Minderheiten so-
wie ihre Auflistung:  
Artikel 2 
 
1. Nationale Minderheit im Sinne des Gesetzes ist eine Gruppe von polnischen Bür-
gern, die folgende Voraussetzungen insgesamt erfüllt:  
 
1) Sie ist zahlenmäßig kleiner als der übrige Teil der Bevölkerung der Republik Polen;  
2) Sie unterscheidet sich wesentlich von übrigen Bürgern durch die Sprache, Kultur    
oder Tradition;  
3) Sie strebt die Wahrung ihrer Sprache, Kultur oder Tradition an; 
4) Sie ist sich eigener historischen nationalen Gemeinschaft bewusst und ist darauf  
orientiert, diese auszudrücken und zu schützen; 
5) Ihre Vorfahren bewohnten das jetzige Territorium der Republik Polen seit mindes-
tens 100 Jahren; 
6) Sie identifiziert sich mit der in eigenem Staat organisierten Nation.  
 
 
2. Als nationale Minderheiten werden folgende Minderheiten anerkannt: 
 
1) weißrussische Minderheit; 
2) tschechische Minderheit; 
3) litauische Minderheit; 
4) deutsche Minderheit; 
5) armenische Minderheit; 
6) russische Minderheit; 
7) slowakische Minderheit; 
8) ukrainische Minderheit; 
9) jüdische Minderheit.70  
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Der Artikel 3 im ersten Kapitel des Gesetzes besagt, dass unter dem Begriff Minderhei-
tensprache die eigene Sprache der nationalen und ethnischen Minoritäten, die im vorigen Ar-
tikel genannt wurden, verstanden wird. Alle Personen, die einer Minderheitengruppe angehö-
ren, können frei entscheiden, ob sie als Minoritätsangehörige betrachtet werden wollen oder 
ob sie sich das nicht wünschen. Die Wahl zieht keine negativen Konsequenzen nach sich.  
Weiters ist es auch nicht verpflichtend, die Informationen über eigene Gruppenangehörig-
keit, Herkunft, Minderheitensprache oder Konfession bekannt zu geben. Die eigene Angehö-
rigkeit zu einer Minderheit muss nicht nachgewiesen werden. Die Minoritätsmitglieder kön-
nen ihre Rechte und Freiheiten, die im Gesetz enthalten sind, gemeinsam mit anderen Ange-
hörigen oder auch ganz individuell genießen. Im einführenden Kapitel wird die Verwendung 
von Assimilierungsmitteln verboten, wenn diese nicht dem Willen der Minderheitenangehöri-
gen entsprechen. Das Verbot gilt gleichermaßen für alle Mittel, die zur Veränderung nationa-
ler oder ethnischer Verhältnisse auf den jeweiligen Gebieten angewendet werden könnten. 
Auch in diesem Dokument – im Artikel 6 des ersten Kapitels – wird jede Art der Diskriminie-
rung aufgrund der Minderheitenangehörigkeit untersagt. Im letzten Artikel der allgemeinen 
Vorschriften nennt das Gesetz Aufgaben, für deren Erfüllung die öffentlichen Staatsorgane 
die Verantwortung tragen. Zu den Obliegenheiten gehören: die Unterstützung der Gleichheit 
zwischen der Minderheit und der Mehrheit in allen Lebensbereichen, der Schutz von Personen, 
die aufgrund ihrer Minderheitenangehörigkeit unter Diskriminierung, Gewalt oder Feind-
schaft leiden, sowie die Stärkung des interkulturellen Dialogs.  
Das gesamte zweite Kapitel betrifft den Gebrauch der Minderheitensprache. Sie kann so-
wohl im privaten als auch im öffentlichen Bereich von Minoritätsangehörigen frei benutzt 
werden. Alle Minderheiten haben das Recht auf Veröffentlichung sowie auf Austausch von 
Informationen im privaten und im öffentlichen Leben, und zwar in ihrer Minderheitensprache, 
die sie erlernen oder als Unterrichtssprache anwenden können.  
Die Schreibweise aller Vor- und Nachnamen ist nach den Schreibregeln der Minderhei-
tensprache zugelassen, vor allem in den Identitätsdokumenten oder bei der Registrierung in 
den amtlichen Akten. Eine wesentliche Neuerung betrifft den Sprachgebrauch in den Ämtern, 
in denen neben dem Polnischen auch die jeweilige Minderheitensprache als Hilfssprache vor 
Verwaltungsorganen in den Gemeinden verwendet werden kann, wo mehr als 20% der Ge-
meindebevölkerung einer Minderheit angehören. Solche Gemeinden, in denen die Hilfsspra-
che gebraucht wird, müssen auch in das so genannte Amtsregister eingetragen werden. Somit 
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können sich die Minderheitenangehörigen in amtlichen Angelegenheiten schriftlich oder 
mündlich an die Organe in ihrer Muttersprache wenden und haben auch das Recht, eine Ant-
wort in ihrer Hilfssprache zu bekommen. Allerdings gibt es in diesem Zusammenhang eine 
Ausnahme: Das Berufungsverfahren erfolgt nämlich ausschließlich in polnischer Sprache. In 
Zweifelsfällen wird auch ein Dokument zur Entscheidung in der Amtssprache angefertigt.  
Das Minderheitengesetz berücksichtigt auch alle zusätzlichen Orts- und Straßennamen 
sowie die Bezeichnungen der physiographischen Objekte in der Minderheitensprache auf dem 
Gebiet der in das Amtsregister eingetragenen Gemeinden. Allerdings dürfen diese zusätzli-
chen Namen nicht allein stehen, sondern immer nach der Bezeichnung in polnischer Sprache. 
Weiters dürfen sie nicht an die Bezeichnungen erinnern, die in der Zeit 1933-1945 vom Drit-
ten Reich oder von der Sowjetunion verliehen wurden. Die Regeln in der Schreibweise der 
zusätzlichen Namen werden beibehalten und im Wortlaut der Minderheitensprache wiederge-
geben. Die Einführung und die Anwendung der Hilfssprache auf dem Gemeindegebiet sind 
naturgemäß mit zusätzlichen Kosten verbunden, die der Gemeindehaushalt zu tragen hat.  
Im dritten Kapitel des Minderheitengesetzes über Bildung und Kultur wird das Recht der 
Minoritätsangehörigen auf Lernen ihrer Muttersprache, Kultur und Geschichte sowie auf den 
Unterricht in der Minderheitensprache ausdrücklich betont. Es liegt daher in der Kompetenz 
der öffentlichen Organe, alle Handlungen zu ermöglichen oder zu erleichtern, die zum Schutz, 
zur Wahrung und Entwicklung der minderheitlichen Identität führen. Der polnische Staat ver-
pflichtet sich also, folgende Tätigkeitsbereiche der Minoritäten zu unterstützen: 
 
- Kultureinrichtungen und Veranstaltungen, die eine große Bedeutung für Minderheiten 
tragen 
- Entstehung von Verlagen für Bücher, Zeitschriften, Flugblätter und Schriften in der 
Minderheitensprache 
- Realisierung von Sendungen im Radio und Fernsehen für und durch die Minoritäten 
- Unterstützung der Bibliotheken und dokumentarischer Archive, die das kulturelle Le-
ben beeinflussen  
- Verschiedene Programme zur bürgerlichen Integration der Minderheit sowie das Pro-
pagieren des Wissens über Minoritäten71 
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Das vierte Kapitel betrifft die Regionalsprache, die gemäß der Europäischen Charta der 
Regional- oder Minderheitensprachen zu verstehen ist. Im Artikel 19 befindet sich ihre ge-
naue Definition:  
 
(...) als Regionalsprache [gilt] eine Sprache, die: 
1) auf dem Territorium des jeweiligen Staates traditionell durch seine Bürger verwen-
det wird, die zahlenmäßig eine kleinere Gruppe als der Rest der Bevölkerung dieses 
Staates bilden; 
2) sich von der offiziellen Sprache dieses Staates unterscheidet; umfasst werden da-
durch weder Dialekte der offiziellen Sprache noch [die] Sprache der Migranten.72 
 
 
Die Anwendung der Minderheiten- sowie der Regionalsprache wurde mit der Verabschie-
dung des Minderheitengesetzes am 6. Januar 2005 offiziell möglich. Laut Zdzisław Galicki 
gebe es 79 Gemeinden, in denen eine Hilfssprache in der Kommunikation zwischen den Min-
derheitenangehörigen und den administrativen Organen eingeführt werden kann.73 Aktuell 
gibt es im Amtsregister über 240 Ortschaften, für die ein zusätzlicher Ortsname in der Min-
derheiten- oder Regionalsprache vorgeschlagen wurde. Für die Eintragung einer Gemeinde in 
das Amtsregister ist der Minister für Konfessionen sowie nationale und ethnische Minderhei-
ten verantwortlich. Seine Aufgabe besteht darin, die Eintragungen zu überprüfen, da mehrere 
Kriterien erfüllt werden müssen. Das sind vor allem die amtlichen Angaben über die Zahl der 
Gemeindebewohner – darunter auch die Zahl der Personen, die jener Minderheit angehören, 
deren Sprache als Hilfssprache in der Gemeinde gelten soll – und die Einwilligung des Ge-
meinderates über die Einführung der Hilfssprache, welche auch angegeben werden muss. Der 
zuständige Minister hat jedoch das Recht, die Eintragung in das Amtsregister zu verweigern, 
beispielsweise in Fällen, in denen die Angehörigen der nationalen oder ethnischen Minderheit 
weniger als 20% der Gesamtbevölkerung in der Gemeinde ausmachen. Die Angestellten im 
Gemeindeamt oder in anderen staatlichen Organen, die ihre Kenntnisse der Hilfssprache mit-
tels eines Diploms, eines Zertifikats oder einer Bescheinigung nachzuweisen imstande sind, 
erhalten tatsächlich einen Zuschlag zu ihrem monatlichen Lohn. Die Liste der Dokumente, die 
als Sprachbeweis gelten, wird vom Minister für Konfessionen sowie nationale und ethnische 
Minderheiten in Zusammenarbeit mit dem Bildungsminister bestimmt.  
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Die erste Gemeinde, die in das Amtsregister am 22. Dezember 2006 eingetragen wurde 
und einen zweiten Namen in der Minderheitensprache erhielt, war Radłów/Radlau im Kreis 
Olesno, der im Nordosten der Woiwodschaft Oppeln liegt. Die Durchführung und der An-
wendungsprozess dauerten längere Zeit, weil finanzielle Probleme auftauchten,74 so dass die 
Ortstafel erst am 12. September 2008 enthüllt wurde.75 Als erste Ortschaft in Polen, in der seit 
4. September 2008 deutsch-polnische Ortsschilder stehen, gilt Łubowice/Lubowitz in der 
Gemeinde Rudnik (Woiwodschaft Schlesien), wo sich auch das Eichendorff-Zentrum und ein 
Museum für den Dichter befinden.76 Der Ratiborer Landrat, Adam Hajduk, erwähnte bei die-
ser Gelegenheit: „Auch wenn im Oppelner Land dieser Prozess weiter fortgeschritten war, 
waren wir doch die Ersten. Möge dies künftig zu etwas ganz Normalem werden.“77 
Die genaue Liste der eingetragenen Gemeinden mit ihren Namen sowohl in der polni-
schen, als auch in der Minderheitensprache kann man auf der Internetseite des Innenministe-
riums finden.78  
Ganz deutlich wird, dass hauptsächlich Ortschaften in der Woiwodschaft Oppeln auf ihren 
Antrag hin zweisprachige Ortstafeln bekamen, und die deutsche Sprache erlangte bei dortigen 
Behörden den offiziellen Status einer Hilfssprache. Diese Ereignisse erwähnte sogar die öster-
reichische Tageszeitung „Die Presse“, welche die in Polen aufkommende Zweisprachigkeit 
als verbindendes Element sah.79  
Ähnliches konnte man in der Oppelner Wochenzeitung „Schlesisches Wochenblatt“ lesen, 
in der Norbert Rasch – ein polnischer Politiker, Angehöriger der Deutschen Minderheit und 
seit 2008 der Vorsitzende der Sozial-Kulturellen Gesellschaft der Deutschen im Oppelner 
Schlesien – die zweisprachigen Ortsnamen und Deutsch als Hilfssprache in den Gemeinden 
als ein „Symbol für gemeinsames Handeln, nicht Spaltung“80 verstand. Er betrachtete das Er-
eignis der Enthüllung der zweisprachigen Ortstafel in Radłów/Radlau als einen wichtigen 
Schritt in Richtung Normalität in den deutsch-polnischen Beziehungen, vor allem im Verhält-
nis polnische Mehrheit – deutsche Minderheit. Er betonte auch, dass die Einführung der deut-
schen Sprache auf die Initiative eines polnischen Bürgermeisters zustande kam, was als ein 
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weiteres Zeichen der Einheit zu sehen wäre.81 In dieser Gemeinde, die 4500 Einwohner zählt, 
bekennen sich ungefähr 27% von ihnen zum Deutschtum und fast die Hälfte betrachtet sich 
als Schlesier. Man befürchtete unterschiedliche Reaktionen der Einwohner, ihre emotionelle 
Betrachtungsweise der Geschehnisse und sogar den mangelnden Respekt für Minderheiten-
rechte. In Radłów/Radlau begann eine echte Prüfung der Toleranz für seine Bewohner, die sie 
zu bestehen scheinen, obwohl auch solche Anmerkungen hörbar wurden, dass die zweispra-
chigen Ortsschilder eine revisionistische, Unruhe stiftende Funktion hätten und dadurch der 
Germanisierungsprozess in Schlesien in Gang gebracht worden wäre.82 Ein paar Tage nach 
der Aufstellung der zweisprachigen Ortstafel kam es auch tatsächlich zu einer Schmieraktion 
durch unbekannte Täter, die die Schilder auf diese Art und Weise beschädigen wollten.83 Die-
se Tat machte die Öffentlichkeit auf die schwierige Frage der gegenseitigen Toleranz auf-
merksam und wurde vom Bürgermeister dieser Gemeinde, Włodzimierz Kierat, als Vandalen-
akt scharf kritisiert. Die Zweisprachigkeit in den Oppelner Gemeinden verglich man mit den 
Friedensbrücken, die zwischen der polnischen und der deutschen Bevölkerung gebaut werden 
konnten. Ihre Entstehung ist jedoch ein lang andauernder Prozess, im Laufe dessen auch 
Schandtaten von einzelnen Personen auftauchen. Diese sollen aber nicht über das gesamte 
Bild entscheiden, die Bemühungen der Mehrheit zunichte machen und den großen Erfolg 
nach langjährigen Versuchen, die deutsche Sprache neben dem Polnischen auf den von der 
deutschen Minderheit bewohnten Gebieten einzuführen, verringern.  
Deutsch soll dort nicht als eine fremde Sprache betrachtet werden. Die Minderheitenspra-
che unterscheidet sich nämlich wesentlich vom Begriff Fremdsprache, die als eine andere 
Sprache als die Amtssprache verstanden wird.84 Somit zeichneten sich die Minoritätssprachen 
in der polnischen Gesetzgebung aus, erhielten eine Sonderstellung und wurden in Form der 
zusätzlichen Namen und Aufschriften in den polnischen Ämtern eingeführt.  
Das Gesetz über nationale und ethnische Minderheiten sowie Regionalsprache gilt als ein 
Kompromiss zwischen den Minoritäten und der polnischen Mehrheit. Es bestätigt endgültig 
die Stellung der Minoritätsangehörigen im Staat und bestimmt die Regeln der öffentlichen 
Aktivitäten. Seine Befürworter betrachten das Dokument als eine Art Angleichung der Chan-
cen und Verbesserung der administrativen Tätigkeiten in diesem Bereich. Die Gegner verste-
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hen es jedoch als eine unnötige Privilegierung. Die internationalen Rechtsnormen sind mit-
einander verbunden und beeinflussen die innerstaatlichen Regelungen. Im Falle Polens wur-
den sie im 21. Jahrhundert zum wichtigen Stimulus zur Entwicklung des Rechtsystems für die 
Minderheiten und ihren Schutz innerhalb der polnischen Grenzen. Sowohl die verbindlichen 
Regelungen der Traktate als auch die „weichen“ Normen, die von verschiedenen internationa-
len Organisationen und Konferenzen vorgeschlagen wurden, fanden ihren Eingang in die pol-
nische Gesetzgebung. In den letzten Jahren ließ sich der Anpassungsprozess Polens an die 
europäischen und internationalen Muster im Bereich der Minderheitenrechte beobachten.  
Die nahe Zukunft wird den polnischen Staat vor die Notwendigkeit stellen, sich im größe-
ren Ausmaß den Normen der Europäischen Union anzunähern, die in ihrem politischen Kurs 
den nationalen und ethnischen Gruppen immer mehr Aufmerksamkeit schenkt. Neue Resolu-
tionen, Direktiven und Entscheidungen, die eine wachsende Zahl an verschiedenen rechtli-
chen Instrumenten mit sich bringen, werden laut Galicki folgen und Polen als Mitglied der 
Europäischen Union wird sich verpflichtet fühlen, sie alle auf dem eigenen Gebiet zu verab-
schieden und einzuführen.85 Gleichzeitig sind Kontrollen und Rapporte durch ein Beratungs-
komitee angekündigt, was die Realisierung aller Verpflichtungen durch die polnische Admi-
nistration wesentlich beschleunigen soll.86  
 
2.4.6. Bilaterale Verträge zwischen Deutschland und Polen 
 
Die Anknüpfung der Beziehungen nach dem Zweiten Weltkrieg zwischen den beiden Nach-
barländern begann erst in den 70er Jahren des vergangenen Jahrhunderts. Den neuen Kurs in 
der Politik leitete der damalige deutsche Bundeskanzler Willy Brandt ein. Am 7. Dezember 
1970 unterzeichneten er und der polnische Ministerpräsident Józef Cyrankiewicz den Vertrag 
über die Unverletzlichkeit der Oder-Neiße-Linie, die die westliche Grenze der Volksrepublik 
Polen bildete. Das Bundesverfassungsgericht stellte später klar, dass mit diesem Vertrag „für 
Bonn keine völkerrechtliche Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als polnischer Westgrenze 
verknüpft [war].“ 87 Klarheit in dieser Materie brachte erst der Grenzvertrag von 1990, unter-
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zeichnet von Bundeskanzler Helmut Kohl und dem polnischen Ministerpräsident Tadeusz 
Mazowiecki.  
Besondere Bedeutung wird dem Vertrag von 1970 beigemessen, vor allem deshalb, weil 
er als der erste Schritt in der zwischenstaatlichen Politik der beiden Länder galt und weil die 
Minderheitenfrage in Polen zum ersten Mal an Bedeutung gewann. Allerdings ging es der 
polnischen Seite nicht um die völlige Anerkennung der deutschen Minderheit und ihrer Rech-
te im polnischen Staatsgebiet, sondern eher um eine Bereitschaft zur Gewährleistung einer 
sicheren Ausreise nach Deutschland. Die kommunistische Regierung wollte auf diese Art und 
Weise die Minderheitenfrage endgültig lösen, um somit in der Homogenisierungspolitik er-
folgreich zu sein. Davon waren damals vor allem die so genannten „ethnischen Deutschen“88 
in Niederschlesien betroffen, die von Bonn als Deutsche, von Warschau aber als polnische 
Staatsbürger betrachtet wurden. Die Gestattung einer Ausreise für die Bürger des polnischen 
Staates war unter der kommunistischen Führung keine Selbstverständlichkeit. Die Bereit-
schaft der polnischen Führung, der deutschen Bevölkerungsgruppe die Ausreise nach 
Deutschland zu genehmigen, wies auf die politische Einstellung Polens gegenüber der Min-
derheitenfrage hin. Man wollte das Minoritätsproblem so schnell wie möglich lösen. Für eine 
andere Verhandlungsweise in diesem Bereich, welche die deutsche Seite erwartete, erklärte 
sich die polnische Regierung als nicht fähig. Trotz der Schwierigkeiten in der Führung des 
fruchtbaren Dialogs soll betont werden, dass 1970 der Normalisierungsprozess im Verhältnis 
zwischen Polen und dem deutschen Teilstaat begann.  
In den 80er Jahren lehnte die polnische, staatlich anerkannte Opposition – die Gewerk-
schaft Solidarno mit Lech Wałsa an ihrer Spitze – die angebliche Lösung der Minderhei-
tenprobleme ab. Da die Notwendigkeit der Minderheitenanerkennung explizit im Solidarno-
Programm ausgedrückt wurde, konnte die deutsche Minderheit in Oberschlesien neue Hoff-
nung auf Unterstützung bei ihren Forderungen schöpfen. Der endgültige Umbruch in der neu-
en polnischen Europapolitik geschah im Jahre 1989. Der neue Grenzvertrag Polens mit dem 
vereinigten deutschen Staat wurde am 14. November 1990 unterzeichnet, womit es möglich 
war, „das politisch-psychologisch besonders belastende Problem der Nachkriegsnachbarschaft 
ad acta zu legen.“89  
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Als ein unbestrittener Meilenstein gilt der Vertrag über gute Nachbarschaft und freund-
schaftliche Zusammenarbeit vom 17. Juni 1991,90 der im einleitenden Teil die Notwendigkeit 
einer dauerhaften, europäischen Friedensordnung, der Versöhnung und Verständigung sowie 
der Verantwortung für Menschenrechte im demokratischen und vereinten Europa betonte. Der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit wurde eine wichtige Rolle beigemessen, wobei auch der 
Beitrag beider Völker zum gemeinsamen kulturellen Erbe Europas erwähnt wurde.  
Im Ersten Artikel verpflichten sich die Vertragsparteien zu guter Nachbarschaft, die sich 
durch gegenseitige Freundschaft und partnerschaftliche Zusammenarbeit, die alle Bereiche 
betrifft, auszeichnet. Weiters wurden andere Abkommen genannt, mit denen der Vertrag in 
Übereinstimmung steht:  
 
- die Charta der Vereinten Nationen 
- die Schlussakte von Helsinki von 1975  
- die Charta von Paris vom 21. November 1990  
- die Dokumente der KSZE-Folgetreffen91  
 
Darüber hinaus verurteilten die Vertragsparteien jeden Ausdruck von Rassen- und Frem-
denhass sowie von Diskriminierung oder Verfolgung der Volksgruppen aus ideologischen 
oder religiösen Gründen. In diesem Vertrag wurden die deutsche Minderheit in Polen und die 
polnische Volksgruppe in Deutschland „als natürliche Brücken zwischen dem deutschen und 
dem polnischen Volk“92 betrachtet. Gleichzeitig betonte man, dass sie „einen wertvollen Bei-
trag zum Leben ihrer Gesellschaften leisten.“93 Die Durchführung des Vertrags wurde zur 
Kompetenz der Außenminister hinzugefügt, die sich mindestens einmal im Jahr, genau so wie 
die Regierungschefs, zu Besprechungen treffen sollten.  
Die folgenden Artikel betrafen vor allem die Ziele der Vertragsparteien, zur europäischen 
Stabilität und Sicherheit beizutragen sowie die wirtschaftliche, wissenschaftliche und techni-
sche Zusammenarbeit zu verbessern. Von großer Bedeutung war jedoch der Artikel 20, Punkt 
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1, in dem die deutsche Minderheit in Polen und die polnische in Deutschland ausdrücklich 
genannt und definiert wurden: 
 
Die Angehörigen der deutschen Minderheit in der Republik Polen, das heißt Personen 
polnischer Staatsangehörigkeit, die deutscher Abstammung sind oder die sich zur 
deutschen Sprache, Kultur oder Tradition bekennen, sowie Personen deutscher Staats-
angehörigkeit in der Bundesrepublik Deutschland, die polnischer Abstammung sind 
oder die sich zur polnischen Sprache, Kultur oder Tradition bekennen, haben das 
Recht, einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe ihre ethni-
sche, kulturelle, sprachliche und religiöse Identität frei zum Ausdruck zu bringen, zu 
bewahren und weiterzuentwickeln; frei von jeglichen Versuchen, gegen ihren Willen 
assimiliert zu werden. Sie haben das Recht, ihre Menschenrechte und Grundfreiheiten 




Im Vertrag fanden die Minoritätsangehörigen auch Rechtsgarantien, die ihre Existenz in 
Zukunft sichern sollen. Die Vertragsparteien erklärten, dass die im Artikel 20, Punkt 1 ge-
nannten Personen das Recht haben:  
 
- ihre Muttersprache frei in der Öffentlichkeit oder im privaten Bereich zu verwenden  
- Kultur-, Bildungs- oder Religionseinrichtungen sowie Vereine zu gründen, die nicht 
gegen nationale Rechtsvorschriften verstoßen  
- gleichberechtigten Zugang zu den regionalen Medien zu bekommen, um ihre Kultur, 
Tradition und Sprache zu pflegen  
- sich frei zu ihrer Religion zu bekennen, sie auszuüben und den Religionsunterricht in 
ihrer Muttersprache in der Schule zu gestalten  
- ungehinderte Kontakte zu Bürgern jenes Staates zu pflegen, mit denen sie eine ge-
meinsame nationale oder ethnische Herkunft besitzen oder mit denen sie sich kulturell 
und religiös verbunden fühlen  
- ihre Vor- und Nachnamen in ihrer Muttersprache gemäß ihren sprachlichen Regeln zu 
präsentieren95 
 
Dank dieser Rechte kann das Deutschtum in Polen bzw. das Polentum in Deutschland ge-
sichert und weiterentwickelt werden. Über die Zugehörigkeit zur Minderheit entscheiden die 
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Menschen ganz individuell, ohne dass ihre Entscheidung für sie nachteilig wäre.96 Im Vertrag 
verpflichtete sich Polen, die ethnische, kulturelle, religiöse und sprachliche Identität der deut-
schen Minderheit in ihrem Staatsgebiet zu schützen. Dank der guten Nachbarschaft mit 
Deutschland und der konstruktiven, zwischenstaatlichen Zusammenarbeit kann die beidersei-
tige Verständigung verstärkt werden.  
Weiters erklärte Polen, dass Bemühungen und entsprechende Maßnahmen unternommen 
werden, um „den Unterricht ihrer [deutscher] Muttersprache in öffentlichen Bildungseinrich-
tungen sowie, wo immer dies möglich und notwendig ist, für deren Gebrauch bei Behörden zu 
gewährleisten.“97 Das gilt ebenfalls für den Kultur- und Geschichtsunterricht. Die Minderhei-
tenangehörigen sind gleichzeitig verpflichtet, loyale Staatsbürger zu sein und alle ihre Ver-
pflichtungen zu erfüllen, die von ihnen laut der Gesetzgebung, genau so wie von der Mehrheit 
der Bevölkerung im jeweiligen Staat, gefordert werden.98 
Die Vertragsparteien nannten die internationalen Abkommen, welche die Standards für 
Minderheiten definierten, und verpflichteten sich auch, sie in der innerstaatlichen Politik zu 
beachten. Folgende Dokumente wurden erwähnt: 
 
- die allgemeine Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen vom 10. De-
zember 1948 
- die Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
vom 4. November 1950 
- der Internationale Pakt über bürgerliche und politische Rechte vom 16. Dezember 
1966 
- das Dokument des Kopenhagener Treffens über die menschliche Dimension der KSZE 
vom 29. Juni 199099  
 
Deutschland und Polen sahen in diesem Vertrag eine Bestätigung ihrer gemeinsamen Ver-
suche, durch ihre kulturelle Zusammenarbeit einen wesentlichen Beitrag zur Intensivierung 
und zum Ausbau der kollektiven europäischen Identität zu leisten.  
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Sie erklärten die Bereitschaft zur Gründung von Schulen, in denen Unterricht in beiden 
Sprachen erfolgen wird, sowie zum Ausbau der Germanistik bzw. der polnischen Philologie 
an den Hochschulen im jeweiligen Land. Dabei wurde ausdrücklich betont, dass die Vertrags-
parteien miteinander arbeiten werden, was die Entsendung von Lehrern, die Ausbildung der 
Lehrkräfte, die Bereitstellung von Lehrmaterialien und die Arbeiten der unabhängigen 
deutsch-polnischen Schulbuchkommission betrifft.100  
Mit der Unterzeichnung des Nachbarschaftsvertrags entstand auch das deutsch-polnische 
Jugendwerk (DPJW),101 das in Anlehnung an das 1961 errichtete deutsch-französische Ju-
gendwerk ins Leben gerufen wurde. Das DPJW setzte sich zum Ziel, eine gemeinsame Platt-
form für das gegenseitige Verstehen und näheres Kennenlernen unter den Jugendlichen beider 
Länder zu sein. Die junge Generation betrachtete man als den künftigen Träger der zustande 
gebrachten Versöhnung und deswegen wurde ihr größere Aufmerksamkeit geschenkt.102 
Der Vertrag hatte für die folgenden zehn Jahre Gültigkeit, und danach verlängerte er sich 
„stillschweigend um jeweils weitere fünf Jahre, sofern nicht eine der Vertragsparteien den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Jahr vor Ablauf der jeweiligen Geltungsdauer 
schriftlich kündigt.“103 Den Vertrag in zwei Urschriften, sowohl in deutscher als auch in pol-
nischer Sprache, mit dem Vorbehalt, dass beide Dokumente in ihrem Wortlaut gleich und 
verbindlich bleiben, unterzeichneten in Bonn am 17. Juni 1991 für die Bundesrepublik 
Deutschland Helmut Kohl und Hans-Dietrich Genscher sowie für die Republik Polen Jan 
Krzysztof Bielecki und Krzysztof Skubiszewski. 
Mit den Verträgen vom 14. November 1990 über die Bestätigung der zwischen Deutsch-
land und Polen bestehenden Grenze und vom 17. Juni 1991 über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit gelang es, eine politische und rechtliche Stabilität zwi-
schen diesen Ländern zu schaffen. Im Unterschied zu früheren Dokumenten ist das letzte Ab-
kommen im Ganzen zukunftsorientiert. Für die deutsche Minderheit und ihre Sprache sind die 
Artikel 20-22 von größter Bedeutung, weil sie ihren Status zum ersten Mal nach vielen Jahr-
zehnten definieren und sichern, wobei nicht nur die objektiven Kriterien wie die Abstammung  
entscheiden, sondern auch subjektive, individuelle Bekenntnisprinzipien. Der Status der Min-
derheit wurde somit klar definiert, aber die Frage der Staatsangehörigkeit, die im Zusammen-
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hang mit dem deutschen Landsrecht steht, blieb offen. Das deutsche Grundgesetz definiert im 
Artikel 116, wer als Deutscher betrachtet werden kann: 
 
(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehaltlich anderweitiger gesetzli-
cher Regelung, wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder 
Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkömm-
ling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 Aufnahme gefunden hat.  
(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 
8. Mai 1945 die Staatsangehörigkeit aus politischen, rassischen oder religiösen Grün-
den entzogen worden ist, und ihre Abkömmlinge sind auf Antrag wieder einzubürgern. 
Sie gelten als nicht ausgebürgert, sofern sie nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in 
Deutschland genommen haben und nicht einen entgegengesetzten Willen zum Aus-
druck gebracht haben.104  
 
Laut Artikel der deutschen Verfassung wird die einheimische Bevölkerung in nördlichen 
und westlichen Gebieten Polens als deutsch gesehen. Die Formulierung stammt noch aus der 
Zeit unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg, als die Bundesrepublik Deutschland daran in-
teressiert war, Flüchtlinge und umgesiedelte Deutsche schnell zu integrieren. Das deutsche 
Recht schließt die Doppelstaatlichkeit aus. Da aber die Souveränität Polens in Bezug auf seine 
West- und Nordgebiete, die zu den ehemaligen Ostgebieten Deutschlands gehörten, in der 
Nachkriegszeit in Frage gestellt wurde, galten zwei Millionen polnische Staatsbürger als po-
tenzielle deutsche Staatsangehörige, die der Definition im Artikel 116, Punkt 2 entsprachen, 
wobei der polnische Staat diese Regelung nie akzeptierte.105  
Im Briefwechsel, der zwischen den beiden Außenministern zur Klarstellung des Vertrags 
entstand, wurde in Punkt 5 festgestellt: „Dieser Vertrag befaßt sich nicht mit Fragen der 
Staatsangehörigkeit und nicht mit Vermögensfragen.“106 Die polnische Seite sieht nämlich 
diese Frage als endgültig geregelt, da sie die Angehörigen der deutschen Minderheit als polni-
sche Staatsbürger versteht, was sowohl im polnischen Grundgesetz von 1997 im Artikel 35 
als auch im Nachbarschaftsvertrag von 1991 im Artikel 20 zum Ausdruck gebracht wurde.  
Die Politisierung der Minderheitenfrage war Ziel weder Deutschlands noch Polens. Das 
polnische Parlament ratifizierte den Vertrag, der somit zum offiziellen, innerstaatlich gelten-
den Recht wurde. In der BRD trat er am 22. Dezember 1991 in Kraft107 und war für beide 
Länder nicht nur eine wichtige Grundlage für den Minderheitenschutz und die Lösung der 
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Minderheitenfrage, sondern auch ein enorm wichtiger Schritt in der Entwicklung der deutsch-
polnischen Beziehungen. 
 Die Stabilität der bilateralen Kontakte ermöglichte den in den 90er Jahren eingesetzten 
Reformprozess, der mit dem Minderheitengesetz von 2005 gekrönt wurde. Dadurch entstan-
den die notwendigen Voraussetzungen für eine weitere positive Entwicklung der Minderhei-
tenfrage in Polen.  
 
 
2.4.7. Politische Repräsentation 
 
Die polnische Verfassung garantiert im Artikel 11 allen Bürgern, auch den Minderheitenan-
gehörigen, das Recht auf Gründung von politischen Parteien,108 deren Mitglieder das 18. Le-
bensjahr erreicht haben müssen. Somit wird auch die Teilnahme der Minoritäten am kulturel-
len und öffentlichen Leben gesichert. Seit 1989 erhalten Lokalkörperschaften wie Kreise, 
Gemeinden und Woiwodschaften Befugnisse zur Selbstverwaltung, wodurch die Einwohner 
der jeweiligen Ortschaften die Möglichkeit bekommen, aktiv an wichtigen Entscheidungen 
teilzuhaben. In manchen Gebieten haben also auch Angehörige der Minderheiten das Recht 
auf die politische Mitbestimmung. Das gilt besonders für die deutsche, weißrussische und 
ukrainische Minderheit.109  
Bei den Gemeindewahlen im Jahre 1990 wurden 380 Vertreter der deutschen Minderheit, 
die in 26 Gemeinden der Woiwodschaft Oppeln die Bevölkerungsmehrheit bildete, in die 
Gemeindeparlamente gewählt. Acht Jahre später fiel die Mehrheit der Sitze im Gemeinderat 
an Vertreter der deutschen Minderheit in 29 Gemeinden in der Oppelner Woiwodschaft. Bei 
den Parlamentswahlen gibt es gewisse Vorzugsbedingungen für die Minderheiten, die in Po-
len leben. Die Wahlkomitees der eingetragenen Minderheiten sind von der 5%-Klausel in den 
Wahlkreisen und von der 7%-Klausel auf Landesebene befreit, was das Wahlgesetz von 1993 
vorsah. In der neuen Wahlordnung von 2001 hat sich diesbezüglich auch nichts geändert.110 
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Im polnischen Parlament war die deutsche Minderheit seit 1991 durch Abgeordnete ver-
treten. Allerdings fiel ihre Zahl von sieben Abgeordneten auf vier im Jahre 1993. 1997 und 
2001 vertraten die deutsche Minderheit nur noch zwei Personen: Henryk Kroll,111 der seit 
1991 den Parlamentsitz innehatte, und Helmut Padzior,112 Minderheitenvertreter im Sejm der 
Vierten Kadenz 2001-2005. Seit 2007 vertritt die deutsche Minorität im Parlament der Sechs-
ten Kadenz nur ein Abgeordneter, Ryszard Galla,113 der seinen Sejmsitz schon in der voran-
gehenden Kadenz 2005-2007 errang.  
Die politische Repräsentation im öffentlichen Leben nach 1989 gab den Minoritätsange-
hörigen die Möglichkeit, die Verantwortung in der regionalen Selbstverwaltung zu überneh-
men, wodurch sie einen größeren Einfluss auf ihre Angelegenheiten ausüben konnten. Die 
Mitbestimmung der deutschen Minderheit in der Kultur- und Bildungspolitik sowie die Lö-
sung der sozialen Probleme durch die Vertretung in Regionalparlamenten („Sejmiki“) ermög-
lichten den Erhalt und den Fortbestand des deutschen Charakters der schlesischen Region.  
 
2.4.8. Die Sejm-Kommission für nationale und ethnische Minderheiten 
 
Im polnischen Parlament gibt es eine Institution, die sich seit dem Beginn des Transformati-
onsprozesses 1989 ausschließlich mit den Minderheitenfragen beschäftigt. Die Gründung 
solch einer Kommission, die am 31. Juli 1989 in das Parlament eingeführt wurde, war die I-
dee von u. a. Jacek Kuro und Włodzimierz Mokry.114 Mit der Einführung der Demokratie im 
polnischen Staat bekam die Minderheitenproblematik eine neue Dimension und gewann we-
sentlich an Bedeutung. Deswegen schien die Berufung einer Kommission für Angelegenhei-
ten der Minoritäten eine selbstverständliche Folge der Demokratisierungsprozesse zu sein. 
Auch früher, noch in der Volksrepublik Polen, beschäftigte man sich bereits mit diesen Fra-
gen: Im Januar 1957 wurde eine Kommission des Zentralkomitees der Polnischen Vereinigten 
Arbeiterpartei berufen, die für Nationalitätsfragen zuständig war.115  
                                                 
 
111
 http://orka.sejm.gov.pl/ArchAll2.nsf/Glowny4kad, Zugriff am 23.1.2009.  
112
 http://orka.sejm.gov.pl/ArchAll2.nsf/4RP/292, Zugriff am 23.1.2009.  
113
 http://www.sejm.gov.pl/poslowie/posel6/082.htm, Zugriff am 23.1.2009.  
114
 Vgl. Gawrich (2003), S. 267. 
115
 Vgl. Nijakowski (2005), S. 219. 
 42 
Die erste Sitzung der Sejm-Kommission für nationale und ethnische Minderheiten der 
Ersten Kadenz fand am 11. Dezember 1991 statt. Anfangs konzentrierte sich ihre Arbeit 
hauptsächlich auf die Eintragung der Minderheitenrechte in die polnische Verfassung, die 
1997 in Kraft trat. Zu den wichtigsten Aufgaben der Kommission gehört heute die Beschäfti-
gung mit Angelegenheiten, die mit der Pflege des kulturellen Erbes der nationalen, ethnischen 
und sprachlichen Minderheiten sowie mit dem Schutz ihrer Rechte verbunden sind. Im Kom-
petenzprofil der Kommission wurde außer den 13 nationalen und ethnischen Minoritäten auch 
die sprachliche Minderheit erwähnt, die eine Regionalsprache verwendet.116 
Die religiösen Minoritäten werden in der Kommission nicht erwähnt und bleiben daher in 
den Kommissionsarbeiten unberücksichtigt. In der Vierten Kadenz (2001-2005) war die 
Kommission mit folgenden Aufgaben beschäftigt:  
 
1) mit der Vorbereitung des Gesetzes über nationale und ethnische Minderheiten so-
wie Regionalsprache  
2) mit einer ausführlichen Analyse von problematischen Fragen in Bezug auf den 
Fortbestand und die Entwicklung der Identität aller Minderheitenangehörigen so-
wie jener Personen, die sich einer Regionalsprache bedienen  
3) mit dem Begutachten der Projekte des Haushaltsgesetzes und der Berichte über ih-
re Ausführung  
4) mit Konsultationen und Treffen mit den nationalen und ethnischen Minderheiten 
sowie mit Interventionen in den Angelegenheiten im minderheitlichen Milieu – es 
handelt sich dabei beispielsweise um Visitierung und Überprüfung der Aktivitäten 
in den staatlichen Institutionen, die sich für den Bestand und die Entwicklung der 
Minderheitenidentität einsetzen117  
 
Die in Punkt 2 genannten Probleme, die am häufigsten zum Thema der Kommissionsde-
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- die Maßnahmen gegen Diskriminierung und Stereotype 
- das Vorkommen von chauvinistischen und rassistischen Inhalten in öffentlichen Me-
dien oder Publikationen 
- den Zugang der Minderheiten zu den Medien und ihre Präsentation im öffentlichen 
Fernsehen sowie Rundfunk 
- den Zustand und die Entwicklungsperspektive des Verlagswesens im Milieu der nati-
onalen und ethnischen Minoritäten 
- den Charakter der Programmempfehlungen, der Schulbücher und anderer Aktivitäten 
des Bildungsministeriums, die darauf zielen, eine positive Haltung, Toleranz und Ak-
zeptanz gegenüber den Menschen andersartiger Herkunft, Rasse, Religion, Nationali-
tät und Kultur unter den Kindern und Jugendlichen zu verbreiten und zu stärken 
- den Denkmalschutz der Minderheiten 
- den Zustand aller Investitionen, die mit dem Schutz der Tradition, Kultur und Sprache 
der nationalen und ethnischen Volksgruppen sowie mit ihrer rechtsfinanziellen Unter-
stützung aus den staatlichen Geldmitteln verbunden sind 
- die Assimilationsprozesse, vor allem im Lichte der wissenschaftlichen Untersuchun-
gen 
- die Bedeutung der Europäischen Charta der Regional- und Minderheitensprachen im 
Kontext der rechtlichen Maßnahmen und deren sozialen Implementierung in Polen 
- die Möglichkeiten der Nutzung von EU-Mitteln durch die Minderheiten 
- die Realisierung aller Beschlüsse der Rahmenkonvention zum Schutz der nationalen 
Minderheiten durch die polnische Regierung 
- die Ergebnisse der nationalen Volkszählung 2002 in Bezug auf die Fragen nach Nati-
onalität und Sprachenanwendung im privaten Bereich118 
 
Die Kommission beschäftigt sich regulär mit Beschwerden und Anträgen, die an Bürger-
rechtbeauftragten in Angelegenheiten der nationalen Minderheiten geschickt werden. Nija-
kowski betont, dass die Beschwerden- und Problemzahl ständig sinkt.119  
Als ein wichtiger Partner der Kommission gilt eine Zwischenressort-Gruppe für Nationale 
Minderheiten mit dem Vorsitzenden, der gleichzeitig die Funktion des Untersekretärs im In-
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nenministerium ausübt. Die Vertreter aus diesem Ressort nehmen an allen Debatten der 
Kommission teil, was die sofortige Klärung vieler problematischer Fragen ermöglicht.  
Das in Punkt 3 genannte Haushaltsgesetz wird jährlich von der Kommission in Bezug auf 
die Subventionen für Minderheiten geprüft. Die öffentlichen Mittel werden von folgenden 
Ministerien verteilt:  
 
- vom Bildungsministerium – im Bereich des Schulwesens für Minderheiten 
- vom Kulturministerium – im Bereich des Denkmalschutzes und für die Unterstützung 
der Kulturprojekte der Minderheitenorganisationen 
- vom Innenministerium – Zuschüsse für bestimmte Ziele120 
 
Erst das Budgetprojekt für die Jahre 2004 und 2005 konnte von der Kommission positiv 
begutachtet werden.121  
Es war ein Postulat eben dieser Kommission, mindestens eine Million Zloty von staatli-
chen Lotterieeinnahmen für die kulturelle Tätigkeit der Minderheiten zu bestimmen. Es kann 
nicht übersehen werden, dass auch die polnische Kultur unzureichend vom polnischen Staat 
finanziert ist.122 2003 stiegen die Staatsausgaben im Kulturbereich um 22% und im Jahre 
2004 um 15%. Das wichtigste Problem ist die fehlende klare Formulierung der Kriterien für 
die Geldverteilung. Deswegen wandte sich die Kommission oftmals an die Kulturminister mit 
der Bitte um die Bearbeitung der Prinzipien, welche die Aktivitäten des Kulturministeriums 
zur Unterstützung der kulturellen Projekte der Minderheiten transparenter machen könnten. 
Die Kulturzuschüsse werden zurzeit vom Innenministerium verteilt. Eine andere Frage betrifft 
die Minderheiteninvestitionen. Die Kommission postulierte die Schaffung einer getrennten 
Geldreserve von einer Million Zloty für alle Investitionen, die der Aufrechterhaltung der 
Minderheitenidentität und der Entwicklung im Schulwesen der nationalen und ethnischen Mi-
noritäten dienen würden. Diese Postulate wurden aufgrund der fehlenden Geldmittel noch 
nicht erfüllt.123  
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Die in Punkt 4 erwähnten Treffen mit den nationalen und ethnischen Minderheiten finden 
vorwiegend im Sejm der Republik Polen statt, aber die Kommission beschäftigt sich mit min-
derheitlichen Fragen auch während der Sitzungen außerhalb Warschaus.124  
Die Kommission für nationale und ethnische Minderheiten gehört neben dem Sejm-
Marschall, dem Präsidium und dem Ältestenrat zu den Parlamentsorganen. Sie überprüft und 
bereitet auch die Fragen vor, die Gegenstände der parlamentarischen Debatte sind.125 Heute 
besteht die Kommission aus 18 Mitgliedern, unter denen sich Ryszard Galla als parteiloser 
Mitarbeiter an der Erfüllung der Kommissionsaufgaben beteiligt.126 Seit September 2008 de-
battieren sie über den aktuellen Stand der Einführung von Hilfssprachen und zweisprachigen 
Ortstafeln in den Gemeinden, die in das Amtsregister eingetragen wurden.  
Die Kommissionsarbeiten kreisen nicht nur um den rechtlichen Status der Minoritäten, 
sondern auch um die praktische Umsetzung ihrer Rechte im Alltag. Die Schul- und Kulturför-
derung steht im Programm der Kommission für nationale und ethnische Minderheiten als ein 
genauso wichtiger Punkt wie die Aufrechterhaltung des minderheitenbezogenen, rechtlich-
politischen Schutzes. Die Kommission ist ein Teil der Legislative und erfüllt eine parlamenta-
rische Kontrollfunktion. Sie kooperiert auch ständig mit anderen Institutionen, die sich mit 
Minderheitenfragen beschäftigen, wie beispielsweise Kultur- oder Bildungsministerium. Den 
Minderheitenverbänden und den Begegnungen vor Ort verdankt die Kommission einen konti-
nuierlichen Informationsaustausch. Die Kommissionsbemühungen waren im Laufe der Jahre 
unterschiedlich erfolgreich. Das wichtigste Ziel in letzter Zeit war jedoch die Verabschiedung 
des Minderheitengesetzes, was im Jahre 2005 tatsächlich zu Ende gebracht wurde.  
 
2.5. Zusammenfassung: Minderheitenschutz in Polen 
 
Seit 1989 strebt der polnische Staat danach, sich an die Muster der europäischen und interna-
tionalen Politik, auch im Bereich der Minderheitenproblematik, anzupassen. Die Ratifizierun-
gen der ersten Abkommen fanden in Polen bereits in den 60er Jahren statt. Die Verfassung 
wurde nach dem Zweiten Weltkrieg auch mehrmals geändert, so dass sie mit heutigem Stand 
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einen getrennten Artikel 35 enthält, der ausgeschlossen Minderheiten und ihren Status inner-
halb der Landesgrenzen bezeichnet. Weiters gilt der Vertrag von 1991 als ein Dokument, das 
von großer Bedeutung nicht nur für Minderheitenangehörige, sondern auch für die deutsch-
polnischen Beziehungen ist. In den 90er Jahren begannen die wichtigsten Änderungen zu-
gunsten der Minderheiten und wurden nach 2000 auch weiterentwickelt: Als der größte Erfolg 
wird das Gesetz über nationale und ethnische Minderheiten sowie Regionalsprache betrachtet. 
Seine Verabschiedung kann man den aktiven Mitgliedern der Sejm-Kommission für nationale 
und ethnische Minderheiten verdanken. Das seit langer Zeit von den Minoritätskreisen erwar-
tete Gesetz bestätigte den Status der durch den polnischen Staat anerkannten Volksgruppen 
und ermöglichte die Erfüllung vieler Forderungen, welche die Minderheiten seit Jahrzehnten 
stellten.  
Im Vergleich zu 2001 verbesserte der polnische Staat den Status seiner Minderheiten um 
12% und somit stieg er fünf Jahre später von Platz 10 auf Platz 7 in der europäischen Zusam-
menstellung der 36 Länder.127 Auf den ersten Plätzen befinden sich Belgien, Finnland, Däne-
mark, Ungarn, Kroatien, Schweiz und Spanien – mit der Gewährleistung und Umsetzung 73-
85% der Minderheitenrechte. Im Vergleich zu diesen Ländern schneidet Polen mit 58% mit-
telmäßig ab.128 Die Entwicklung betrifft vor allem die Stellung der deutschen Sprache, die den 
Status einer Hilfssprache bekam. Damit hängen der Schulunterricht und notwendige Ände-
rungen im polnischen Schulwesen eng zusammen sowie die Anwesenheit der Deutschspra-
chigen in Medien und Verbänden.  
Vor 90 Jahren war Polen ein multinationales Land, in dem ein Drittel seiner Bevölkerung 
sich zur deutschen Nationalität bekannte. Die Grenzverschiebung 1945 verursachte Wande-
rungsbewegungen und machte die Existenz vieler Nationen auf dem polnischen Gebiet in so-
zialer und politischer Hinsicht sehr schwierig. Es dauerte 44 Jahre, bis viele nicht-polnische 
Volksgruppen von der Führung in Warschau anerkannt werden konnten. Heute machen sie 
3,3% der polnischen Bevölkerung aus – darunter gilt die deutsche Minderheit (0,8-1,3%) als 
die zahlenmäßig stärkste Minorität in Polen.129 
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3. Deutsch als Minderheitensprache in Polen 
3.1. Die sprachlichen Verhältnisse in Oberschlesien 
 
Heutzutage bestehen keine Beschränkungen mehr in der Verwendung des Deutschen als einer 
Minderheitensprache im polnischen Staatsgebiet. Da Polen nicht nur Staat und Vaterland für 
die polnischen Bürger ist, wird es klar, dass nicht nur Polnisch als die einzige offizielle Spra-
che zugelassen wird. Sie gilt zwar nach dem Verfassungsartikel 27 als Amtssprache, aber die 
Minderheitenrechte werden dadurch nicht beeinträchtigt. Das Recht der Minderheitenangehö-
rigen auf freien Sprachgebrauch sowohl in der Öffentlichkeit als auch im privaten Bereich ist 
noch zusätzlich zum Verfassungsartikel 35 durch die bilateralen Verträge Polens mit Deutsch-
land und der Tschechoslowakei 1991, mit der Ukraine und Weißrussland ein Jahr später so-
wie mit Litauen im Jahre 1994 gesichert.130  
Der Gebrauch der deutschen Sprache ist im zweiten Kapitel des Minderheitengesetzes 
rechtlich geregelt und bezeichnet den Status des Deutschen als einer Hilfssprache. Besonders 
heikel waren die Ortstafelfrage und die topografischen Bezeichnungen auf den traditionellen 
Siedlungsgebieten der deutschen Minderheit. Die Republik Polen war 1991 noch nicht bereit, 
die Ortsnamen in deutscher Sprache offiziell zuzulassen. Man versprach nur, „diese Frage zu 
gegebener Zeit zu prüfen“,131 was erst 2002 tatsächlich geschehen ist, als man anfing, sich mit 
den Ortsnamen in Minderheitensprachen zu beschäftigen.  
Oberschlesien – vor allem der Oppelner Bezirk – stellt eine besonders interessante sprach-
liche Landschaft dar. Dort wurden im Rahmen von Magisterarbeiten Tonbandaufnahmen ge-
sammelt, was zum Ausbau des Oppelner Spracharchivs am Germanistischen Institut der Uni-
versität Oppeln wesentlich beitrug. Die Gewährspersonen wurden je nach Generation in drei 
Gruppen eingeteilt: Die erste Gruppe bestand aus den Angehörigen der deutschen Minderheit, 
die vor 1940 geboren wurden, die zweite aus den zwischen 1940 und 1970 geborenen Perso-
nen und die dritte Altersgruppe umfasste die Generation von Geborenen nach 1970. Es stellte 
sich heraus, dass vor allem die Vertreter der ersten Altersgruppe die Wechselbeziehungen 
zwischen den Kontaktsprachen am besten zeigen.132 Aufgrund des Sprachkontakts zwischen 
                                                 
 
130
 Vgl. Pan/Pfeil (2006), S. 375.   
131
 Urban (1994), S. 202. 
132
 Vgl. Lasatowicz/Weger (2008), S. 159. 
 48 
dem schlesischen Dialekt133 und dem Deutschen kam es zu einer kulturellen Zweisprachigkeit, 
was Spuren in beiden Sprachen hinterließ. Die Angehörigen der deutschen Minderheit spre-
chen also nicht das Standarddeutsch, sondern eine Varietät, die einen Teil ihrer Eigenschaften 
aus dem (ober-)schlesischen Dialekt entleiht. Diese Entlehnung findet aufgrund des ständigen 
Kontaktes zwischen der polnischen Mundart und der Standardsprache statt.134 Die Einflüsse 
werden nicht nur auf der sprachlichen Ebene sichtbar, sondern auch in der kommunikativen 
Praxis, auf die der langjährige Sprachkontakt Einfluss ausgeübt hat. 
In Oberschlesien ist die sprachliche Situation sehr komplex. Man kann drei Sprachen – 
oder zwei Sprachen und eine Mundart – nennen, die in dieser Region gebraucht werden. Die 
schlesische Mundart, durch welche die regionale Bindung zum Ausdruck kommt, bezeichnen 
viele dort ansässige Einwohner als eine Sprache, als ihre Muttersprache sogar, die eng mit 
ihrer schlesischen Identität zusammenhängt. In der Forschung und Politik erlangte das Schle-
sische jedoch bis jetzt den Status eines polnischen Dialekts. Diese Mundart ist allerdings für 
Bewohner aus anderen polnischen Regionen ohne Deutschkenntnisse kaum verständlich. 
Schlesisch wird auch nicht als Regionalsprache anerkannt. Neben dieser regionalen Varietät 
gehören die polnische Standardsprache sowie das so genannte „Oberschlesisch-Deutsche“135 
zum Sprachrepertoire auf diesem Gebiet. Trotz des ausgeprägten sprachlichen Spektrums 
kann man nicht von Trilingualismus sprechen. Rohfleisch betont, dass „das Auftreten mehre-
rer Sprachgemeinschaften nebeneinander und die strukturelle Homogenität innerhalb der 
Sprachgemeinschaften“136  die Beschreibung dieser sprachlichen Landschaft wesentlich er-
schwert. Nach dem Zweiten Weltkrieg entstand dort eine Gesellschaft, die bis heute einerseits 
aus den oberschlesischen Autochthonen und andererseits aus den Neusiedlern besteht.137 Die 
letzteren haben nach 1945 die polnische Standardsprache mitgebracht und sie in die öffentli-
chen und privaten Lebensbereiche eingeführt. Die sprachlichen Unterschiede zwischen Lan-
des- und Stadtbevölkerung sind auffallend: Die ländliche Bevölkerung weist eine strukturelle 
und sprachliche Homogenität auf, im Gegensatz zur sprachlichen Heterogenität der Stadtbe-
völkerung. In Bezug auf den autochthonen Bevölkerungsanteil beobachtet man das Nebenein-
ander von der polnischen Standardsprache, vom Schlesischen und Oberschlesisch-Deutschen, 
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wobei es sehr selten vorkommt, dass alle drei Varietäten von einer Person beherrscht werden. 
Die jungen Stadtbewohner verfügen meistens über keine Sprachkenntnisse der schlesischen 
Mundart. Diejenigen Personen, die dieser Varietät mächtig sind – vor allem die Autochthonen 
– bedienen sich auch noch der polnischen Standardsprache. Sie bilden die stärkste Sprecher-
gruppe in Oberschlesien. Die ältere Bevölkerung spricht neben dem Schlesischen auch das 
Oberschlesisch-Deutsche. Diese Personen verwendeten in ihrer Kindheit diese zwei Sprachen 
und erlernten nach 1945 an polnischen Schulen die polnische Sprache, die sie in öffentlichen 
Lebensbereichen gebrauchen mussten.138 Schlesisch ist auch öfters unter den Landbewohnern 
zu hören, Polnisch eher in den Städten, wo vor allem in der Öffentlichkeit – in der Schule, 
Arbeit, Kirche und in den Ämtern sowie (Massen-)Medien – die Standardsprache domi-
niert.139  
Der oberschlesische Sprachbestand ist keineswegs einheitlich und hängt von vielen Fakto-
ren ab. In diesem Fall spielt vor allem die städtische bzw. ländliche Herkunft eine große Rolle. 
Es ist auch nicht möglich, die jeweilige Sprache eindeutig bestimmten Domänen zuzuord-
nen.140 Man kann dort von einem „unterschiedlich ausgerichteten Bilingualismus der auto-
chthonen Sprachgemeinschaft“141 sprechen. Das Verhältnis der Einheimischen zur polnischen 
Amtssprache ist unter individuellen Aspekten zu betrachten, aber die Ortsansässigen empfin-
den Polnisch sehr selten als ihre eigene Sprache. Auf dem Land nennt man die Polnischspra-
chigen nicht „die Polen“, sondern „hadziaje“,142 wodurch man in der Mundart „die Frem-
den“ oder „die Neuankömmlinge“ auf eine leicht pejorative und verächtliche Art und Weise 
bezeichnen will. Die Autochthonen sind sich jedoch dessen bewusst, dass Polnischkenntnisse 
vor allem für den Aufstieg im Berufsleben notwendig sind.  
Der Status der Varietäten in Oberschlesien hing immer und hängt auch heute noch in gro-
ßem Ausmaß von außerlinguistischen Faktoren ab, zu denen in erster Reihe demografische 
Veränderungen gehören. Deutschsprecher zählen zu der älteren Generation, die ihre Sprache 
über Jahrzehnte hinweg im engsten Familienkreis pflegte, als das ungeschriebene Verbot der 
Anwendung der deutschen Sprache in dieser Region galt.  
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3.2. Ausgewählte Merkmale des Deutschen in Oberschlesien 
 
In diesem Kapitel werden ausgewählte Merkmale des Deutschen in Oberschlesien beschrie-
ben, die präsentieren, inwieweit sich die deutsche Sprache in Oberschlesien vom Standard-
deutschen unterscheidet. Die Unterschiede betreffen die phonologischen, morphologischen, 
grammatischen und syntaktischen Eigenschaften, die infolge der sprachlichen Interferenz ent-
standen sind. Das Belegmaterial, das weiter unten präsentiert wird, basiert auf den Untersu-
chungen des Oppelner Spracharchivs143 und auf den Sprachdatenerhebungen: Fragebögen und 
Sprachaufnahmen der freien Gespräche, die von Irene Rohfleisch zwecks Sammlung der 
sprachlichen Merkmale der Varietäten in Oberschlesien durchgeführt wurden.144 
Auf phonetischer Ebene treten die Vokalentrundung und Kürzung von Langvokalen auf. 
Für die Sprecher des oberschlesischen Deutschen ist es kennzeichnend, dass zwischen gerun-
deten und ungerundeten Vokalen nicht unterschieden wird. Das kann darauf beruhen, dass 
sowohl der schlesische Dialekt als auch die polnische Standardsprache kein rundes [ö] oder [ü] 
aufweisen. Deswegen werden die im phonologischen System des schlesischen Dialekts und 
der polnischen Sprache nicht existierenden Vokale durch die nächstliegenden Entsprechungen 
ersetzt: durch ungerundete Vorder- und Mittelzungenvokale. Die Tendenzen zur Entrundung 
hängen allerdings sehr eng mit den Sprachkenntnissen der jeweiligen Sprecher zusammen. 
Personen mit besseren Deutschkenntnissen neigen nämlich seltener zur Entlabialisierung 
(66,4% der Fälle). Der Entrundungsprozentsatz steigt jedoch ganz stark bei den Sprechern mit 
schlechten Deutschkenntnissen – sogar bis zu 98,5% der Fälle.145  
Die deutschsprachigen Oberschlesier unterscheiden nicht zwischen langen und kurzen 
Vokalen. Die Vokalquantität kann man also als mittellang bzw. als mittelkurz bezeichnen. Die 
Vokale [a], [i], [u] werden, unabhängig von ihrer Distribution, immer gleich lang bzw. gleich 
kurz ausgesprochen. Eine weitere phonologische Erscheinung stellt der Konsonant [r] dar, der 
in Oberschlesien als alveolares Zungenspitzen-r ausgesprochen wird. Diese Realisierung 
kommt aber nur vor Vokalen im Wort- oder Silbenanlaut vor. In anderen Positionen entstehen 
Reduktionsstufen, die nach Vokalen und vor Konsonanten zu beobachten sind, jedoch nicht 
vor den velaren Konsonanten [k] und [g]. Die Konsonantenverbindung [ng] wird nicht zu [] 
                                                 
 
143
 Lasatowicz/Weger (2008), S. 159. 
144
 Vgl. Rohfleisch (2002), S. 166.  
145
 Vgl. Rohfleisch (2002), S. 172. 
 51 
reduziert, was in der deutschen Standardsprache als Norm gilt. Im Auslaut und im Inlaut vor 
stimmlosen Konsonanten wird die Konsonantengruppe [ng] zu [nk]. Die Affrikata [pf] in an-
lautender Position wird zum Reibelaut [f], aber im Inlaut kann man in allen Lexemen die voll-
ständige Realisierung der Affrikata feststellen.146  
Neben den phonologischen Besonderheiten der deutschen Sprache, die in Oberschlesien 
gebraucht wird, fallen auch gewisse Eigentümlichkeiten im Bereich der Grammatik auf. Sie 
basieren auf morphologischen und lexikalischen Interferenzen, die aufgrund des Sprachkon-
taktes mit der polnischen Sprache und der schlesischen Mundart entstanden. Die individuellen 
Sprachkenntnisse und Intensität des privaten Kontaktes mit dem Standarddeutschen sind na-
turgemäß ausschlaggebend für das Ausmaß der erscheinenden Interferenzen. Diese betreffen 
vor allem das Genus- und Numerusparadigma sowie den Gebrauch der Artikel und Präpositi-
onen.147  
Die Pluralbildung in der oberschlesischen Varietät des Deutschen ist durch Abweichungen 
gekennzeichnet. Das betrifft diejenigen Formen, die in der deutschen Standardsprache ihren 
Plural durch Umlaut und eine Endung bilden. Auf dem polnischen Gebiet werden sie jedoch 
ohne Vokalveränderung des Stammes realisiert. Personen mit sehr guten Deutschkenntnissen 
bilden jedoch die Formen der Substantive in Plural so, wie es in der Standardsprache üblich 
ist. Die Abweichungen treten häufig in den konsonantisch auslautenden Substantiven auf: 
Gabeln, Regeln, Nadeln. Sie werden durch die deutschsprachigen Bewohner Oberschlesiens 
ohne die Endung -n gebildet.148 Eine Besonderheit gilt auch für Substantive, die im Deutschen 
zwar regulär im Singular vorkommen, im Polnischen jedoch als Pluraliatantum erscheinen. 
Das sind zum Beispiel Lexeme Schere, Brille, Treppe, Tür. Sie haben im Deutschen Singular-
formen, in der polnischen Standardsprache fehlt jedoch die Singularbildung. Deswegen ent-
stehen im oberschlesischen Deutschen unter dem Einfluss der Kontaktsprache solche Sätze, 
die im deutschsprachigen Raum als fehlerhaft gelten: *Die Tür sind zu oder *Die Brille liegen 
dort.149  
Die Artikelverwendung stimmt auch nicht mit den Standardformen überein. Vor allem 
sind davon konsonantisch auslautende Substantive betroffen, die normalerweise zu den Neut-
ra (Schloss) oder Feminina (Nuss) gehören. Sie werden im Untersuchungsgebiet als Maskuli-
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na gesehen und dementsprechend in der Kongruenz mit Artikeln und Adjektiven flektiert. 
Diese Erscheinung geht auf den starken Einfluss der Kontaktsprache zurück, in der sehr viele 
Substantive, die auf einen Konsonanten enden, als Maskulina vorkommen. Weitere Auswir-
kungen des Polnischen lassen sich im Gebrauch der bestimmten und unbestimmten Artikel 
feststellen. Da die Artikel im Polnischen in der vorsubstantivischen Stellung und mit der 
Funktion, wie es im Deutschen üblich ist, fehlen, werden sie auch häufig in der oberschlesi-
schen Varietät der deutschen Sprache weggelassen, womit die Notwendigkeit der Genuswahl 
umgangen wird. Die Auslassung der Artikel stellt man vor allem bei den Sprechern mit gerin-
geren Deutschkenntnissen fest. Hauptsächlich wird der Artikel im Nominativ Singular wegge-
lassen.150  
Im Genusparadigma zeigt sich auch eine interessante Erscheinung, und zwar in Sätzen, in 
denen Akkusativ Singular in der maskulinen Form in der deutschen Standardsprache zu er-
warten wäre. Von den Oberschlesiern wird häufig eine Art Universalkasus verwendet (Nomi-
nativ Singular), auch dort, wo Akkusativ gebraucht werden sollte. Ein Beispiel dafür geben 
Lasatowicz und Weger: „Da hab ich noch eine Tochter in Neudorf und ein Sohn in Gum-
pertsdorf.“151 Im Allgemeinen fällt eine gewisse Unsicherheit auf, was den Gebrauch der Ar-
tikel betrifft. In der Untersuchung wird auch ersichtlich, dass das gleiche Substantiv von einer 
Person unterschiedlich verwendet wird, einmal mit, einmal ohne Artikel. Die Namen werden 
auf süddeutsche Art auch mit bestimmten Artikeln versehen. Eine Auswirkung des Deutschen 
auf den schlesischen Dialekt wird auch im Zusammenhang mit dem Artikelgebrauch sichtbar. 
Eine größere Häufigkeit der Verwendung von schlesischen Demonstrativpronomina tyn, ta, to 
– „dieser“, „diese“, „dieses“ – ist ein gutes Beispiel für die gegenseitige Beeinflussung der in 
Oberschlesien verwendeten Sprachvarietäten.152 Die Deklination zeigt noch eine weitere cha-
rakteristische Erscheinung, die heute im Standarddeutschen als veraltet betrachtet wird: Im 
Dativ der Maskulina wird die Endung -e angehängt. Dieser Gebrauch weist sogar Regelmä-
ßigkeiten auf.153  
Starke Interferenzen kommen im grammatischen Bereich der Präpositionen und Konjunk-
tionen vor. In diesem Fall handelt es sich vor allem um die Präpositionen an und auf sowie 
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aus und von, die umgekehrt verwendet werden. Die letzten zwei deutschen Präpositionen ha-
ben sowohl in der polnischen Sprache als auch im Schlesischen nur eine Entsprechung: z.154  
Die Wortfolge in Haupt- und Nebensätzen stellt weitere Eigentümlichkeiten dar, woran 
sich die Abweichungen gegenüber des Standarddeutschen erkennen lassen. Die Wortstellung 
in polnischen Sätzen ist wesentlich freier als im Deutschen. Dadurch kann man also den Ein-
fluss der Mehrheitssprache auf die Sprache der deutschen Minderheit in Oberschlesien erklä-
ren. Typisch ist die Spitzenstellung des finiten Verbs im Indikativ im Hauptsatz. Diese Er-
scheinung kommt zum Ausdruck vor allem in solchen Sätzen, in denen ein latentes Subjekt in 
der polnischen Sprache erscheinen würde: zum Beispiel „Muss ich zuerst suchen den Schlüs-
sel.“155 In den syntaktischen Konstruktionen wird also die Zweitstellung des finiten Verbs 
nicht eingehalten. Außer der Spitzenstellung erhält das Finitum eine Position normalerweise 
weiter hinten im Satz: „Ich persönlich zu Hause da halt musste halt überall auch etwas an-
fangen.“156 
Ausklammerungen in der gesprochenen Sprache sind zwar häufig, weichen jedoch als 
sprachliches Merkmal nicht so sehr von der deutschen Umgangssprache in der Bundesrepu-
blik Deutschland, in Österreich oder in der Schweiz ab, wo die Versetzung von Stellungsglie-
dern im Zusammenhang mit der informationsgesteuerten Gliederung passiert und daher als 
allgemeine Erscheinung im gesprochenen Deutschen gilt. Außerdem hängen die syntaktischen 
Abweichungen von der sprachlichen Kompetenz ihrer Sprecher ab. Je besser die Deutsch-
kenntnisse, desto seltener und geringer ist die Zahl der Formen, die sich von der Standard-
sprache unterscheiden.  
In der Umgangssprache zeigt sich auch die starke Verwendung von Partikeln: ne, ni, no, 
na ja, die eine Funktion der rückversichernden Gesprächspartikel in Fragen tragen, wobei die 
ersten drei üblicherweise am Ende der Aussage stehen. Die Verbindung no ja steht in der ein-
leitenden Position, am Anfang eines Satzes.157 Im Fluss der Rede kristallisieren sich anhand 
des Forschungsmaterials immer wieder vorkommende Phrasen wie kann man sagen, muss ich 
sagen, wie gesagt, nicht wahr oder nicht am Ende einer Einheit,158 die eine das Gespräch 
steuernde oder verstärkende Funktion haben. 
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Ziemlich häufig kommt es zu Entlehnungen, die unproblematisch in den deutschen Satz 
integriert werden: „Ich habe drei Wochen nur die Kroplówka [poln.: Dauertropfinfusion] ge-
kriegt, da habe ich kein Smak [poln.: Geschmack].“159 
Die Analyse der sprachlichen Erscheinungen zusammenzufassend stellt man fest, dass die 
befragten Sprecher sich im Allgemeinen keiner ausgebauten Grammatik bedienen. Die Mehr-
zahl von Sätzen, die im Belegmaterial des Spracharchivs in Oppeln gesammelt wurden, ist 
parataktisch gebaut. Was die Prosodie des oberschlesischen Deutschen betrifft, so lassen sich 
keine großen Unterschiede zur Standardsprache beobachten.160  
 
3.3. Das Schulwesen 
 
Alle polnischen Bürger – unter ihnen also auch alle Angehörigen der Minderheiten – haben 
das Recht auf Bildung, was der Verfassungsartikel 70 garantiert.161 Es besteht in Polen Schul-
pflicht bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. Der polnische Staat verpflichtet sich, jedem Bür-
ger durch seine Behörden den allgemeinen und gleichen Bildungszugang zu sichern. Zusätz-
lich ist der Artikel 8 des Minderheitengesetzes von 2005, in dem das Recht auf Erlernen der 
eigenen Muttersprache oder auf den Unterricht in der Muttersprache gewährleistet wird, von 
großer Bedeutung für die deutsche Minderheit. Die polnische Regierung erstellte ein Doku-
ment über die Entwicklungsstrategie im Bildungswesen der deutschen Minderheit. Die Not-
wendigkeit der Veröffentlichung solch eines Dokuments begründet das Innenministerium mit 
der Stellung dieser zahlenmäßig stärksten Minderheit in Polen.162 
Das polnische Schulwesen sieht es als eine Herausforderung, den jüngsten Minderheiten-
angehörigen die Möglichkeiten anzubieten, ihr nationales Identitätsgefühl aufrechtzuerhalten. 
Alle polnischen Schüler, die sich zur deutschen Nationalität bekennen, haben das Recht, 
Deutsch als Muttersprache in der Schule zu erlernen oder auch den Unterricht ganz auf 
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Deutsch zu besuchen. Folgende Rechtsakte gelten als Grundlage für das minderheitliche 
Schulwesen:  
 
- der Artikel 35 der polnischen Verfassung vom 2. April 1997 
- die Rahmenkonvention des Europarates zum Schutz nationaler Minderheiten 
- die Artikel 20 und 21 des Vertrags zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenar-
beit vom 17. Juni 1991 
- das Abkommen vom 17. Juli 1997 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Polen über kulturelle Zusammenarbeit 
- das Gesetz vom 6. Januar 2005 über nationale und ethnische Minderheiten sowie 
die Regionalsprache 
- der Artikel 13 des Gesetzes vom 7. September 1991 über das Schulbildungssystem  
- viele Verordnungen des Bildungsministers – zum Beispiel vom 3. Dezember 2002 
über Bedingungen und Arten der Aufgaben der Schulen und der öffentlichen Ein-
richtungen zum Erhalt und Fortbestand der nationalen, ethnischen, sprachlichen 
und religiösen Gefühle aller Schüler, die zu nationalen oder ethnischen Volks-
gruppen gehören163 
 
Gemäß den oben genannten Rechtsdokumenten definiert man eine Schule für nationale 
Minderheiten folgendermaßen:  
 
- Der Sprachunterricht in der Minderheitensprache wird auf freiwilligen Antrag der 
Eltern/des Vormundes oder der Schüler selbst, wenn sie mindestens 16 Jahre alt 
sind, vom Schulleiter organisiert 
- Der Sprachunterricht einer nationalen Minderheit muss gemäß der vorschriftlichen 
Schulpläne verlaufen und in einer Unterrichtsform erfolgen, die auf der entspre-
chenden Bildungsebene vorgesehen ist  
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- Der Sprach-, Geographie- und Geschichtsunterricht aus dem Herkunftsland findet 
mit Hilfe der Bildungsprogramme und Schulbücher statt, die vom polnischen Bil-
dungsminister zugelassen und als minderheitenorientiert bezeichnet werden 
- Die Ausführungsweise der Aufgaben zur Aufrechterhaltung der nationalen Identi-
tät durch die Schule wird in ihrem Statut und anderen Rechtsdokumenten genau 
definiert (Ziele, Lernprogramme, Formen des Minderheitenunterrichts, Stunden-
zahl)164  
 
Die jungen Angehörigen der deutschen Minderheit können nach Jahrzehnten des er-
schwerten Zugangs zu ihrer Sprache neue Chancen ausnutzen, um ihre Muttersprache in 
Schulen oder Schuleinrichtungen zu erwerben. Eine besonders dynamische Entwicklung im 
Schulwesen der deutschen Minderheit, vor allem auf der Grundschulebene, beobachtet man 
seit 1992/1993. Die Schüler können ihre Muttersprache in Primar- und Sekundarschulen ler-
nen, wo:  
 
- Muttersprache Deutsch als Unterrichtssprache gilt, außer in den Fächern Polnisch, 
Geschichte und Sozialkunde (pro Woche: 5 Stunden in der 1. und 2. Klasse der 
Volksschule, sowie 4 Stunden in den übrigen Klassen der Volksschule, Gymnasi-
um und Oberschule) 
- Deutsch in allen Fächern als zweite, gleichwertige Unterrichtssprache neben dem 
Polnischen verwendet wird (pro Woche: Ausmaß der Stunden in der Woche muss 
gleich für beide Sprachen sein)  
- Deutschunterricht als zusätzliches Fach im Stundenplan angeboten wird, wobei al-
le anderen Fächer auf Polnisch unterrichtet werden (pro Woche: 3 Stunden) 
- Unterricht Deutsch als Minderheitensprache in so genannten interschulischen 
Gruppen organisiert wird, die aus Schülern von verschiedenen Schulen zusam-
mengesetzt sind (pro Woche: 3 Stunden)165 
 
Gemäß der Verordnung des Bildungsministeriums kann der Unterricht in der Mutterspra-
che einer Minderheit nur dann organisiert werden, wenn im gleichen Jahrgang mindestens 
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sieben Volks- und Gymnasiumsschüler sowie 14 Oberstufenschüler einen Antrag auf Mutter-
sprachenunterricht stellen. Wenn die Lernenden aus einer Schule, aber aus verschiedenen 
Klassen kommen, darf die Schülerzahl nicht weniger als drei und nicht mehr als 14 Schulkin-
der betragen. Die interschulischen Gruppen müssen aus mindestens drei und höchstens 20 
Schülern zusammengesetzt sein.166  
Das polnische Rechtssystem sieht die Errichtung von privaten Bildungseinrichtungen vor, 
in denen die Minderheitensprache unterrichtet werden kann. Zum größten Teil findet der 
Sprachunterricht jedoch in öffentlichen Schulen statt.  
Die finanziellen Kosten, die mit dem Unterricht für die Minderheiten verbunden sind, 
trägt ausschließlich der polnische Staat. Der Bildungsminister fügte zur Geldverteilung im 
Bildungswesen zusätzliche Umrechnungsmuster hinzu. Ein neues finanzielles Unterstüt-
zungssystem für die territoriale Selbstverwaltung, die in Schulen den zusätzlichen Unterricht 
im Rahmen der Pflege der nationalen Identität und der Muttersprache organisiert, wurde er-
folgreich eingeführt. Die Lokalkörperschaften, die Träger der Schulen sind,  erhalten für jeden 
Schüler in Schulen mit Deutsch als Minderheitensprache erhöhte Zuwendungen: um 20% in 
größeren und um 50% in kleineren Schulen.167 Die Minderheitensprache muss dort auch als 
eine der Hauptunterrichtssprachen gelten.168 
Im Jahre 2002 profitierten aus der Subvention 35 151 Schüler (mit 20% Zuschuss) und 
1 182 Kinder (mit 50% Zuschuss). 2006 waren es jeweils 27 163 und 8 104 Schüler, sodass 
die Gesamtsumme der Subvention für den Unterricht Deutsch als Minderheitensprache 
53 072 727 zł betrug.169  
Aktuell gibt es 8 Volksgruppen, die in Schulen den Unterricht ihrer und in ihrer Mutter-
sprache erhalten. Anhand der Zählungen lässt sich feststellen, dass unter den in Polen aner-
kannten Minoritäten die deutsche Minderheit die größte Schulen- und Schülerzahl aufweist.170 
Die Schüler, die sich als Minderheitenangehörige fühlen und den Unterricht in ihrer Mut-
tersprache besuchen, machen einen sehr kleinen Teil im gesamtpolnischen Schulwesen aus. 
Laut GUS, dem Statistischen Hauptamt, wurden im Schuljahr 2004/2005 insgesamt 6 845 089 
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Kinder und Jugendliche unterrichtet, darunter laut Pan knapp 42 000 junge Minoritätsmitglie-
der im 2001/2002171 und laut Poland Country Report über 49 000 im Schuljahr 2004/2005.172  
Zwischen den Daten, die von GUS veröffentlicht werden, und den Informationen, die 
Schulaufsichtsbehörden sammeln, entsteht eine gewisse Diskrepanz, weil manche Schulorga-
ne alle Deutsch lernenden Schüler in statistische Bögen eintragen, ohne zu unterscheiden, ob 
es sich um den Minderheitensprachenunterricht oder Fremdsprachenunterricht handelt.  
Die Analyse der Entwicklungsdynamik im Schulnetz mit Deutsch als Minderheitenspra-
che weist auch auf die rapide Steigerung der Schülerzahl in den Jahren 1992-2005 hin. In die-
ser Zeit stieg die Zahl der Grundschulen mit Deutsch als Minderheitensprache 25mal und ihre 
Schülerzahl 20mal.173 
Das Schulnetz mit Deutschunterricht als Minderheitensprache entstand auf den Gebieten, 
die von den meisten Minoritätsangehörigen verhältnismäßig dicht bewohnt sind: in den Woi-
wodschaften Oppeln und Schlesien.174  Deswegen sind die dortigen Bildungseinrichtungen 
mittelgroß oder sogar sehr groß. Aus diesem Grund wurden dort keine interschulischen Grup-
pen ins Leben gerufen, da diese Unterrichtsform der Muttersprache in diesen Teilen Polens 
nicht notwendig ist. 
Der Unterricht Deutsch als Minderheitensprache ist fakultativ zu besuchen, aber er wird 
zu einem Pflichtfach, wenn die Schüler sich verpflichten, es in ihren Stundenplan einzutragen. 
Hauptsächlich erfolgt der Deutschunterricht in Form eines zusätzlich zum Schulplan hinzuge-
fügten Faches. Sichtbar ist die Intensivierung der Aktivitäten, die seitens der deutschen Min-
derheit unternommen werden, um den zweisprachigen Unterricht in die Schulen einzuführen. 
Im Dokument über die Entwicklungsstrategie betonen das Innen- und Bildungsministerium, 
dass Deutsch am häufigsten nach den didaktischen Methoden eines Fremdsprachenunterrichts 
gelehrt wird. Man begründet das mit unzureichenden Sprachkenntnissen der Schüler der deut-
schen Minderheit, die als Anfänger betrachtet werden. Die Vorbereitung eines passenden Un-
terrichtsprozesses ist also notwendig, um nicht nur die Sprachkenntnisse zu übermitteln oder 
zu verbessern, sondern auch um Inhalte, die die deutsche Identität stärken, in den Lektions-
verlauf hinzuzufügen. Gleichzeitig bemüht man sich, Lernprogramme zu erstellen, um den 
Unterschied zwischen dem Unterricht Deutsch als Minderheitensprache und Deutsch als 
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Fremdsprache aufrechtzuerhalten. Der Einführung des Deutschunterrichts für die Minderheit 
soll aber die Ausbildung der Lehrkräfte und ihrer erforderlichen Kompetenzen vorangehen, 
vor allem in allgemein bildenden Fächern, in denen die Lehrer ausreichende Sprachkenntnisse 
und methodische Vorbereitung aufweisen müssen.175  
Die Lernprogramme für die Minderheitenangehörigen werden von Bildungsbehörden – 
Schulen, Lehrerkreisen und Bildungsvereinen – vorbereitet und die Lehrenden haben Mög-
lichkeiten, ein Programm aus der Programmliste zu wählen, die vom Bildungsminister für die 
jeweilige Lernstufe zugelassen ist. Aus der Initiative der Deutschen Bildungsgesellschaft 
(Niemieckie Towarzystwo Owiatowe – NTO)176 wurden vier Eigenprogramme für Deutsch 
als Minderheitensprache für Grundschule und Gymnasium entwickelt und drei davon erhiel-
ten die Akzeptanz des Bildungsministeriums für den Gebrauch in Schulen. Das Programm-
verzeichnis ist aber immer noch nicht vollständig und erfordert eine schnelle Ergänzung. Im 
Lichte der Richtlinien ist der Unterricht Deutsch als Minderheitensprache nicht identisch mit 
dem Unterricht Deutsch als Fremdsprache. Eine große Rolle spielen Schulbücher für die 
Schüler der deutschen Minderheit. Um zur Schulanwendung angenommen zu werden, muss 
ein Schulbuch folgende vier positive Urteile bekommen:  
 
- zwei sachliche Gutachten mit detaillierter Bewertung der Richtigkeit hinsichtlich 
des Inhalts mit Bildmaterial 
- ein Gutachten in didaktischer Hinsicht (genaue Bewertung der didaktischen Nütz-
lichkeit des Inhalts und des Bildmaterials) 
- ein Gutachten in sprachlichen Fragen (Beurteilung in Hinsicht auf die sprachliche 
Richtigkeit des Inhalts und der Texte im Bildmaterial)177 
 
Die Schulbücherliste für Deutsch als Minderheitensprache ist noch nicht komplett und 
bedarf der Vervollständigung. Besonders betrifft das die Schulbücher für die IV.-VI. Klasse 
der Grundschule. Die Liste ist in vier Bildungsetappen geteilt: Die ersten zwei Etappen gehö-
ren in die Grundschule, die dritte Etappe gilt für Gymnasien und die vierte für die Oberstufe. 
Die Schulbücher in der ersten Etappe haben eine doppelte Qualifikation: Sie sind sowohl für 
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den Unterricht Deutsch als Fremdsprache als auch für den Muttersprachenunterricht bestimmt. 
Diese Situation ist laut der Entwicklungsstrategie vorläufig und soll bald nach den Bearbei-
tungen in den Lehrerkreisen geändert werden.178 Man zielt auf Anfertigung origineller Schul-
bücher nur für die deutsche Minderheit. Sie müssen mit der Programmbasis des Bildungsmi-
nisteriums übereinstimmen – sowohl in Bezug auf die Sprache der Minderheit als auch auf 
das Erziehungsprogramm der Schulinstitution, die den Plan der Pflege und Erhaltung der 
deutschen Identität und Kultur realisiert.  
Für Autoren von Programmen für die Schüler der deutschen Minderheit und von Schul-
büchern der deutschen Geschichte gibt es Hinweise und Empfehlungen in deutsch-polnischen 
wissenschaftlichen Arbeiten. Als Beispiel gilt die Bearbeitung „Polska i Niemcy w XX wieku. 
Wskazówki i materiały do nauczania historii“179 [Polen und Deutschland im 20. Jahrhundert. 
Hinweise und Materialien zum Geschichtsunterricht.], die von der deutsch-polnischen Lehr-
bücherkommission vorbereitet und 2001 in Posen herausgegeben wurde. Diese Kommission 
arbeitet heute im Rahmen des polnischen Bildungsministeriums nach den Richtlinien des 
Nachbarschaftsvertrags von 1991. Auf der Internetseite der Kommission findet man weitere 
für Lehrer hilfreiche Angaben zur Literatur und Internetadressen, die deutsch-polnische Be-
ziehungen und gemeinsame Geschichte des vorigen Jahrhunderts thematisieren.  
Eine schwierige Frage ergibt sich in Bezug auf die Finanzierung der Schulbücher für die 
deutsche Minderheit. Subventionen für die Lehrbücher waren ein wichtiger Punkt in den Pos-
tulaten der deutschen Minoritätsangehörigen. Das Problem liegt darin, dass diese Lehrbücher 
in niedrigen Auflagen erscheinen und daher mehr kosten als die Massenexemplare für den 
Großteil der Schüler, was das Prinzip der Gleichheit des Zuganges zur Bildung verletzt. Mit 
Subventionen will man die Chancen für alle Lernenden ausgleichen, auch bezüglich der Kos-
tenfrage. Dadurch will man den Eltern, die Minderheitenangehörige sind, dabei helfen, die 
erhöhten Kosten zu tragen, die mit zusätzlichem Unterricht für ihre Kinder zur Entwicklung 
ihrer Kultur und Identität verbunden sind.  
Gemäß dem Gesetz vom 7. September 1991 über das Bildungswesen werden alle Hilfs-
mittel und Schulbücher für die Bildung aller Schüler, die zu einer Minderheit gehören, aus 
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dem Staatshaushalt subventioniert. Die klaren Regeln der Zuschussverteilung sind vom Bil-
dungsminister nach den Kontrollen 2004 definiert.180 Es wird hervorgehoben, dass Schulbü-
cher für den Unterricht der deutschen Minderheit nicht als Schulbücher für den Fremdspra-
chenunterricht qualifiziert werden dürfen. Weiters werden in erster Linie Schulbücher subven-
tioniert, wenn 
 
- sie für den Unterricht der Sprache, Geschichte und Geographie des Herkunftslan-
des verwendet werden  
- sie als einzige Publikation auf dem Buchmarkt im Verzeichnis für die jeweilige 
Klasse erschienen sind 
- ihre Auflage die Exemplarzahl von 1500 im Rahmen der einjährigen Nachfrage 
nicht übersteigt und wenn der Schulbuchpreis um mehr als 50% den durchschnitt-
lichen Preis eines Schulbuchs zur Allgemeinbildung auf dem Buchmarkt über-
schreitet181 
 
In weiterer Folge werden Hilfsbücher wie Wörterbücher oder Methodikhandbücher finan-
ziert. Die Exemplarzahl hängt von der Größe der Geldmittel ab, die jährlich vom Bildungs-
budget für die Subventionen ausgegeben werden können. Jedes Jahr ist die Antragszahl von 
Verlegern, die ihre Schulbücher zur Finanzierung anmelden, viel zu hoch. Notwendig werden 
Verhandlungen mit Herausgebern über Senkung der Exemplarzahlen, zum Beispiel von 500 
auf 300 Exemplare in einem Jahr. Die Einführung des Kriteriums, das über die Exemplarzahl 
entscheidet, verursacht gewisse Beschränkungen in der Dotierung der Schulbücher für die 
deutsche Minderheit, weil sie die größte von allen nationalen und ethnischen Minoritäten ist.  
Nur im Schuljahr 2004/2005 nahmen fast 36 000 Schüler am Unterricht Deutsch als Min-
derheitensprache teil. Durchschnittlich handelt es sich hier um mehr als 4 000 Lernende eines 
Jahrgangs in Grundschulen sowie mehr als 3 700 Personen in Gymnasien. Daher soll die Ex-
emplarzahl für die jeweilige Klasse zwischen 8 000 und 10 000 Schulbücher betragen, wenn 
man die Nachfrage mit der zweijährigen Reserve erwartet. Im Fall der Schulbücher nicht für 
eine Klasse, sondern für einen Lernabschnitt, müsste die Exemplarzahl dementsprechend 
                                                 
 
180
 Die Entwicklungsstrategie im Bildungswesen der deutschen Minderheit, S. 16. 
181
 Ebenda, S. 17. 
 62 
noch höher sein.182 Wenn die Schulbücher dann in höheren Auflagen erscheinen, ähnelt ihr 
Preis dem durchschnittlichen Wert eines üblichen Lehrbuchs auf dem Buchmarkt. In solchen 
Fällen ist die Notwendigkeit einer Subvention nicht begründet. Die Eltern aus der deutschen 
Minderheit werden keine größeren Kosten tragen, die mit dem Unterricht ihrer Kinder, der zur 
Stärkung und Aufrechterhaltung ihrer Identität dient, verbunden sind. Sinnvoll wäre nur solch 
eine Form der finanziellen Hilfe, die auch tatsächlich gerechtfertigt ist, beispielsweise das 
Subventionieren der Schulbücher mit kleiner Auflage für die höheren Lernstufen oder die Zu-
schüsse für Methodiklehrbücher, die eine große Hilfe für Lehrer sein könnten. Gemäß den 
Vorschriften des Bildungsministeriums werden also keine Schulbücher mitfinanziert, die über 
eine doppelte Qualifikation als Schulbücher für den Fremdsprachenunterricht und Mutterspra-
chenunterricht verfügen. Bevorzugt werden die Lehrbücher mit niedriger Auflage und didak-
tische Hilfsbücher für Lehrer.183  
Das Benotungssystem gilt für die Schüler der deutschen Minderheit genauso wie für alle 
anderen Lernenden. Es gibt nach der Verordnung des Bildungsministers vom 7. September 
2004 folgende Verifikationsformen, die das Wissen und die Fähigkeiten der Schüler prüfen:  
 
- Examen nach der 6-jährigen Grundschule 
- Examen nach dem 3-jährigen Gymnasium (Der erste Teil betrifft Geisteswissen-
schaften, der zweite – Naturwissenschaften) 
- Abitur (zum Beispiel nach der 3-jährigen Oberschule)184  
 
Für die Schüler der deutschen Minderheit, die Schuleinrichtungen mit Deutsch als Min-
derheitensprache besucht haben, wird dieser Unterricht zu einem Pflichtfach im Abiturex-
amen. Außerdem haben die Lernenden aus den zweisprachigen Schulinstitutionen oder aus 
Klassen mit Deutsch als Unterrichtssprache oder Muttersprache das Recht darauf, alle Abitur-
fächer außer dem Polnischunterricht in ihrer Minderheitensprache abzulegen.185  
Im Schuljahr 2004/2005 trat die Vorschrift in Kraft, die es den Schülern der deutschen 
Minderheit aus Klassen mit Deutsch als Minderheitensprache ermöglicht, auch die Examen 
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auf den ersten zwei Lernstufen – das heißt nach der 6-jährigen Grundschule und nach dem 3-
jährigen Gymnasium – in ihrer Muttersprache abzulegen.  
Unter den Lehrern gibt es Personen, die gut oder sehr gut ausgebildet sind: In allen Schul-
typen bilden die Lehrer mit Hochschulabschluss die überwiegende Mehrheit. Daher kann man 
ihr Vorbereitungsniveau als sehr gut bezeichnen. Die Stellvertreter der deutschen Minderheit 
schlugen ein Projekt vor, im letzten Jahr des Studiums Deutsche Philologie eine zusätzliche 
Spezialisierung zu organisieren, dank der ausschließlich Lehrer für Deutsch als Muttersprache 
ausgebildet werden könnten. Nach dem Universitätsabschluss wären sie dann speziell für die-
sen Unterricht ausgebildete Lehrkräfte.186  
Das Bildungsministerium versichert heutzutage auch, dass die Qualifikationen dieser Leh-
rer ständig wachsen und dass es nur ausnahmsweise vorkommen kann, dass unqualifizierte 
Lehrende in Schulen der deutschen Minderheit angestellt werden. Allerdings merkt man den 
Mangel am zusätzlichen Lehrmodul für Deutsch als Muttersprache, das demnächst von Uni-
versitäten und Hochschulen ausgebaut werden soll. Das Problem der Ausbildung könnte in 
Form einer getrennten Fakultät oder eines postgraduellen Studiums gelöst werden. An der 
Universität Oppeln sollte im Studienjahr 2007/2008 ein Zentrum für Lehrerausbildung entste-
hen, das in das Programm der Studienrichtung Deutsche Philologie eingebaut werden könnte. 
Das Augenmerk würde man auf die Methodik im Unterricht Deutsch als Minderheitensprache 
legen. In weiterer Folge soll das Institut für Germanistik an der Universität Oppeln um einen 
Spezialisierungszweig für den Deutschunterricht der Minderheit ausgebaut werden. Aller-
dings wurden die Termine nicht eingehalten, was auf der XII. Sitzung der Gemeinsamen 
Kommission der Regierung sowie der nationalen und ethnischen Minderheiten in Danzig am 
28. Oktober 2008 vom Vertreter der deutschen Minderheit, Bernard Gaida, hervorgehoben 
wurde.187  
Das Bildungsministerium macht auch darauf aufmerksam, dass das Angebot an Schulun-
gen für Deutschlehrer vor allem um Geschichte, Geographie und Kultur Deutschlands erwei-
tert werden muss. Weiters soll im Oppelner Land ein methodisches Zentrum für diese Lehrer 
gegründet werden.188 Eine neue Idee wird jetzt in den Minderheitenkreisen diskutiert: Man 
überlegt die Entstehung der Studienrichtung Deutsche Philologie für Minoritätsangehörige. 
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Im Fall der deutschen Minderheit würde es sich um Germanistik als Muttersprache-Philologie 
handeln.189   
Besondere Aufmerksamkeit soll einem Programm für Lehrer, „Niwki“,190 das das Woi-
wodschaftszentrum für Methodik organisiert, geschenkt werden. Der Initiator dieses Pro-
gramms war die Oppelner Schulaufsichtsbehörde. Es wird vom Marschallsamt der Oppelner 
Woiwodschaft und vom Generalkonsulat der Bundesrepublik Deutschland in Breslau finan-
ziert. Das heißt, dass alle Lehrer in Deutsch als Fremd- oder Minderheitensprache, in Ge-
schichte, Geographie und Sozialkunde am „Niwki“-Fortbildungsprogramm kostenlos teil-
nehmen können. Das Ziel der Schulungen und Seminare ist es, die Lehrer methodisch und 
didaktisch besser auf den Unterricht mit den Minderheitenangehörigen vorzubereiten. Der 
Schwerpunkt wird vor allem auf den interkulturellen Dialog und Multikulturalität gelegt. 
Auch gemäß dem Dokument über die Entwicklungsstrategie im Bildungswesen der deutschen 
Minderheit besteht ein großer Bedarf an thematischen Seminaren für Lehrer und Schulleiter in 
Schulen, in denen der Unterricht Deutsch als Minderheitensprache organisiert wird.191  
All die oben erwähnten Versuche zielen auf zwei Ergebnisse, die für den Fortbestand der 
deutschen Sprache in Schlesien von großer Bedeutung sind: 
 
1) Entstehung von zweisprachigen Schulen, in denen sowohl Polnisch als auch 
Deutsch den Status einer Unterrichtssprache erlangen sollen 
2) Steigerung der Zahl von Schülern, die in höheren Lernstufen den Unterricht 
Deutsch als Muttersprache fortsetzen möchten192 
 
Um eine wesentliche Hilfe beim Erreichen dieser Ziele zu leisten, soll das Oppelner Bil-
dungszentrum (Opolskie Centrum Edukacyjne) entstehen. Darunter stellt man sich einen 
Komplex von Schulen vor, der aus einem Gymnasium und einer Oberschule (eines Lyzeums) 
bestehen würde. Dort will man den zweisprachigen Unterricht einführen. Deutschunterricht 
wäre also nicht dem Fremdsprachenunterricht gleich. Dieses Bildungszentrum würde als ein 
Zusammenschluss von nicht öffentlichen Schultypen gelten, wobei es die Rechte einer öffent-
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lichen Schule besitzen würde. Als die Behörde, welche diese Schulen leiten könnte, will man 
eine deutsche Minderheitenorganisation nennen. Falls das Bildungszentrum doch als öffentli-
cher Schultyp funktionieren sollte, wären dafür die regionalen Selbstverwaltungsorgane ver-
antwortlich. Die Eröffnung dieser wissenschaftlichen Einrichtung plante man für den 1. Sep-
tember 2007. Die Unterstützung bei der Projektsdurchführung kündigte die Oppelner Schul-
aufsichtsbehörde an.193  
Die polnischen Kindergärten haben Deutsch als Minderheitensprache erst im Schuljahr 
2001/2002 eingeführt, das heißt genau zehn Jahre nach der Einführung dieser Form des deut-
schen Unterrichts in die Grundschulen. Im Jahr 2003/2004 lernten 410 Kleinkinder in 14 Kin-
dergärten Deutsch als Muttersprache. Im folgenden Jahr stieg die Zahl vorschulischer Einrich-
tungen schon um vier neue Institutionen. Die Oppelner Schulaufsichtsbehörde betont eine 
dynamische Veränderung der Situation und sieht eine Fortsetzung dieser Tendenz in den 
kommenden drei Jahren vor. 
 





































Quelle: Popiołek: http://www.kuratorium.opole.pl/dat/mniejszosci/naucz_jezyka_mniejszosci.doc194 
 
 
Im Vergleich dazu steigt die Zahl der Grundschulen nach 2001/2002 nicht mehr so stark 
wie das in den 90er Jahren der Fall war, was eine Stabilisierung des Wachstums – auf dem 
Stand von ungefähr 170 Bildungseinrichtungen – bedeutet. Laut Prognosen werden die Ände-
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rungen in diesem Bereich sehr langsam kommen. In einer ähnlichen Situation befinden sich 
Gymnasien mit zusätzlichem Deutschunterricht. Ihre Zahl stieg im Laufe von sechs Jahren – 
zwischen 1999/2000 und 2005/2006 – um nur 20 Einheiten: von 34 Gymnasien auf 54.  
Im ersten Jahr nach der Schulreform, als 1999/2000 die Gymnasien in das polnische Bil-
dungssystem eingeführt wurden, organisierten nur vier von diesen Schulinstitutionen den 
zweisprachigen Unterricht für die Schüler der deutschen Minderheit. 2004 waren es 7 462 
(17%) von 42 808 Gymnasiumsschülern, die Deutsch als Minderheitensprache in der Schule 
lernten. Was die Oberschulen anlangt, sieht die Situation schlechter aus. 1999 konnte man in 
einer Oberschule zwischen einer zweisprachigen Klasse oder einem Klassenprofil mit 
Deutsch als Minderheitensprache wählen. Schon vier Jahre später wurden diese Klassentypen 
durch gewöhnliche bilinguale Klassen ersetzt. Im Protokoll wird darauf hingewiesen, dass es 
im Schulwesen der höheren Stufen einer schnellen Entwicklung bedarf. Oberschulen müssen 
ihr Bildungsangebot an die Schüler der deutschen Minderheit so bald wie möglich anpassen. 
Es wir auch notwendig sein, die Schulauswahl um neue Institutionen zu erweitern, wobei heu-
te noch nicht klar ist, ob es sich um private oder öffentliche Schulen handeln wird.  
Auf Initiative der Oppelner Schulaufsichtsbehörde helfen auch deutsche Institutionen da-
bei, die Lage im Oppelner Schulwesen zu verbessern. Neben dem Programm „Niwki“ organi-
siert man:  
 
- das Programm „Senioren“, durchgeführt mit Rheinland-Westfalen: Es handelt sich 
hier um Deutschlehrer im Ruhestand, die für die Schulen mit Deutsch als Minder-
heitensprache gewonnen werden 
- das Programm „Praktika“, durchgeführt mit den Universitäten Kiel und Flensburg 
(Schleswig-Holstein). Die Studenten halten sich zweimal im Jahr in zweisprachi-
gen Schulen auf und ihr pädagogisches Praktikum dauert jeweils sechs Wochen 
- das Programm „Schulung mit Rheinland-Pfalz“, durchgeführt seit 2005: Lehrer der 
Partnerschulen in verschiedenen Fächern nehmen gemeinsam an unterschiedlichen 
Formen der Schulungen in Deutschland teil. Das Programm befindet sich zur Zeit 
in der Einführungsphase, jedoch mit Möglichkeiten einer Erweiterung in der Zu-
kunft 
- Seminare in Schleswig-Holstein, in denen Vertreter des Oppelner Schulwesens 
und der Selbstverwaltung neue Modelle für die Lösungen im Bildungswesen für 
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die Schüler aus der nationalen Minderheit kennen lernen – in diesem Fall handelt 
es sich um die deutsche Minderheit in Dänemark sowie um die dänische Minorität 
in Deutschland195 
 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Angehörigen der deutschen Minderheit 
im Oppelner Woiwodschaft ihre Muttersprache hauptsächlich in Form eines zusätzlichen Un-
terrichts im Rahmen von drei Stunden in der Woche erlernen können. Zweisprachiger Unter-
richt wird noch in sehr wenigen Schulinstitutionen angeboten, aber die Schulaufsichtsbehör-
den in Oppeln sind sich dessen bewusst und planen eine Änderung in diesem Bereich.  
Seit 2004 beobachtet man ein größeres Interesse an zweisprachigen Schulen in Minderhei-
tenkreisen und eine Belebung in der Organisation seitens der Politiker in der Region selbst. Es 
gibt jedoch viele Kriterien, die eine Schule erfüllen muss, um den Status einer zweisprachigen 
Bildungsanstalt zu erlangen. Gemäß neuen Vorschriften des Bildungsministers vom 3. De-
zember 2002 über Bedingungen und Art der Ausführung jener Aufgaben von öffentlichen 
Schulen, die zur Aufrechterhaltung der nationalen, ethnischen, sprachlichen und religiösen 
Identität dienen, traten etliche Beschränkungen in Kraft, die eine zweisprachige Schule ge-
nauer definieren. Sie muss beispielsweise alle Fächer in beiden Sprachen anbieten, außer dem 
Polnischunterricht und dem Unterricht in polnischer Geschichte. Das bedeutet wiederum, dass 
man längere Zeit auf qualifizierte Lehrkräfte warten wird und die Organisation solcher Bil-
dungsinstitutionen nur langsam vorangehen kann.  
Der Unterricht in Geschichte, Geographie und Kulturkunde aus dem Herkunftsland der 
Minderheit findet nur in 35% dieser Schulen statt. Sehr selten nutzt man auch die Möglichkeit, 
einen virtuellen Kontakt mit dem Herkunftsland herzustellen und via Internet neue Informati-
onen für den schulischen sowie zusätzlichen Unterricht zu holen. Die Aktivitäten kreisen eher 
um die traditionellen Unterrichtsformen in diesem Bereich: Musikgruppen, Schulzeitungen, 
Sprachkreise und Ähnliches.   
Das dynamische Wachstum der Bildungseinrichtungen im Schulwesen der deutschen 
Minderheit fiel auf die Jahre 1992-1998. Nach 1998 beobachtet man eine Stabilisierung der 
Schulenzahl. Die Gymnasienschülerzahl stieg zwar, aber man kann den Trend nicht übersehen: 
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Immer weniger Jugendliche setzen derzeitig den Deutschunterricht als Muttersprachen-
unterricht auf der Oberstufenebene fort. Ein weiteres Problem stellen die Schulbücher für die 
Lernenden aus der deutschen Minderheit dar. Einerseits werden die Bedürfnisse nicht aller 
Schüler erfüllt, weil die Lehrbücher in zu kleinen Auflagen erscheinen. Andererseits fehlen 
für diese Zwecke auch Geldmittel im Bildungsministerium. Heutzutage nutzen die Subventi-
on 40,3% der Schulen, in denen der Unterricht Deutsch als Minderheitensprache durchgeführt 
wird. 
Eines der größten Probleme im Schulwesen für die deutsche Minderheit ist der Mangel an 
den Lernprogrammen für Deutsch als Minderheitensprache in Gymnasien und Oberschulen. 
Schulbücher für den Unterricht in Geschichte und Geographie Deutschlands fehlen sogar auf 
allen Bildungsniveaus. In den nächsten Jahren will man sich vor allem darauf konzentrieren, 
die Zahl der Schüler in Oberschulen zu steigern, die auf den Unterricht Deutsch als Minder-
heitensprache nicht verzichten. Die jungen Minoritätsangehörigen sollen ihre Deutschkennt-
nisse in höheren Stufen der Ausbildung weiter verfeinern.  
 
3.4. Die Medien 
 
Der Zugang zu den Medien hat heutzutage eine bedeutende Funktion bei der Entwicklung und 
dem Fortbestand der eigenen Identität, vor allem im Fall der nationalen und ethnischen Grup-
pen. Die Medien beeinflussen auch in hohem Ausmaß die kommenden, jungen Generationen 
und ihre Identitätsgefühle, daher verdient dieser Sektor im öffentlichen Leben der Staatsbür-
ger besondere Aufmerksamkeit.  
Das Medienwesen passte sich im Vergleich zu anderen polnischen staatlichen Institutio-
nen am schnellsten an die gesamteuropäischen Basisrichtlinien an. Selbstverständlich gibt es 
immer noch Bereiche, in denen nicht alle Anforderungen erfüllt werden können. Im Allge-
meinen sieht man die Anpassung ziemlich positiv, weil das polnische Presserecht, das auch 
Radio- und Fernsehsender betrifft, allen Bürgern die unbeschränkte Äußerungsfreiheit im öf-
fentlichen Leben garantiert. Diese Freiheit können heute also auch alle Minderheitenangehö-
rigen genießen.  
Das Medienwesen hängt eng mit dem Verlagswesen zusammen, in dem Zeitungen, Zeit-
schriften und Bücher in Sprachen der Minoritäten ausgegeben werden. In dieser Hinsicht sto-
ßen die Minderheitenorganisationen auf keine formalen Schwierigkeiten bei der Ausgabe ih-
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rer eigenen Presse, natürlich auch in ihrer Muttersprache. Die Kosten der kulturellen Tätigkeit, 
darunter also auch alle Presseaktivitäten der Minoritätsmitglieder, sind in einem gewissen 
Ausmaß durch die Subventionen des Staates – genauer gesagt des Kulturministeriums – ge-
deckt. Das wichtigste und größte Hindernis für eine unbeschränkte Zahl der Aktivitäten im 
Medienwesen stellen die Geldmittel im Staatshaushalt dar, die nicht für alle kulturellen Initia-
tiven der polnischen Staatsbürger ausreichen.196  
Die Rechte und Möglichkeiten des freien Zugangs zu den Medien sind mit dem polni-
schen Grundgesetz von 1997 gesichert: „Die Republik Polen gewährleistet die Freiheit der 
Presse und anderer Mittel der gesellschaftlichen Kommunikation.“197 Etwas genauer werden 
diese Freiheiten im zweiten Verfassungskapitel, Artikel 54 genannt, das von allgemeinen  
Grundsätzen über Freiheiten, Rechte und Pflichten des Menschen und des Staatsbürgers han-
delt.198 Der Zugang der Minderheiten zum Medienwesen ist aktuell in vielen internationalen 
Dokumenten berücksichtigt, die sich mit dem Schutz der nationalen und ethnischen Minoritä-
ten befassen. Deswegen gibt es in zahlreichen Abkommen genau definierte Rechte, die von 
einzelnen Staaten zu beachten sind: 
 
- Recht auf die Bewahrung und Entwicklung der minderheitlichen Identität 
- Recht auf die eigene Sprache 
- Recht auf die Pflege der eigenen Kultur 
- Recht auf die Äußerungsfreiheit199 
In diesem Zusammenhang scheint die Äußerungsfreiheit das wichtigste Recht zu sein, da 
es sowohl zu den persönlichen als auch zu den politischen Rechten gehört. Dieses Recht wird 
ausführlich in der Rahmenkonvention des Europarates zum Schutz nationaler Minderheiten 
beschrieben. Weiters ist der Artikel 6, Absatz 1 der Rahmenkonvention von großer Bedeutung 
für die Minoritäten:  
Die Vertragsparteien fördern den Geist der Toleranz und des interkulturellen Dialogs 
und treffen wirksame Maßnahmen zur Förderung der gegenseitigen Achtung und des 
gegenseitigen Verständnisses sowie der Zusammenarbeit zwischen allen in ihrem Ho-
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 Vgl. Nijakowski/Łodziski (2003), S. 176.  
197
 Die polnische Verfassung von 1997, Kapitel 1, Artikel 14. Deutsche Version siehe: http://www.sejm.gov.pl/ 
prawo/konst/niemiecki/kon.htm  Zugriff am 13.3.2009.  
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 Die polnische Verfassung von 1997, Kapitel 2, Artikel 54. Ebenda.  
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 Berdychowska (2005), S. 178. 
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heitsgebiet lebenden Menschen unabhängig von deren ethnischer, kultureller, sprach-
licher oder religiöser Identität, und zwar insbesondere in den Bereichen Bildung, Kul-
tur und Medien.200 
Daraus folgt, dass der jeweilige Staat sich nicht nur verpflichtet, die Bedürfnisse seiner 
Minderheiten zu erfüllen, sondern dass er allein auch für die endgültige Gestalt der Beziehung 
Mehrheit – Minderheit verantwortlich ist. Im Fall der Minoritäten handelt es sich also um den 
Erhalt von Informationen in ihrer Muttersprache, um den freien Zugang zu den staatlichen 
Massenmedien sowie um das Recht auf Bildung eigener Medien. Damit hängen Meinungs-, 
Gewissens- und Religionsfreiheit zusammen. Alle Bürger besitzen das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung, Empfang, Verbreitung sowie Austausch von Informationen in der Mutter-
sprache. Neben den Rahmenkonventions- und Verfassungsartikeln werden diese Freiheiten 
auch im Gesetz über nationale und ethnische Minderheiten sowie Regionalsprache von 2005 
erwähnt: „Einer Minderheit angehörende Personen haben insbesondere Recht auf (...) Veröf-
fentlichung und Austausch von Informationen in der Minderheitensprache.“201 Weiters ver-
pflichten sich die Organe der staatlichen Gewalt, die Entwicklung der kulturellen Identität der 
Minderheit mit entsprechenden Maßnahmen zu unterstützen. Das betrifft auch zweckgebun-
dene Zuwendungen, die an bestimmte Empfängerkreise gelangen,  beispielsweise für  
3)   Verlegen der Bücher, Zeitschriften, periodischer Schriften und Flugblätter in 
den Minderheitensprachen oder in der polnischen Sprache in der Druckform 
und in anderen Techniken der Aufzeichnung von Bild und Ton;  
4)   Unterstützung der Fernsehprogramme und Radiosendungen, die durch die 
Minderheiten realisiert werden;202  
 
Laut Minderheitengesetz verpflichten sich die staatlichen Rundfunkanstalten, Radio- und 
Fernsehprogramme zu unterstützen, indem sie die Sendungen in Minderheitensprachen aus-
strahlen und Minderheitenkandidaten berücksichtigen. Diese Verpflichtungen werden vor al-
lem von den regionalen Sendern realisiert, obwohl auch der zentrale Sender verschiedene 
Programme über Kultur, Tradition und Geschichte der nationalen und ethnischen Minderhei-
ten im polnischen Fernsehen – TVP – ausstrahlt. Am häufigsten kann man sich jedoch im re-
                                                 
 
200
 Die Rahmenkonvention zum Schutz nationaler Minderheiten, Artikel 6, Absatz 1, abrufbar auf der Internet-
seite: http://conventions.coe.int/Treaty/ger/Treaties/Html/157.htm, Zugriff am 15.3.2009.  
201
 Gesetz vom 6. Januar 2005 über nationale und ethnische Minderheiten sowie Regionalsprache, Kapitel 2, 
Artikel 8, Punkt 2.  
202
 Ebenda, Kapitel 3, Artikel 18, Absatz  2. 
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gionalen Fernsehkanal TVP3, zu dem 12 lokale Sender gehören, Programmzyklen und auch 
Einzelprogramme ansehen, die von der Minderheitenproblematik handeln.203  
Die Tätigkeiten im Verlagswesen werden durch folgende Rechtsakte reguliert: 
 
- Gesetz vom 29. Dezember 1992 über Rundfunk und Fernsehen – hier gibt es eine 
Regelung, die sich direkt auf die Minderheiten bezieht und besagt, dass es zu den 
Aufgaben des öffentlichen Rundfunks und Fernsehens gehört, in ihrem Pro-
grammverzeichnis die Bedürfnisse der nationalen und ethnischen Minderheiten zu 
berücksichtigen 
- Gesetz vom 26. Januar 1984 über das Presserecht 
- Gesetz vom 6. September 2001 über den Zugang zu öffentlichen Informationen 
- Gesetz vom 7. Oktober 1999 über die polnische Sprache204 
 
Am 4. Dezember 2001 entstand der Rat für Elektronische Medien der nationalen und eth-
nischen Minderheiten, der ausschließlich aus den Minoritätsvertretern besteht. Diese haben 
vor, folgende Ziele zu erreichen: 
 
- der bessere Zugang der Minderheiten zu den Medien 
- die Unterstützung des Dialogs zwischen dem Rat und den staatlichen Medieninsti-
tutionen 
- die Stellungnahme des Rates zum Eintrag im Gesetzesprojekt über nationale und 
ethnische Minderheiten in Polen, der vom Zugang der Minoritäten zu den Mas-
senmedien handelt 
- die Bearbeitung der thematischen Problematik in Programmen für und über Min-
derheiten 
- die Stellungnahme bezüglich des neuen Angebots von TVP3 – im Besonderen zum 
Programm „Etniczne Klimaty“205 („Ethnisches Umfeld“) 
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 Pan/Pfeil (2006), S. 382.  
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 Vgl. Nijakowski/Łodziski (2003), S. 176-177. Die Auszüge aus diesen Gesetzesakten, die die Minderheiten-
problematik betreffen, befinden sich im Anhang zur Informationsbroschüre, S. 229-248.  
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 „Etniczne Klimaty“ erscheint seit fünf Jahren einmal monatlich im regionalen Kanal TVP3, üblicherweise 
jeden vierten Samstag um 7 Uhr, und thematisiert nationale und ethnische Minderheiten, ihre Sprachen, Kultur 
und Tradition sowie ihre aktuellen Leistungen. Der präsentierende Reporter – Brian Scott – stammt selbst aus 
einer Minorität. Zu den am häufigsten berührten Themen gehören Identitäts- und Sprachbewahrung, gemischte 
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- die Niveausteigerung der Minderheitensendungen und Organisierung der Schulun-
gen für Journalisten aus Minoritätskreisen zwecks Verbesserung ihrer Qualifikati-
onen206  
 
Die Situation der Minderheiten vor der Wende war auch in Bezug auf die polnischen Me-
dien sehr schwierig. In der kommunistischen Wirklichkeit gab es keinen Platz für andere Na-
tionalitäten in Bereichen des öffentlichen Lebens. In der Nachkriegszeit konnte sich eigentlich 
nur die jüdische Volksgruppe einer gewissen innerstaatlichen Autonomie erfreuen. Als einzi-
ge Minderheit besaß sie vor 1956 ihre Tageszeitung „Fołks Sztyme“, die ab 1946 in der jiddi-
schen Sprache mit einer polnischen Beilage erschien. Im Juni 1951 begannen die polnischen 
Organe, eine Wochenzeitung „Arbeiterstimme“ für die in Polen verbliebenen Deutschen he-
rauszugeben. Diese Zeitschrift wurde schnell aus einem lokalen Periodikum in eine Schrift für 
Deutsche in Niederschlesien und ganz Polen umgewandelt. Schon 1955 wurde „Arbeiter-
stimme“ zur Tageszeitung. Ihre Redakteure waren Polen mit Deutschkenntnissen. Erst 1957 
überlegte man sich eine Möglichkeit, deutsche Journalisten in die Redaktion einzuführen. An-
fangs war das eine im Geist des sozialistischen Realismus gehaltene Zeitung, später dominier-
te die sozial-kulturelle Richtung. Mitte der 50er Jahre gewann „Arbeiterstimme“ immer mehr 
Leser, die sich mit dieser Zeitung identifizierten. Seit 1956 wurde die Ausreise nach Deutsch-
land immer öfter thematisiert und die Popularität der Zeitung weckte Misstrauen und Furcht 
der staatlichen Organe vor dem Einfluss der Schlesier, Masuren und der Ermlandbewohner. 
Deswegen erschien die Zeitung im Jahre 1958 nur einmal wöchentlich unter einem neuen Ti-
tel „Die Woche in Polen“. Die letzte Nummer ließen die polnischen Organen zu Weihnachten 
1958 herausgeben, ohne jedoch über die Schließung der Redaktion informiert zu haben.207  
In den 60er und 70er Jahren verbesserte sich die Situation nur der litauischen, ukraini-
schen und weißrussischen Minderheit in Bezug auf das Zeitungswesen. Eine wesentliche Be-
lebung kam erst Anfang der 80er Jahre, als beim Verband der Polnischen Studenten der Ge-
samtpolnische Kulturrat der Studenten aus den nationalen Minderheiten mit der Sektion der 
Ukrainischen Kultur entstand. Mit der Unterstützung seitens der Bewegung „Solidarno” 
                                                                                                                                                        
 
Ehen, die lokale Selbstverwaltung und Selbstbetrachtung in der europäischen Gemeinschaft. Oft werden Feuille-
tons in der Minderheitensprache und mit polnischen Untertiteln präsentiert. Mehr auf www.etniczneklimaty.com, 
Zugriff am 22.3.2009. Auf dieser Internetseite kann man sich auch einzelne Programme ansehen. Das Menü ist 
allerdings auf Polnisch. 
206
 Vgl. Nijakowski/Łodziski (2003), S. 179.  
207
 Vgl. Berdychowska (2005), S. 181.  
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konnte sich das Medienwesen zugunsten der nationalen und ethnischen Minderheiten entwi-
ckeln.  
Der kultur-gesellschaftliche Durchbruch kam mit der politischen Wende, als der polnische 
Staat die Multikulturalität seiner Bevölkerung offiziell anerkannte. Im Oktober 1989 gab das 
Innenministerium seine Vormundschaft über die Minderheitenorganisationen und ihre Zeit-
schriften auf und legte sie in die Hand des Kulturministeriums. Die neue politische Richtung 
förderte nicht nur die Anerkennung der nationalen Minoritäten, sondern auch ihre Unterstüt-
zung – auch im Bereich des minderheitlichen Medienwesens. Den Zugang zu Massenmedien 
revolutionierte vor allem die Presse.  
Mitte 1989 wurde die Prozedur der Zuteilung von Konzessionen durch das Hauptamt der 
Presse-, Publikationen- und Veranstaltungskontrolle – umgangssprachlich Zensur genannt – 
geändert und durch die Registrierung ersetzt, die seit 1990 in den Gerichtskompetenzen liegt. 
Dank dieser Regelungen konnten neue Zeitschriften herausgegeben werden. In der ersten 
Hälfte der 90er Jahre begannen folgende Zeitungen zu erscheinen:  
 
- „Oberschlesische Stimme“, auch das „Informations- und Kultur-Bulletin aus Rati-
bor“ genannt und durch Deutsche Freundschaftskreise im Bezirk Schlesien ausge-
geben  
- „Joseph von Eichendorff Konservatorium – Zeszyty Edukacji Kulturalnej“, in 
deutscher und polnischer Sprache 
- „Masurische Storchenpost“, auf Deutsch und Polnisch 
- „Mitteilungsblatt der deutschen Minderheit“, nur auf Deutsch 
- „Oberschlesische Zeitung“ – später „Schlesisches Wochenblatt“,208 auf Polnisch 
und Deutsch  
                                                 
 
208
 www.wochenblatt.pl, Zugriff am 22.3.2009. „Schlesisches Wochenblatt“ ist eine der auflagenstärksten Zei-
tungen in Polen (6500 Exemplare), die sich an die deutschsprachigen Personen richtet, wobei die Artikel sowohl 
in deutscher als auch in polnischer Sprache verfasst werden. Die Zeitung erscheint polenweit einmal wöchentlich 
und gehört somit zum wichtigsten Medium der deutschen Minderheit. Ihr Zielpublikum ist 30-60 Jahre alt. Al-
lerdings werden nicht alle Bedürfnisse durch „Schlesisches Wochenblatt“ erfüllt – beispielsweise wird zu wenig 
über andere Regionen Polens und Probleme der außerhalb Schlesiens lebenden deutschen Minderheit geschrie-
ben. Das größte Ballungszentrum dieser Minorität befindet sich im Oppelner Schlesien und das ist für die The-
menwahl der Artikel ausschlaggebend. Diese Wochenzeitung ist in den Deutschen Freundschaftskreisen, im 
Abonnement oder in Vertriebsgesellschaften wie u. a.  RUCH S.A. oder Kolporter S.A. erhältlich. Die Redaktion 
– SILESIAPRESS – befindet sich in Oppeln, im gleichen Gebäude, wo die SKGD und der BJDM ihren Sitz 
haben –  ul. Konopnicka 6.  
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- „Schlesien heute“ und „Unser Oberschlesien“ im Senfkorn Verlag in Görlitz209 
- „Hoffnung“, ausschließlich auf Deutsch210 
 
In meisten Fällen werden die Zeitschriften der nationalen Minderheiten durch die unre-
gelmäßigen staatlichen Subventionen unterstützt. Die größten Minoritätszeitungen – darunter 
beispielsweise „Schlesisches Wochenblatt“ – finanziert ganz oder teilweise das polnische 
Kulturministerium.  
Man darf den Einfluss der elektronischen Medien nach 1989 nicht unterschätzen. Der gro-
ße Fortschritt betrifft die seit den 90er Jahren aufkommende Internetrevolution sowie – dank 
den Gesetzesänderungen – eine rasche Entwicklung im Radio- und Fernsehwesen. Heutzutage 
werden die Radioprogramme der deutschen Minderheit in öffentlichen Radiosendern in Al-
lenstein, Kattowitz und Oppeln ausgestrahlt. Diese Sendungen bereiten professionelle Journa-
listen vor, die selbst zu den Minderheitenkreisen gehören. Mit den Demokratisierungsprozes-
sen Anfang der 90er Jahre begann auch das gesamtpolnische Interesse an den innerhalb der 
Grenzen lebenden Nationen zu wachsen. Man merkt einen immer stärkeren Bedarf an Pro-
grammen, welche die Multikulturalität Polens entdecken und präsentieren. Aus diesem Grund 
werden solche Programmzyklen wie „U siebie“ („Bei uns“) oder „Małe Ojczyzny“ („Kleine 
Heimaten“) ausgestrahlt, die der Minderheitenproblematik gewidmet sind und sich sowohl an 
die Minoritätskreise als auch an die polnischen Zuschauer richten. Die Popularität wurde so 
groß, dass in Polen das Internationale Festival der ethnischen Filme und Programme „At ho-
me – U siebie“ organisiert wurde, das bis 2001 fünfmal stattfand. Mit dem Festival waren 
auch zahlreiche Seminare, Konzerte und Treffen mit den Künstlern aus Minderheiten verbun-
den.211 
Deutsch in den Radiosendungen für die deutsche Minderheit kann man im öffentlichen 
Hörfunk seit den 90er Jahren hören. Als die älteste Radiosendung gilt das seit 1991 in Mitar-
beit mit Niemiecka Wspólnota Robocza (Deutsche Arbeitergemeinschaft) durch den lokalen 
Radiosender in Kattowitz ausgestrahlte Oberschlesische Magazin der deutschen Minderheit 
„Pojednanie i Przyszło” („Versöhnung und Zukunft“). Diese Sendung wird in deutscher 
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 www.schlesien-heute.de, Zugriff am 21.3.2009. 
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 Vgl. Berdychowska (2005), S. 184. 
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Sprache durch die Minderheitenangehörigen realisiert.212  Die deutsche Minderheit verfügt 
über ein Sendekontingent in ihrer Muttersprache auch im Radio Opole SA, in dem „lskie 
aktualnoci“213 und „Nasz Heimat“214 zu hören sind. Weitere interessante Radiosendungen für 
die deutsche Minderheit, die nur in ihrer Muttersprache oder zusätzlich auch auf Polnisch  
emittiert werden, sind: 
 





- „Nasz lsk”217 
 
Das erste Minoritätsprogramm emittierte die Station des Polnischen Fernsehens (TVP) in 
Kattowitz: „Oberschlesien Journal“, das seit 1992 in deutscher Sprache für die deutsche Min-
derheit in Polen ausgestrahlt wird. Am 1. Januar 1997 wurde das Programm umbenannt und 
heißt bis heute „Schlesien Journal“.218 Das Programm wird dienstags im Kanal TVP Opole 
um 18:50 und im Kanal TVP Katowice um 8:45 vom Produzententeam „Pro Futura“ ausge-
strahlt.219 Das Unternehmen „Pro Futura“ – mit dem Sitz in Oppeln – ist 1992 in Auftrag der 
deutschen Minderheit entstanden und realisiert in regulären Folgen deutschsprachige Sendun-
gen, Reportagen und Diskussionsrunden im öffentlichen Radio sowie Dokumentarfilme im 
polnischen Fernsehen. Die Produktionsgesellschaft besteht aus einem Team von jungen, 
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 Eine Stunde einmal wöchentlich. 
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 „lskie aktualnoci” („Schlesische Aktualitäten”) wird von Montag bis Donnerstag, jeweils 15-20 Minuten, 
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 „Nasz Heimat“ („Unsere Heimat“) ist sonntags von 17-18 Uhr in beiden Sprachen zu hören. Diese Sendung 
bereitet das Radioteam vor. Im Programm werden u. a. deutsche Gedichte vorgelesen und deutsche Schlager 
(zum Beispiel Udo Jürgens „Gib mir deine Angst“) gespielt. Das ausführliche Radioprogramm ist auf der Inter-
netseite des Radiosenders www.radio.opole.pl zu finden.  
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 Mehr Informationen auf: http://www.mittendrin.vdg.pl, Zugriff am 1.4.2009.  
216
 „Kaffeeklatsch“ ist im privaten Radio Park in Kandrzin-Cosel sonntags um 14 Uhr zu hören und wird vom 
Produktionsunternehmen „Pro Futura“ realisiert. Die erste Sendung wurde 2001 ausgestrahlt, dank der Initiative 
von Alice Schatton. Heute ist Karina Niemiec die Herausgeberin. Dieses Programm kann dank der Geldmittel 
des polnischen Innenministeriums realisiert werden. Quelle: http://www.pro-futura.com.pl, Zugriff am 26.3.2009.  
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 Vgl. Popieliski (2002), S. 119.  
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 Vgl. Berdychowska (2005), S. 185.  
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 http://www.pro-futura.com.pl, Zugriff am 26.3.2009. Auf dieser Internetseite kann man sich die aktuellen 
Radiosendungen und Fernsehprogramme der deutschen Minderheit anhören bzw. anschauen. 
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zweisprachigen Journalisten, die dank zahlreicher Schulungen und Kontakte mit erfahrenen 
Experten aus Deutschland ihre Fähigkeiten verbessern und Fachkenntnisse erweitern. Seit 
1996 gilt „Pro Futura“ als eine eigenständige Gesellschaft, deren Teilhaber die Organisatio-
nen der deutschen Minderheit sind.220  
Seit 1998 wird auch ein Radioprogramm „Schlesien Aktuell“221 von „Pro Futura“ reali-
siert. Anfangs bestand es aus zwei Beiträgen zu aktuellen Ereignissen im sozialen und kultu-
rellen Leben der deutschen Minderheit. Seit 2001 fängt das Magazin mit einem kurzen Über-
blick – einem Informationsblock – an, der von einem längeren Beitrag über Themen, welche 
die deutsche Minderheit direkt betreffen, gefolgt wird. Die Arbeit dieses Unternehmens und 
sein großes Engagement für die Verbesserung der deutsch-polnischen Beziehungen sind in 
der polnischen Realität nicht unbemerkt geblieben und wurden zweimal – im Jahre 1997 und 
2002 – mit dem deutsch-polnischen Journalistenpreis ausgezeichnet. In den Jahren 2001 – 
2005 führte „Pro Futura“ auch das Projekt „Schlesien Journal Jung“ durch.222  
Aktuell sind die Fernsehprogramme für Minderheitenangehörige eine Domäne des dritten 
Kanals im polnischen staatlichen Fernsehen – TVP3. Allerdings wird nur ein Minoritätspro-
gramm für das gesamtpolnische Publikum gesendet –  nämlich „Telenowyny“ für die ukraini-
sche Minderheit in ihrer Muttersprache –, das im November 1995 an der Warschauer Fern-
sehstation (WOT) entstand. Die Wahl der Sendung und der Minderheit begründet man mit der 
Zerstreuung der Ukrainer in vielen Regionen Polens. Die anderen Minoritäten können sich die 
ihnen gewidmeten Programme nur in regionalen Fernsehkanälen ansehen. Die Sendungen für 
die deutsche Minderheit werden also nur in Oppeln und Kattowitz ausgestrahlt. Ähnlich wie 
bei den Radioprogrammen beteiligen sich auch bei der Vorbereitung der Fernsehproduktionen 
Journalisten aus der jeweiligen Minorität.223  
Auf dem Markt der elektronischen Medien dominieren heutzutage vor allem die deutsche, 
die weißrussische und die ukrainische Minderheit, wobei die letzte auch im gesamtpolnischen 
Ausmaß die größten Erfolge hat. Wenn man den heutigen Zustand mit den Postulaten der 
Minderheitenorganisationen der letzten Dekade vergleicht, so kann man feststellen, dass ein 
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 Vgl. http://pro-futura.com.pl/de/1.html, Zugriff am 28.3.2009.  
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 „Schlesien Aktuell“ kann man im Radio Opole von Montag bis Donnerstag um 19:20 hören, das Programm 
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wesentlicher Teil der Forderungen von polnischer Seite erfüllt wurde. Natürlich sind manche 
Ansprüche immer noch aktuell wie beispielsweise die Verlängerung der Sendungsdauer in der 
Minderheitensprache oder die Vergabe der Stellen in den Programmsräten des Rundfunks und 
Fernsehens auch an die Vertreter der Minoritäten.224  
Es besteht jedoch ein wesentlicher Unterschied zwischen den elektronischen Medien und 
dem Zeitungswesen in Polen, nicht nur weil die Zeitungsjournalisten direkt aus den Minder-
heiten stammen, sondern auch weil die einzelnen Zeitschriften Eigentum der Minderheitenor-
ganisationen selbst sind. Im Fall der Radio- oder Fernsehsendungen sind der Landesrundfunk 
und das öffentliche Fernsehen ihre definitiven Disponenten, auch wenn sich an der Pro-
grammsvorbereitung Minderheitenangehörige beteiligen. Die Herkunft ist jedoch ein sekun-
därer Faktor bei der Journalistenwahl für die jeweiligen Sendungen, weil hier vor allem fach-
liches Wissen und Erfahrung entscheiden. Die Zugehörigkeit zu einer Minorität oder die eth-
nische Abstammung gehören zur privaten Sphäre jeder Person. Charakteristisch für diese Pro-
gramme sind die Dominanz kultureller sowie geschichtlicher Themen und eine geringe Be-
schäftigung mit der politischen Problematisierung der aktuellen Geschehnisse.225  
In den letzten Jahren ist eine wesentliche Erweiterung der Internetpräsenz der deutschen 
Minderheit zu beobachten. Darüber hinaus zielen die Minderheitenkreise auf die Verbesse-
rung des Medienangebots ab, da sie sich dessen bewusst sind, dass „die Nutzung aller gängi-
gen Massenmedien für die deutsche Volksgruppe (...) von besonderer Bedeutung [ist].“226  
Der unbeschränkte Zugang der Minderheiten zu den polnischen Medien ist nur ein Teil 
der neuen Politik nach der Wende 1989. Im Unterschied zu der früheren Politikführung setzt 
man sich jetzt viel mehr dafür, die Identität der in Polen lebenden Minoritäten zu stärken. Die 
Programme und die Presse haben eine unterstützende Rolle für die Minderheitensprachen und 
sollen sich positiv auf die Bewahrung der minderheitlichen Kultur auswirken.  
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3.5. Deutsch in der Kirche – die „Sprache des Herzens“  
 
In Polen besteht die Gewissensfreiheit, die bereits mit dem Gesetz vom 17. Mai 1989227 ga-
rantiert und mit dem Artikel 53 der heute geltenden polnischen Verfassung im Jahre 1997 
noch bestätigt wurde.228 Alle polnischen Bürger haben das Recht, ihre eigenen religiösen Ge-
meinschaften oder nichtgeistlichen Vereine zu bilden, um Aufgaben, welche mit der Aus-
übung der Religion zusammenhängen, zu erfüllen. Die katholische Kirche und andere Religi-
onsgemeinschaften sind gleichgestellt.229  
 
Die Religionsfreiheit umfaßt die Freiheit, die Religion eigener Wahl anzunehmen o-
der zu bekennen sowie die Freiheit, die eigene Religion individuell oder mit anderen 
Personen, öffentlich oder privat durch das Bezeigen von Verehrung, Gebet, die Teil-
nahme an religiösen Handlungen, Praktizieren und Lehren auszudrücken. Die Religi-
onsfreiheit umfaßt auch den Besitz von Tempeln und anderen den Bedürfnissen der 
Gläubigen entsprechenden Orten sowie das Recht der Gläubigen, religiöse Hilfe am 
Aufenthaltsort in Anspruch zu nehmen.230 
 
Diese Freiheiten wären vor 1989 kaum denkbar gewesen, denn die polnische Kirche hielt 
sich bezüglich der deutschen Katholiken an die Vorschriften der Parteiführung, „in Ober-
schlesien deutschsprachige Gottesdienste zu unterbinden.“231 Sonntagsmessen in deutscher 
Sprache fanden nur in einigen Städten in Niederschlesien für wenige Einheimische und Tou-
risten statt. Sogar in Danzig erklärte sich ein Pfarrer, Henryk Jankowski, der fließend Deutsch 
sprach, bereit, Messen in dieser Sprache abzuhalten, dies wurde von der Kurie aber nicht er-
laubt.  
Der Primas der polnischen Kirche, Józef Glemp, war der Meinung, dass die deutschspra-
chigen Messen gar nicht notwendig wären, was in seiner Predigt zum Abschluss der Som-
merwahlfahrten nach Tschenstochau am 15. August 1984 zum Ausdruck kam.232 Der Primas 
stellte fest, dass es sich um einen künstlichen Prozess handle, „wenn sich jemand nach 40 Jah-
ren, also in der zweiten Generation, als Ausländer erklärt, obwohl er weder die Sprache noch 
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die Kultur noch die Bräuche seines angeblichen Vaterlandes kennt.“233 Glemps Worte erreg-
ten großes Aufsehen in der Bundesrepublik Deutschland. Mit solch einer Stellungnahme pass-
te sich der Primas der kommunistischen Politikrichtung an. Das verwunderte umso mehr, als 
sich sein Vorgänger, Primas Stefan Wyszyski, bereits 1980 der Notwendigkeit der deutsch-
sprachigen Messen und Seelsorge bewusst war. Obwohl Glemp versicherte, dass diese Stel-
lung weiterhin gültig wäre, forderte er eine sorgfältige Klärung dieser Frage.234 Eine große 
Rolle spielte in diesem Zusammenhang der zweisprachige Oppelner Bischof, Alfons Nos-
sol.235 Die erste Messe in deutscher Sprache wurde heimlich und ohne Genehmigung im Ok-
tober 1988 im Wallfahrtsort St. Annaberg, in Woiwodschaft Oppeln, abgehalten, wo Messen 
sowohl auf Deutsch als auch auf Polnisch bereits im 19. Jahrhundert stattgefunden hatten.  
Erst im Sommer 1989 bekam Nossol die Erlaubnis, Gottesdienste für die deutsche Min-
derheit in ihrer Muttersprache in seiner Diözese zu organisieren, was zum ersten Mal am 
4. Juni geschah – gleichzeitig mit den Parlamentswahlen. Bald darauf schlossen sich diesem 
Verfahren auch andere oberschlesische Gemeinden an. Der Oppelner Bischof wandte sich mit 
der Bitte um Erlaubnis direkt an den Papst, Johannes Paul II., und berief sich auf die päpstli-
che Botschaft zum Weltfriedenstag 1989, in der hervorgehoben wurde, dass Achtung der 
Minderheiten die Bedingung für den Frieden sei.236 Die zweisprachige Seelsorge betrachtete 
Bischof Nossol als ein bedeutendes Mittel im Versöhnungsprozess und als einen wesentlichen 
Beitrag zum friedvollen Zusammenleben.237 
Nationalistisch gesinnte Staatsbürger Polens versuchten nicht, ihre Unzufriedenheit mit 
der Situation in der Öffentlichkeit zu verbergen. Als ihr wichtigstes Argument galt die Über-
zeugung, dass Deutsch in Oberschlesien durch die Jahrzehnte nach dem Zweiten Weltkrieg 
sowohl aus öffentlichen als auch aus privaten Lebensbereichen verschwunden sein müsste.  
Es ging hier jedoch vielmehr um die ältesten Oberschlesier, die Deutsch als „Sprache des 
Herzens“ betrachteten. Für sie war es ein großes Erlebnis, mit ihren Pfarrern auf Deutsch 
sprechen, auf Deutsch beichten, beten oder Sakramente in deutscher Sprache empfangen zu 
dürfen. Bischof Nossol definiert den Begriff „Sprache des Herzens“ folgendermaßen: Das ist 
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die Sprache, „in der die Mutter die ersten Gebetsworte zu ihrem Kind spricht; in dieser Spra-
che betet und rechnet der Mensch, und einige behaupten, daß man in ihr auch flucht.“238 
Als Gegenargument zu dem Postulat der polnisch-nationalistischen Gruppen galt die hohe 
Zahl der Briefe, die an den Oppelner Bischof mit dem Wunsch nach deutschsprachigen Got-
tesdiensten gesandt wurden. Die überwiegende Mehrzahl der Angehörigen der deutschen 
Minderheit in Schlesien bekennt sich zum Katholizismus. Die Minoritätsmitglieder, die zu der 
Evangelischen Kirche des Augsburger Bekenntnisses gehören, bewohnen hauptsächlich die 
nördlichen Woiwodschaften Polens.239  
Die Einführung des Deutschen in die Liturgie stieß auf Probleme auch anderer Art. Tat-
sächlich hatte ein großer Teil der deutschstämmigen Gläubigen Probleme mit dem Verständ-
nis der Gottesdienste, weil sie Deutsch nicht in genügendem Maß beherrschten. Außerdem 
hatten auch die Priester Schwierigkeiten mit der deutschen Sprache. Von den rund 800 Kap-
länen in der Diözese Oppeln sprachen nur 30 fließend Deutsch. Den Priestern mit schwachen 
Deutschkenntnissen fiel es schwer, den Gottesdienst vor der Gemeinde in dieser Sprache ab-
zuhalten. Deswegen reisten sie nach Deutschland, wo sie an speziellen Sprachkursen teilnah-
men, ihre Aussprache und Intonation verbesserten sowie die Stilistik liturgischer Texte lern-
ten. Alle zwei Monate wurden von Pater Globisch240 zweisprachige Broschüren „Hilfen für 
den Gottesdienst“ herausgegeben, die bei der Vorbereitung auf die Lesung der Messe behilf-
lich waren. Das zweisprachige Gebetsbuch „Weg in den Himmel“/„Droga do nieba“241 wurde 
sowohl von deutsch- als auch von polnischsprachigen Gläubigen während der Gottesdienste 
verwendet. Die Heilige Messe darf die Gemeinde auf keinen Fall spalten, wie es in Punkt 4 
der „I. Richtlinien für die Seelsorge der Minderheiten im Bistum Oppeln“ steht.242 Dieser 
Leitfaden für Priester hat Bischof Nossol im Jahre 1990 verfasst, um eine praktische Hilfe bei 
der Einführung der deutschen Sprache in die Liturgie zu leisten.243 Nach zwei Jahren war es 
notwendig, trotz der guten Entwicklung der Gottesdienste in der Sprache der deutschen Min-
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derheit, eine zweite Ausgabe der Richtlinien vorzubereiten. Heutzutage kann man beispiels-
weise in der Basilika in St. Annaberg jeden Sonntag um 15:30 die Heilige Messe auf Deutsch 
besuchen.244  
Die Lage der „Sprache des Herzens“ sieht man heute als stabil an. Seit 1993 ist es auch 
rechtlich mit dem Konkordat zwischen Polen und dem Heiligen Stuhl garantiert, die Seelsor-
ge in der Minderheitensprache zu organisieren, wobei die Art der Ausführung von dem jewei-
ligen Diözesanbischof abhängt.245  
Gerade in der Unterdrückung der „Sprache des Herzens“ sieht Nossol den wichtigsten 
Grund für die Ausreisewellen nach Deutschland in den Jahren nach 1945: „(...) hätte sie [Po-
lens katholische Kirche] damals [nach dem 2. Weltkrieg] gleich deutsche Messen zu lesen 
angefangen, dann wären viele Menschen nicht entwurzelt worden.“246 Schon 1992 konnte 
man deutsche Gottesdienste regelmäßig in über 120 Gemeinden und unregelmäßig in 100 Ort-
schaften der Oppelner Diözese besuchen.247 Heute ist die zweisprachige Seelsorge in Ober-
schlesien ein besonderes Merkmal dieser Region. 
 
4. Verbände der deutschen Minderheit 
 
Das Recht aller polnischen Bürger, „friedliche Versammlungen zu veranstalten und daran 
teilzunehmen“248, sichern die Artikel 57 und 58 der polnischen Verfassung von 1997. Weiters 
gewährleistet der polnische Staat die Vereinigungsfreiheit, wobei Verbände mit gesetz- oder 
verfassungswidrigen Zielen verboten sind.249 Bereits am 7. April 1989 wurde das Vereini-
gungsgesetz250 verabschiedet, das auch Angehörigen von Minderheiten gestattet, eigene Ver-
eine und Organisationen zu errichten. 251  Auch der Vertrag zwischen der Bundesrepublik 
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Deutschland und der Republik Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusam-
menarbeit vom 17. Juni 1991 erwähnt in den Artikeln 20-22 neben den Sprachrechten auch 
das Recht darauf, die eigene Identität, unter der Sprache, Kultur und Religion verstanden 
werden, „einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen Mitgliedern ihrer Gruppe“ 252  unbe-
schränkt auszudrücken, zu bewahren und zu entwickeln. 
Die deutsche Minderheit nutzt diese Rechte nach ihrer Anerkennung seit 1989. Als erster 
Verband wurde die Sozialkulturelle Gesellschaft der Menschen deutscher Volkszugehörigkeit 
in Gleiwitz offiziell im Woiwodschaftsgericht in Kattowitz am 16. Januar 1990 registriert.253 
Danach folgten auch andere Gesellschaften, zum Beispiel die heute zahlenstärkste Sozial-
Kulturelle Gesellschaft der deutschen Minderheit im Oppelner Schlesien (SKGD), die am 14. 
Februar 1990 angemeldet wurde und bereits nach wenigen Monaten 180 000 Mitglieder in 
ihren Reihen organisierte. Heute gibt es in ganz Polen über 90 Vereine, deren Mitglieder An-
gehörige der deutschen Minderheit sind.254 Eine überwiegende Mehrheit von ihnen gehört zu 
einem Dachverband mit Sitz in Oppeln, dem Verband der Deutschen Sozial-Kulturellen Ge-
sellschaften in der Republik Polen (VdG). Der Verband wurde am 27. August 1991 ins Regis-
ter der Vereine im Oppelner Woiwodschaftsgericht eingetragen.255 VdG versammelt Sozial-
Kulturelle Gesellschaften der deutschen Minderheit aus zehn Woiwodschaften und 600 regio-
nalen Kreisen. Zu den wichtigsten Zielen des VdG gehören u. a.: 
 
- die Vertretung der Belange einzelner Verbandsmitglieder im Umgang mit staatlichen 
Organen Deutschlands oder mit der deutschen Botschaft und mit ihren Konsulaten in 
Polen 
- die Zusammenarbeit mit den deutschen Organisationen 
- die Pflege der deutschen Kultur und Unterstützung der Entwicklung im deutschen Bil-
dungswesen und in den deutschsprachigen Medien  
- die Koordinierung der gemeinsamen Aufgaben und Ziele256 
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Das wichtigste Ziel der deutschen Vereine war bereits 1990 der Schutz der deutschen 
Sprache, wie es damals Johann Kroll257 betonte: „Vor allem wollen wir die deutsche Sprache 
schützen. Wir wollen, daß in den Schulen des Oppelner Schlesiens die Kinder auf Wunsch der 
Eltern die deutsche Sprache in einem Stundenumfang erlernen könnten, der dem Unterricht in 
polnischer Sprache nicht nachsteht.“258 Wie sich in der Realität herausstellte, musste dieses 
Anliegen der deutschen Minderheit jedoch aufgrund politisch-rechtlicher, sozialer und techni-
scher Schwierigkeiten einige Jahre auf die Verwirklichung warten, wie es das Kapitel über 
das Schulwesen der deutschen Minderheit veranschaulicht.259 Bereits bei der Gründung der 
deutschen Gesellschaften in Polen waren sich ihre Mitglieder dessen bewusst, dass sowohl 
der schulische als auch der außerschulische deutsche Spracherwerb und die Förderung des 
Deutschen als Minderheitensprache zu den wichtigsten Zielen der Vereinigungen zählen müs-
sen.  
 Viele Initiativen, die zur Wiederbelebung der deutschen Sprache in Schlesien beitrugen, 
stammten aus den Deutschen Freundschaftskreisen (DFK), die als regionale Gesellschaften 
der deutschen Minorität gelten. Die DFK organisieren verschiedene Aktivitäten für ihre Mit-
glieder vor Ort, oft in der Gemeinde oder in einzelnen Ortschaften mit dem Ziel, die deutsche 
Kultur, Sprache und Traditionen in der Gemeinschaft zu pflegen. Von den DFK werden bei-
spielsweise Sprachkurse, Literatur-, Gesang- oder Theaterwettbewerbe, Konzerte, Ausstellun-
gen und Treffen organisiert, deutsche Bibliotheken gegründet oder deutschsprachige lokale 
Schriften ausgegeben.260 Für die deutsche Minderheit spielen die DFK mit ihrem lokalen Cha-
rakter eine wesentliche Rolle, weil sie in großem Ausmaß das Kulturleben in deutscher Spra-
che in den jeweiligen Orten gestalten.  
 Nach 1989 werden die Organisationen der deutschen Minderheit bei der Förderung der 
deutschen Sprache in Oberschlesien durch unterschiedliche Sprachprojekte auch von solchen 
Institutionen unterstützt wie das Goethe-Institut Krakau, die Zentralstelle für Auslandsschul-
wesen (ZfA) und das Institut für Auslandsbeziehungen (IfA), der Deutscher Akademiker Aus-
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tauschdienst (DAAD), die Robert Bosch Stiftung. Das Augenmerk wird vor allem auf den 
Deutschunterricht gelegt.261 
Das heute wichtigste Problem der deutschen Verbände ist eine wesentliche Überalterung 
ihrer Mitglieder, die Deutsch noch gut können und die es für wichtig halten, einer Gruppe 
anzugehören, die ihre Volkszugehörigkeit vertritt. Das Durchschnittsalter liegt, vor allem in 
den oberschlesischen Vereinen, bei über 60 Jahren. Die junge Generation der deutschen Min-
derheit ist wesentlich schlechter vertreten, was auf die mangelnden Deutschkenntnisse zu-
rückzuführen ist.262 Die Beherrschung der deutschen Sprache ist zwar kein entscheidendes 
Kriterium für den Beitritt zu einer Minderheitengesellschaft, aber die jungen Leute würden 
sich unsicher in einer Minoritätsgruppe fühlen, deren Sprache für sie unverständlich bleibt. 
Außer den sprachlichen Faktoren besteht auch ein Generationenkonflikt, der sich darin zeigt, 
dass die Bedürfnisse der älteren und der jüngeren Mitglieder nicht vereinbar sind. Deswegen 
bildeten Jugendliche, die sich der deutschen Minderheit zugehörig fühlen, eigene Vereinigun-
gen, um ihre Initiativen selbstständig durchführen zu können. Die wichtigsten Jugendorgani-
sationen sind: 
 
- der Bund der Jugend der Deutschen Minderheit (BJDM) – die zahlstärkste Organisati-
on der jungen Angehörigen der deutschen Minorität263 
- JugendForum Młodych – organisiert Projekte für Jugendliche der deutschen Minder-
heit, beispielsweise: „Dialog zwischen den Generationen“, „Kulturanimateur in Deut-
schen Freundschaftskreisen“. Die Angebote richten sich vor allem an die deutsche 
Volksgruppe, aber auch an alle, die sich für die deutsche Sprache und Kultur interes-
sieren264 
- das Deutsch-Polnische Jugendwerk (DPJW)265 
- der Verein Deutscher Hochschüler in Polen zu Oppeln266 
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- der Verein Deutscher Hochschüler in Polen zu Ratibor267 
 
Von den oben genannten Jugendverbänden verdient der BJDM268 eine besondere Auf-
merksamkeit, weil dieser Verband zahlenmäßig der stärkste in ganz Polen ist. Für die Jugend 
der deutschen Minderheit sind deutsche Bibliotheken, Institutionen und Klubs, welche die 
deutsche Kultur und Kunst fördern, von größtem Interesse. Sie beteiligen sich auch sehr aktiv 
an der Organisation von Praktika, Bildungsstipendien und Schulungen sowie an der Realisie-
rung des deutsch-polnischen Jugendaustausches.269  
Daher ist die Zusammenarbeit des BJDM mit polnischen, deutschen und internationalen 
Organisationen sehr wichtig, um die unterstützende Hilfe von vielen Quellen zu bekommen. 
Die wichtigsten Partner des Bundes sind: 
 
- das polnische Kulturministerium 
- das Haus der deutsch-polnischen Zusammenarbeit, das am 4. November 2008 10 Jahre 
seines Wirkens feierte270 
- die Deutsche Bildungsgesellschaft (Niemieckie Towarzystwo Owiatowe)  
- JugendForum Młodych 
- das Generalkonsulat in Breslau 
- die Otto Benecke Stiftung 
- die Konrad Adenauer Stiftung  
- der Verband der deutschen Sozial-Kulturellen Gesellschaften  
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Der BJDM organisiert ganzjährige Sprachkurse in den einzelnen Deutschen Freund-
schaftskreisen sowie Sommerkurse in Deutschland. Dieser Verband schließt die DFK zu-
sammen und in den ersten Jahren seiner Aktivitäten betrug seine Mitgliederzahl sogar 15 000 
Personen.271 Aber bereits 1997 sank die Zahl der aktiven Kreise von 120 im Jahre 1992 auf 55 
fünf Jahre später. Für den starken Rückgang der BJDM-Angehörigen gibt es Gründe oft indi-
vidueller Art, aber eine gewisse Tendenz wird sichtbar: Viele junge Personen reisen nach 
Deutschland, um dort saisonal zu arbeiten,272 oder erklären ihr Austreten dadurch, dass sie 
mehr Zeit für die Schule oder Familie brauchen, und daher lässt sich eine engagierte Zusam-
menarbeit mit dem BJDM nicht vereinbaren.273 Die junge Generation fühlt sich auch immer 
weniger durch die Angebote der Minoritätsvereine angesprochen, was sich jedoch in naher 
Zukunft ändern soll, da neue Initiativen geplant sind, die mehr den Bedürfnissen der Jugend 
entsprechen. Die Ausführbarkeit der Projekte des BJDM hängt jedoch sehr eng mit den 
Geldmitteln, die nicht immer ordnungsgemäß verteilt wurden, so dass die aktiveren Kreise bei 
ihren Aktivitäten nicht genügend unterstützt waren. Seit 2000 koordiniert die Projekte jeder 
Jugendorganisation die Servicestelle für Jugendarbeit, heute JugendForum Młodych ge-
nannt.274 Der BJDM betrachtete die Servicestelle sogar als einen Konkurrenten, weil eben sie 
seit Mitte 2000 bei der finanziellen Unterstützung seitens der deutschen Organisationen für 
die Durchführung verschiedener Jugendprojekte vermittelt. Die Situation im BJDM ver-
schlechterte sich sogar bis zu dem Grad, dass der Vorstand im November 2000 beinahe über 
die Auflösung des Bundes entschied.275 
Eine der heute wichtigsten Aufgaben der Verbände der deutschen Minderheit ist es, die 
Mitgliederzahl zu steigern oder zumindest ihren Rückgang zu verhindern. Mit großer Hoff-
nung blickt man auf die junge Generation, die lernen muss, politische und kulturelle Arbeit 
für die deutsche Minderheit zu leisten und fortzusetzen. Von der Jugend wird es dann abhän-
gen, wie die deutsche Sprache, Kultur und Tradition in Zukunft gepflegt werden. Dafür müs-
sen sich jedoch mehr Minoritätsangehörige engagieren, damit die heutige Verbandsarbeit ihre 
positiven Resultate in den kommenden Jahrzehnten zeigen kann. Deutschkenntnisse spielen 
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dabei auch eine große Rolle, und deswegen setzt man sich bei der Projektführung besonders 
für die Sprachkurse ein. Auf diese Art und Weise wird das Sprachbewusstsein entwickelt, 
wodurch die Zugehörigkeit zur deutschen Volksgruppe auch in dieser Hinsicht zum Ausdruck 
kommen kann. 
 
5. Zusammenfassung  
 
Die Entwicklung der Situation des Deutschen als Minderheitensprache in Polen wird heute als 
positiv bewertet. Die Politik gegenüber den Minderheiten hat sich nach 1989 mit der Unab-
hängigkeit und Demokratisierung des Staates völlig verändert. In der Europäischen Union, in 
der sich beinahe jeder Staat mit der Minoritätsproblematik auseinandersetzt, war es notwendig, 
klare Richtlinien zu schaffen, um die Minderheitenrechte zu definieren und Angehörige der 
Volksgruppen gegenüber der Mehrheitsbevölkerung zu schützen. Bereits im Jahre 1966 wur-
den diese Fragen im Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte erwähnt. In 
diesem Zusammenhang ist jedoch die Rolle des Europarates nicht zu unterschätzen. Unter 
seiner Schirmherrschaft entstand die Rahmenkonvention zum Schutz der nationalen Minder-
heiten, die von Polen im Jahre 2000 ratifiziert wurde.  
Durch internationale Verträge verpflichtete sich der polnische Staat, seine Gesetzgebung 
an die Normen anzupassen, auch wenn diese Anpassung länger dauerte, als sich das die Min-
derheitenkreise gewünscht hätten. Die gesetzlichen Regelungen reichen aber auch bei Weitem 
nicht aus, wenn staatliche Geldmittel, die zur Umsetzung der theoretischen Rechte in die all-
tägliche Praxis und zur Erfüllung der minderheitlichen Bedürfnisse notwendig sind, nicht in 
ausreichend großem Ausmaß zur Verfügung gestellt werden. Mit diesen Problemen hat Polen 
in manchen Bereichen des öffentlichen Lebens noch immer zu kämpfen.  
Die Beschäftigung mit der Frage der deutschen Minderheit in polnischen Regionen wäre 
ohne Normalisierung der deutsch-polnischen Beziehungen nicht denkbar. Da die Verhältnisse 
zwischen den beiden Nachbarnländern von den geschichtlichen Geschehnissen und politi-
schen Systemen belastet waren, betrachtete man die Annäherung nach 1989 nicht nur in poli-
tischer, sondern auch in gesellschaftlicher Hinsicht als einen schwierigen Schritt. Der seit den 
70er Jahren dauernde Normalisierungsprozess mündete in den bilateralen Nachbarschaftsver-
trag vom 17. Juni 1991, der als Ergebnis des gemeinsamen Dialogs galt. Erst 46 Jahre nach 
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dem Zweiten Weltkrieg wurde in Polen die Existenz der deutschen Minderheit durch diesen 
Vertrag anerkannt. Deswegen fielen die wesentlichen Änderungen hinsichtlich der Lage der 
deutschen Volksgruppe in die 90er Jahre und später: Eines der wichtigsten Ereignisse wie die 
Verabschiedung des Gesetzes über nationale und ethnische Minderheiten sowie die Regional-
sprache geschah im Jahre 2005, was auch vom Europarat gefordert worden war. Mit diesem 
Erlass hat die polnische Legislative durch die detaillierten Rechtsvorschriften den Schutz aller 
Minderheiten in Polen geregelt, worauf die betroffenen Volksgruppen seit Jahrzehnten gewar-
tet hatten. Dank dem Gesetz kann Deutsch als Hilfssprache in Gemeinden eingeführt werden, 
in denen die deutsche Minderheit mehr als 20% der Gesamtbevölkerung ausmacht. Die Ver-
fassungsgesetze von 1997 waren in diesen Fragen unzureichend, da die Stellung der Minder-
heit zu allgemein und ungenügend definiert wurde. Politisch ist die deutsche Volksgruppe seit 
1991 im polnischen Parlament repräsentiert. Die Zahl der Abgeordneten verringerte sich al-
lerdings von sieben Personen auf nur eine in der aktuell dauernden Sechsten Kadenz des Par-
laments. Auch seit 1991 arbeitet zusätzlich, im Rahmen der parlamentarischen Tätigkeiten, 
die Sejm-Kommission für nationale und ethnische Minderheiten. Ihre Aufgabe besteht darin, 
sich mit allen Angelegenheiten der in Polen anerkannten Minoritäten zu beschäftigen: u. a. 
mit der Pflege ihres kulturellen Erbes und ihrer Traditionen, mit dem Schutz ihrer sprachli-
chen Rechte, mit der aktiven Teilnahme an der Minderheitendebatte sowie mit der Auseinan-
dersetzung mit den Beschwerden, deren Zahl von Jahr zu Jahr sinkt.  
Eine der größten Änderungen in der Lage der deutschen Minderheit nach 1989 betrifft das 
Schulwesen. Erst in den 90er Jahren war es möglich, die Bedürfnisse der Volksgruppen im 
Bereich der Ausbildung zu erfüllen. Alle Schulkinder, die Minderheitenangehörige sind, be-
kamen rechtlich gesichert eine Möglichkeit, am Sprachunterricht oder am Unterricht in ihrer 
Muttersprache teilzunehmen. Deutsch kann als Muttersprache unterrichtet werden und gleich-
zeitig als Unterrichtssprache gelten. Es kann aber auch neben dem Polnischen als zweite, 
gleichrangige Unterrichtssprache eingeführt werden. Ansonsten ist es möglich, den Deutsch-
unterricht entweder als ein zusätzliches Fach in den Schulplan hinzuzufügen (in diesem Fall 
bleibt Polnisch aber die einzige Unterrichtssprache) oder als Unterricht der Minderheitenspra-
che in interschulischen Gruppen zu organisieren. Das Schulnetz mit Deutsch als Minderhei-
tensprache verbreitete sich innerhalb von 13 Jahren – von 1992 bis 2005 – ganz schnell und 
vor allem in den Woiwodschaften Oppeln und Schlesien. Neben den gesetzlichen Regelungen 
tauchten jedoch Schwierigkeiten auf: Einerseits gab es einen Mangel an qualifizierten Lehr-
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kräften im Deutschunterricht, andererseits auch Probleme mit der Finanzierung des minder-
heitlichen Schulwesens. Dazu bedurfte es auch neuer Lernprogramme für Minderheitenange-
hörige, die vom Bildungsminister zugelassen werden müssen. Es war nämlich von größter 
Bedeutung, Lernprogramme für den Unterricht Deutsch als Fremdsprache und für das Fach 
Deutsch als Minderheitensprache mit entsprechenden Unterschieden zu gestalten. Heutzutage 
wird auch den Schülern der deutschen Minderheit angeboten, die Examen auf den ersten zwei 
Lernstufen, das heißt nach der Grundschule und dem Gymnasium, in ihrer Muttersprache ab-
zulegen. Das Angebot an zweisprachigen Schulen oder Klassen, in denen neben dem Polni-
schen auch Deutsch als Unterrichtssprache gilt, ist immer noch nicht vollständig ausgebaut. 
Die jungen Minderheitenangehörigen lernen Deutsch überwiegend in Form eines zusätzlichen 
Faches in ihrem Schulplan. Auf der anderen Seite stehen im Bereich des minderheitlichen 
Schulwesens die Lehrer, von denen der Deutschunterricht oder Unterricht in deutscher Spra-
che in großem Maß abhängt. Die überwiegende Mehrheit von ihnen hat einen Hochschulab-
schluss und nimmt an Fortbildungsprogrammen wie beispielsweise dem „Niwki“-Programm 
teil. Aktuell konzentriert man sich vor allem darauf, die Zahl der Jugendlichen, die den 
Deutschunterricht auf dem Oberstufenniveau fortsetzen möchten, zu steigern. Hier müssen 
aber noch die Lernprogramme für Gymnasien- und Oberstufenschüler wesentlich ausgebaut 
werden.  
Der zweite Bereich, in dem es seit 1989 auch zu großen Änderungen kam, ist das Me-
dienwesen der deutschen Minderheit. Die Äußerungsfreiheit und das Recht auf den freien Zu-
gang zu den Medien für alle Bürger Polens – auch für Minderheitenangehörige – sind in der 
polnischen Verfassung von 1997 garantiert. Da die Medien das heutige Leben in vielerlei 
Hinsicht sehr stark beeinflussen, können sie als ein geeignetes Mittel dazu dienen, die eigene 
Identität und Sprache zu pflegen. Die deutsche Minderheit hat jetzt keine formalen Schwie-
rigkeiten, Bücher, Zeitschriften und Zeitungen auf Deutsch herauszugeben sowie Radio- und 
Fernsehsendungen in deutscher Sprache auszustrahlen. Die Kostendeckung der medialen Tä-
tigkeiten aller Minoritäten obliegt teilweise dem polnischen Kulturministerium. Die Geldmit-
tel reichen aber nicht für alle Initiativen aus, was die Aktivität der deutschen Minorität ein-
schränkt. Die Programme werden überwiegend von den regionalen Sendern ausgestrahlt, zum 
Beispiel vom Fernsehkanal TVP3 und Radio Opole. Einen wichtigen Beitrag leistet auch die 
Produktionsgesellschaft „Pro Futura“, die seit 1992 Sendungen für die deutsche Minderheit 
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realisiert. Eine immer größere Rolle spielt auch das Internet, durch das die Minderheitenorga-
nisationen ihre Präsenz zeigen können.  
Die Sprache der deutschen Minderheit kann man auch in den polnischen Kirchen hören. 
Da deutsche Messen in Oberschlesien vor 1989 unterbunden wurden, betrachtet man die Ein-
führung des Deutschen in den Gottesdienst als eine der wesentlichsten Neuerungen in der 
jungen polnischen Demokratie. Die Möglichkeit, in der „Sprache des Herzens“ mit dem Pfar-
rer zu sprechen, wurde vor allem von der älteren Generation der deutschen Volksgruppe mit 
Enthusiasmus genutzt. Der Großteil der in Schlesien lebenden deutschen Minderheit bekennt 
sich zum Katholizismus. Die wenigen Angehörigen der Evangelischen Kirche bewohnen die 
nördlichen Teile Polens.  
Die deutsche Minderheit organisiert sich auch in verschiedenen Vereinen, um sich zu-
sammen für die deutsche Sprache, Kultur und Traditionen durch Projekte und Veranstaltun-
gen einzusetzen. Der Dachverband – Verband der Deutschen Sozial-Kulturellen Gesellschaf-
ten in der Republik Polen (VdG) – koordiniert die Zusammenarbeit unter den Vereinen in 
Polen sowie mit den Institutionen aus Deutschland. Da in den Verbänden eine gewisse Über-
alterung merkbar ist, wird man sich dessen bewusst, dass die Zukunft der deutschen Minder-
heit in den Händen der Jugend liegt. Die Jugendverbände und ihre Aktivitäten sind daher für 
die Entwicklung und den Forbestand der deutschen Minorität in Polen von enormer Bedeu-
tung. Der Bund der Jugend der Deutschen Minderheit ist heute der zahlenmäßig größte Verein 
der jungen Minoritätsangehörigen. Zu seinen wichtigsten Aufgaben gehört das Organisieren 
von Sprachkursen, um die Deutschkenntnisse der Mitglieder zu verbessern. Außerdem wird 
das kulturelle Leben vor allem in den Deutschen Freundschaftskreisen (DFK), welche die 
Angehörigen der deutschen Minderheit vor Ort versammeln, gestaltet.   
Im Vergleich zu den 90er Jahren hat sich die Lage der deutschen Minderheit wesentlich 
zum Besseren geändert. Das ist das Ergebnis des großen Engagements der aktiven Angehöri-
gen der deutschen Minorität, die um eigene Rechte gekämpft haben. Allerdings hat sich das 
Tempo der Änderungen in den letzten Jahren verlangsamt, und heutzutage betrachtet man den 
Status des Deutschen als Minderheitensprache als stabil. Ob eine weitere Entwicklung in den 
Vereinen, im Schul- und Medienwesen stattfinden wird, hängt von den jetzigen Initiativen ab, 
vor allem seitens der jungen Angehörigen der deutschen Minderheit. Die Möglichkeiten, die 
in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg verloren gegangen sind, kann man heute 
nicht mehr nachholen. Man soll aber die Chancen für die Entwicklung der deutschen Sprache 
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in Oberschlesien nicht mehr versäumen. Die größte Hoffnung sind jetzt die Kinder der deut-
schen Minderheit, die Deutsch als Muttersprache in der Schule erlernen und zu Trägern der 
deutschen Identität in Polen werden. Die kommenden Jahre sind also für den Fortbestand der 
deutschen Minderheit und ihrer Sprache entscheidend. Mit allen Rechten, die die anerkannten 
Volksgruppen in Polen heutzutage nutzen können, trotz finanzieller Schwierigkeiten und an-
derer Beschränkungen steht es der deutschen Minderheit ganz frei, über ihre eigene Zukunft 
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1.Tabellen und Diagramme 
 
Die untenstehende Tabelle fasst die Rechte der deutschen Minderheit in Polen zusammen und 
zeigt eine gewisse Entwicklung in den letzten Jahren.  
 
Tabelle 1. Rechte der deutschen Minderheit in Polen in Jahren 2001 und 2006 
 
Jahre Recht auf 
2001 2006 
Identität   
Nichtdiskriminierung   
formelle Rechtsgleichheit   
Chancengleichheit   
Gebrauch der Muttersprache   
muttersprachlichen Unterricht   
Vereinigungen   
ungehinderte Kontakte   
Information   
politische Repräsentation   
Autonomie   
Mitbestimmung   
minderheitenspezifischen Rechtsschutz   
  
Quelle: Pan/Pfeil (2006), S. 16-19.                      Legende:                               
 
 
      
 
Tabelle 2. Liste der in das Amtsregister eingetragenen Gemeinden, in denen Deutsch als Hilfssprache offi-
ziell angewendet wird  
 
Name der  
Gemeinde 
Woiwodschaft Ortsname auf 
Polnisch 




Kolonia Biskupska Friedrichswille 
Ligota Olenicka Kostellitz 
Nowe Karmonki Neu Karmunkau 
Psurów Psurow 
Radłów Radlau 
















































































































































 Rudnik Schlesien/lsk Łubowice Lubowitz 11.4.2008 





























































































































Bzinica Nowa Wilhelmshort 
























































































































Staniszcze Małe Klein Stanisch 































































Zimna Wódka Kaltwasser 




































































































































































Nowy Bud Neubude 
Dziedzice Sedschütz 
Komorniki Komornik 















































Tabelle 3. Die Finanzierung der ausgewählten Institutionen der deutschen Minderheit in Schlesien zur 
Pflege und Entwicklung ihrer Kultur, Tradition und Sprache aus dem Budget des Kulturministeriums. 
 
Subventionen (in tausend Zloty)  
Einheit 
1998 1999 2000 
Verband der deutschen sozial-kulturellen Gesellschaf-
ten 
217 000 250 000 280 000 
Der Schlesische Selbstverwaltungsverein  53 000 88 000 94 000 
Joseph-von-Eichendorff-Konversatorium 24 000 30 000 30 000 
Sozial-Kulturelle Gesellschaft der Deutschen im Op-
pelner Schlesien 
18 000 23 000  15 000 
Bund der Jugend der Deutschen Minderheit  12 000 12 000 7 000 
 
Quelle: Vgl. Zawisza (2005), S. 254. 
 
 
Tabelle 4. Die unten stehende Tabelle präsentiert die Subventionsbeträge, die der deutschen Minderheit zur 
Verfügung gestellt werden, jeweils mit 20% und 50% Zuschüssen. Die rechte Spalte soll den Vergleich zu 
anderen Minoritäten in Polen veranschaulichen und den Gesamtbetrag für minderheitliche Schulen in den 
Jahren 2002, 2003 und 2004 zeigen. 
 
 
Quelle: Die Entwicklungsstrategie im Bildungswesen der deutschen Minderheit, S. 11 
Subventionsbetrag für Schüler der deutschen  
Minderheit   
Jahr mit 20%  
Zuschuss 
mit 50%  
Zuschuss 
Gesamt 
Gesamt: Subventionen (20% 
und 50%) für alle Minderhei-
tenangehörige in Schulen  
2002 16 016 834 zł 1 346 469  zł 17 363 303  zł 24 641 985  zł 
2003 17 234 550  zł 1 450 675  zł 18 685 225  zł 27 192 167  zł 
2004 18 270 641  zł 1 636 785  zł 19 907 426  zł 30 616 333  zł 
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Tabelle 5. Zahl der Schüler der fünf größten Volksgruppen in Polen im Schuljahr 2001/2002. 
 
Minderheiten: Schulen Schüler 
Deutsche 345 56% 31 365 75% 
Weißrussen 40 6% 3 763 9% 
Kaschuben 44 7% 2 761 6% 
Ukrainer 136 22% 2 689 6% 
Litauer 23 4% 809 2% 
 
Quelle: Vgl. Pan/Pfeil (2006), S. 379. 
 
 
Tabelle 6. Grundschulen mit Deutsch als Minderheitensprache und Grundschulkinderzahl. 
 




Tabelle 7. Schulenzahl mit dem Unterricht Deutsch als Minderheitensprache auf allen Bildungsebenen und 
Schülerzahl im Schuljahr 2005/2006.  
 
Woiwodschaft Schulen Schüler 
Oppeln 266 26 201 
Schlesien 113 10 225 
Ermland-Masuren 6 64 
Zusammen: 385 36 490 
 






Jahr Grundschulen Schüler 
1992/1993 10 1307 
1995/1996 111 10498 
1996/1997 252 23050 
2002/2003 261 26128 
2005/2006 263 24201 
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Diagramm 1. Schulwesen für nationale und ethnische Minderheiten. 
Quelle: Poland Country Report 2005.276 
 
Diagramm 2. Prozentualer Anteil der Bildungseinrichtungen mit Unterricht Deutsch als Minderheitenspra-









 Quelle: Die Entwicklungsstrategie im Bildungswesen der deutschen Minderheit, S. 7. 
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Niemiecki jako jzyk mniejszoci na lsku – Ankieta  




1. Twoim jzykiem ojczystym jest: / Deine Muttersprache ist: 
       niemiecki     polski     inny :  
            Deutsch          Polnisch        Andere:
   
 
2. Mówisz po niemiecku w swojej rodzinie? / Sprichst Du Deutsch in Deiner Familie? 
       zawsze       czsto          rzadko              nigdy 
           immer                      oft                           selten        nie 
 
3. Jeli tak, z kim? / Wenn ja, mit wem? 
 z rodzicami     z dziadkami    z :       
     mit den Eltern        mit den Großeltern                 mit : 
 
4. Uczyłe/a lub uczysz si niemieckiego w szkole? / Hast Du Deutsch in der Schule gelernt 
oder lernst Du es noch?   
 tak     nie 
      ja           nein 
 
5. Jeli tak, to na zajciach niemieckiego: / Wenn ja, war/ist das der Unterricht Deutsch : 
 jako jzyka mniejszoci   jako jzyka obcego 
      als Minderheitensprache                 als Fremdsprache  
 
 
6. Jak oceniasz swoj znajomo niemieckiego? / Wie würdest Du Deine Deutschkenntnisse ein-
schätzen? 
 
a) mówienie / Mündlichkeit 
       biegle   bardzo dobrze       dobrze      dostatecznie             le 
          fließend                sehr gut                            gut      befriedigend                 schlecht 
 
 
b) pisanie / Schriftlichkeit  
       biegle   bardzo dobrze       dobrze         dostatecznie             le 




   Narodowo 
Nationalität 
      
Miejsce urodzenia 
Geburtsort 









      
Przynale	no do organi-
zacji mniejszoci 
Zugehörigkeit zu einer 
Minderheitenorganisation 
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c) rozumienie ze słuchu / Hörverständnis  
       biegle   bardzo dobrze      dobrze      dostatecznie             le 
          fließend                sehr gut                              gut      befriedigend                 schlecht 
 
d) rozumienie tekstu / Leseverständnis  
       biegle   bardzo dobrze      dobrze      dostatecznie             le 
          fließend                sehr gut                              gut      befriedigend                 schlecht 
 
7. Gdzie u	ywasz jzyka niemieckiego? / Wo verwendest Du Deutsch? 
 w domu       w szkole      wród znajomych   w :  
     zu Hause                  in der Schule                     unter Freunden/Bekannten     in:  
 
 
8. Czy masz kontakt z osobami z kraju niemieckojzycznego? / Hast Du Kontakte mit jemandem 
aus  einem deutschsprachigen Land? 
       tak  (z :       )     nie 
           ja         mit:             nein 
 
 
9. Czy planujesz wyjazd z Polski do kraju niemieckojzycznego, jeli bdziesz mie mo	liwo? 
/ Würdest Du in Zukunft  in ein deutschsprachiges Land ausreisen, wenn Du die Möglichkeit 
dazu hättest? 
 tak   (dlaczego:       )         nie  (dlaczego:       )           nie wiem 
     ja           warum:                                    nein   warum:                                          ich weiß nicht 
 
 
10. Czy bdziesz u	ywa niemieckiego w przyszłoci (w swojej przyszłej rodzinie, np. ze swoimi 
dziemi?) / Wirst Du Deutsch in Zukunft verwenden (in Deiner künftigen Familie, z.B. mit 
Deinen eigenen Kindern?) 
 tak   (dlaczego:       )         nie  (dlaczego:       )           nie wiem 
     ja           warum:                                    nein   warum:                                          ich weiß nicht 
 
 
11. Czy działasz aktywnie dla zachowania jzyka niemieckiego w Twoim regionie? / Engagierst 
Du Dich für den Fortbestand der deutschen Sprache in Deiner Region?  
 tak  (jak:       )                   nie  (dlaczego:       ) 
     ja           wie:                                        nein        warum:                  
 
 
Twoje uwagi / Deine Anmerkungen:                           
 
 











Auswertung des Fragebogens 
 
An der Umfrage nahmen 52 Personen (27 Frauen und 25 Männer) teil, die zur deutschen 
Minderheit in Schlesien gehören und Mitglieder einer minderheitlichen Organisation (der 
BJDM, die SKGD, die DFK) sind. 31% der Befragten waren unter 20 Jahren, die Mehrheit 
(54%) war zwischen 20 und 30 Jahre alt, 8% der Teilnehmer waren älter (über 30 Jahre).  
35% gaben eindeutig die polnische Nationalität an, 54% wählten die deutsche und 11% 
beide Nationalitäten, mit der Begründung, dass sie sich sowohl als Deutsche als auch als Po-
len fühlen. Mit der Muttersprache sehen die Verhältnisse ein wenig anders aus. Fast die Hälfte 
der Befragten nannte Polnisch als ihre Muttersprache (48%), 44% wählten Deutsch und 4% 
entschieden sich für Schlesisch. Nur eine Person (2%) wählte zwei Sprachen als Mutterspra-
chen: Polnisch und Deutsch; und eine andere Person (2%) nannte hier Deutsch und Schlesisch. 
Auch nur eine Person gab an, dass sie Deutsch immer mit ihrer Familie spricht, genau die 
Hälfte der Teilnehmer verwendet Deutsch oft, 48% aller Befragten tun das aber ganz selten. 
Bei der Frage „Mit wem sprichst Du Deutsch?“ gaben 8% „die Eltern/Geschwister“ an, die 
Mehrheit (56%) „Großeltern“. 15% sprechen sowohl mit den Eltern als auch mit Großeltern 
Deutsch, 23% haben andere Gesprächspartner – u. a. Freunde, andere Mitglieder der Organi-
sationen, Familie aus Deutschland.  
Fast alle Befragten (98%) haben Deutsch in der Schule gelernt oder lernen es immer noch. 
Nur eine Person gab an, den Deutschunterricht in der Schule nicht besucht zu haben. Sie ge-
hört der dritten Altersgruppe an (über 30 Jahre). Bei einer überwiegenden Mehrheit der Teil-
nehmer (88%), die Deutsch in der Schule lernen oder gelernt haben, handelte es sich um 
Deutsch als Fremdsprache. Nur sechs Personen (12%) gaben an, den Unterricht Deutsch als 
Minderheitensprache zu besuchen oder in ihrer Schulausbildung besucht zu haben. Sie gehö-
ren der ersten Altersgruppe an und sind heute 18-20 Jahre alt.  
Die Ergebnisse der Selbsteinschätzung der Deutschkenntnisse sind ziemlich überraschend. 
Man würde erwarten, dass nach dem langjährigen Schulunterricht der deutschen Sprache, 
auch wenn es sich vor allem um den Fremdsprachenunterricht handelt, bessere Resultate er-
reicht werden sollten. In der Umfrage wurde getrennt nach vier Fertigkeiten gefragt: nach 
Mündlichkeit, Schriftlichkeit, Hör- und Leseverständnis. Die Einschätzung „fließend“ oder 
„sehr gut“ fiel am häufigsten nur beim Hörverständnis. Die folgenden Schaubilder stellen die 
prozentuellen Ergebnisse der Selbsteinschätzung in den einzelnen Fertigkeiten dar. 
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Es ist auch von Bedeutung, wo die deutsche Sprache von den Befragten verwendet wird. 
Bei dieser Frage war es möglich, mehrere Antworten anzukreuzen. 8% der Personen sprechen 
Deutsch nur zu Hause, 25% ausschließlich in der Schule, 10% nur unter Freunden, 29% in 
anderen Situationen, zu denen beispielsweise Treffen in den Organisationen der deutschen 
Minderheit, Mitarbeit bei Projekten, Kontakte mit Bekannten und Familienmitgliedern aus 
dem deutschsprachigen Raum gehören. 29% der Teilnehmer verwenden Deutsch in allen oben 
genannten Situationen. Die Mehrheit (62%) pflegt Kontakte mit deutschsprachigen Personen: 
Vor allem handelt es sich hier um die in Deutschland wohnenden Familienmitglieder oder 
Bekannten.  
Nur 13% der Befragten würden die Möglichkeit der Ausreise in ein deutschsprachiges 
Land sicherlich nutzen. 21% würden Polen nicht verlassen, auch wenn solch eine Möglichkeit 
bestünde. Die überwiegende Mehrheit (66%) ist in dieser Hinsicht noch unentschlossen.  
Die Ergebnisse der zukunftsorientierten Fragen lassen auf eine gute Entwicklung in der 
Zukunft der deutschen Minderheit hoffen, weil 87% aller Personen angeben, dass sie Deutsch 
auch weiter, zum Beispiel in ihrer eigenen Familie, mit ihren Kindern, verwenden werden. 
Niemand erklärte heute, dass er oder sie in Zukunft bestimmt nicht mehr Deutsch sprechen 
würde. Nur 13% haben darüber noch nicht entschieden, ob Deutsch in ihrer Familie verwen-
det wird.  
Auch das Engagement der jungen Leute ist als sehr hoch zu bezeichnen, denn 85% der 
Befragten setzen sich für die Pflege der deutschen Sprache in ihrer Region ein. Am häufigsten 
geschieht das durch die Teilnahme an Projekten, Veranstaltungen und verschiedenen Initiati-
ven, die von den Deutschen Freundschaftskreisen, vom BJDM oder von der SKGD organi-
siert werden. Die übrigen 15%, die sich dafür nicht engagieren, geben Gründe an wie Zeit-
mangel, kein Interesse oder – was als wichtiges Hindernis empfunden wird – unzureichende 
Deutschkenntnisse.  
Der Fragebogen stellt die aktuellen Verhältnisse dar, wo, mit wem und wie oft Deutsch im 
privaten Bereich gesprochen wird. Interessant ist es auch, zu sehen, welche Art des Deutsch-
unterrichts unter den Befragten dominiert. Da Deutsch als Minderheitensprache erst seit we-
nigen Jahren im Schulangebot für die deutsche Minorität erscheint, haben das nur wenige – 
nur die jüngsten Teilnehmer – in Anspruch nehmen können. Die Fragen nach der Einschät-
zung der eigenen Fertigkeiten im Deutschen zeigen das Bild des heutigen Zustandes der deut-
schen Sprache in Schlesien. Da hauptsächlich Antworten mit „gut“ angegeben wurden, kann 
 113 
man feststellen, dass Deutsch sich dort heute in gutem Zustand befindet, obwohl hier an der 
Verbesserung der Fertigkeiten auch weiter gearbeitet werden muss. Das große Engagement 
der jungen Angehörigen für den Fortbestand der deutschen Sprache in ihrer Region kann in 




Das Interview mit Norbert Rasch, dem Vorsitzenden der Sozial-Kulturellen Gesellschaft im 
Oppelner Schlesien: 
 
Bitte beschreiben Sie die Sozial-Kulturelle Gesellschaft der Deutschen im Oppelner Schle-
sien. 
 
Norbert Rasch: Seit fast 20 Jahren existiert die Gesellschaft. Sie zählte Anfang der 90er Jah-
re fast 200 000 Mitglieder. Allerdings hat die Gesellschaft in den folgenden Jahren an Mit-
gliedern verloren und heutzutage zählt sie zwischen 40-45 000 Mitglieder im Oppelner Land, 
also in Oppelner Woiwodschaft. Für eine kleine Woiwodschaft ist das eine sehr große Gesell-
schaft, eine der größten überhaupt in Polen. Polenweit gibt es noch mehrere Vereine, weiß ich 
nicht wie viel genau, allerdings hier im Oppelner Land ist das die wichtigste Gesellschaft. 
Zum ersten Mal – 2008 – haben wir keinen Rückgang festgestellt. Gut. Das ist bestimmt nicht 
meine Arbeit. Ich hoffe, dass es sich 2009 nicht zeigt, dass wir noch mehr an Mitgliedern ver-
loren haben. Das wäre kritisch für mich. Aber ich bin nicht blauäugig in dieser Hinsicht. Die 
meisten Mitglieder gehören der älteren Generation an, die Deutschland und Schlesien erlebt 
hat. Wir sind jetzt über 60 Jahre nach dem Krieg und die Leute, die noch zur deutschen Schu-
le gegangen sind, die werden immer weniger.  
Was machen wir? Wie pflegen die Kultur, die Tradition, wir sind aber auch politisch tätig, 
im Landtag – sejmik – und natürlich in den Gemeinden, in den Kreisen. Wir machen immer 
reguläre Komitees, Wahlkomitees, wir sind aber keine Partei. Und es gelingt uns wirklich, 
sich in die Politik einzumischen. Also wir regieren mit, wir werden nicht von jemand regiert, 
sondern wir haben die Möglichkeit, mitzuregieren. Das ist sehr wichtig. Aber wie gesagt, im 
Vordergrund, zumindest jetzt, ab meiner Zeit, steht die Kultur, die Sprache, also Identitätsfak-
toren. Ich möchte noch sagen, wie wir strukturiert sind. Vor allem hat der Verband im Bezirk, 
also in der Woiwodschaft den Vorstand, dann gibt es in den Kreisen, Gemeinden und Dörfern. 
Es ist also eine Pyramide. Und eigentlich werden die Kultur und alles, was man unter Identi-
tätsmerkmalen versteht, von den DFKs also von den Deutschen Freundschaftskreisen gepflegt.  
 
Welche konkreten Beispiele für die Pflege der deutschen Kultur im Alltag der Minderheit 
könnten Sie nennen? 
 
N.R.: Die kleinsten Strukturen sind also Deutsche Freundschaftskreise und dort in den Ort-
schaften findet alles statt. Das heißt, Kulturpflege geschieht nicht irgendwo virtuell, in den 
Vorständen oben, sondern wirklich unten, in Gemeinden und Dörfern. Was sie dort machen? 
Die veranstalten verschiedene Kurse, Wettbewerbe, weiters Unterhaltung mit Kochsachen, 
Trachten, Tänzen, Musik, Chöre, Blasorchester, also solche Sachen. Bei uns wird viel auf 
Musik, aber wenig auf die Sprache geachtet. Dann kommt wahrscheinlich noch ein bisschen 
raus: Einige Generationen wurden abgeschnitten von der Sprache und die haben wiederum 
 114
Kinder, bald werden sie Enkelkinder bekommen. Hier kann kein Transport der Sprache zu 
Stande kommen. Die Eltern, die jetzt Deutsch nicht können, können das auch nicht weiterge-
ben. Deswegen achtet man wenig auf die Sprache selbst und man spricht, wenn wir Ver-
sammlungen oder ähnliches organisieren, am liebsten Mundart In Schlesien haben wir Pol-
nisch, Deutsch und Schlesisch – eben diese Mundart.  
Am besten reden wir Mundart, denn es ist ein bisschen dem Polnischen, ein bisschen dem 
Deutschen ähnlich, etwas von der tschechischen Sprache, also böhmisch. So wird gemischt 
gesprochen. Allerdings bin ich mir nicht sicher, dass das der beste Weg ist. Also die kleinen, 
die DFKs, leisten die Kulturarbeit. Und wir schaffen so was wie Deutsche Kulturtage zum 
Beispiel. Das war letztes Jahr 2008 vom Ende September bis Anfang November, wir organi-
sieren Veranstaltungen in der Philharmonie, im Theater, Ausstellungen in Kirchen, in Biblio-
theken. Wir laden die polnische Mehrheit auch dazu ein, damit sie auch von unserer Kultur 
konfrontiert wird. Leider Gottes machen wir mehr aus der Geschichte, also vor dem Krieg – 
zum Beispiel über Heinrich Heine, über Mozart – es geht ja nicht nur um den deutschen, son-
dern um den gesamten deutschsprachigen Raum. Also das betrifft die Geschichte viele Jahr-
hunderte zurück und es wird jetzt wenig geschaffen. Jetzt haben wir solche Lyriker oder 
Komponisten nicht mehr. Und wir wollen auch nicht alle nur aus Deutschland liefern, sondern 
UNS selbst mehr zeigen. Aber was haben wir? Wir haben wenig. Wirklich. Und wahrschein-
lich nicht Leute, die von großer Bedeutung sein können. Aber trotzdem versuchen wir immer, 
etwas einzumischen – etwas von der Aktualität und vieles von der Vergangenheit. Das ist un-
sere Arbeit.  
 
Worauf legen Sie als der neue Vorsitzende der Gesellschaft den größten Wert? 
 
N.R.: Ich sagte bei meinem Wahlkampf: „Entweder jetzt oder gar nicht mehr“ – das bezieht 
sich auf die Identitätssachen. Nochmals komme ich zur Identität, darunter verstehe ich natür-
lich auch die Kultur und die Sprache. Wie kann man das pflegen? Die Hinergründe habe ich 
schon genannt: Die mittlere Generation kann kein Deutsch oder wenig. Wie kann man das auf 
Neu machen? In Kindergärten, Grundschulen, Gymnasien haben wir Deutsch als Minderhei-
tensprache drei Stunden in der Woche. Das ist etwas lächerlich. Oder klar... ist nicht schlecht, 
aber man könnte sich was Besseres wünschen. Und deswegen: Gründung einer eigenen Schu-
le, einer deutsch-polnischen Schule, also einer bilingualen Schule oder gar einer deutschen 
Schule wäre wirklich das Wichtigste. Ich will in einigen Kreisen – wir haben sieben Kreise, 
ich meine jetzt geographisch, wo die Minderheit als Mehrheit wohnt – also in diesen Kreisen 
fünf bilinguale bzw. deutsche Schulen in den nächsten zwei Jahren einrichten. Mit den zwei-
sprachigen Kindergärten wird es immer besser.  
Das Recht ist in Polen liberaler geworden und man kann kleine Kindergärten ohne große 
Schwierigkeiten, ohne irgendwelche große Technik öffnen. Die Kindergärten sind wichtig, 
aber wenn die Kinder sie verlassen, dann gehen sie in die Grundschulen. Stellen wir uns das 
so vor: Wenn die Kinder bereits im Kindergarten Deutsch gut sprechen, wenn sie den Ge-
sangunterricht beispielsweise auf Deutsch hatten und wenn sie in die Grundschule kommen 
und Deutsch nur drei Stunden in der Woche haben, dann gehen sie mit ihren Sprachkenntnis-
sen zurück. Genau da muss etwas mehr passieren. Also der größte Wert betrifft die Grund-
schulen.  
Natürlich dasselbe soll in Gymnasien gemacht werden. Was auch noch wichtig ist: Me-
dien fördern die Sprache. Zeitungen, Radio, Fernsehen – ich bin mir sicher, dass wir zu arm 
sind, um eine eigene Fernsehproduktion zu haben. Wir haben das nur im kleinen Bereich. Wir 
produzieren zwischen 20-30 Minuten in der Woche, nicht mehr, nicht für den ganzen Tag, das 
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wäre unmöglich, das kostet enorm viel Geld. Aber das Radio. Wenn Sie von Österreich ein 
bisschen nach Süden fahren, kommen Sie nach Südtirol. In Südtirol, habe ich gehört, hat die 
Minderheit cirka sieben Radiosendungen. Das wäre für uns ein Wunsch, so viel wollen wir 
gar nicht haben... Eine Radiosendung, einen eigenen Radiosender sollen wir betreiben, wo wir 
Deutsch, aber auch Polnisch und unsere Mundart, alle drei Sprachen, wie es einfach in Schle-
sien so ist, sprechen könnten. Das ist unser Hauptziel. Heutzutage arbeiten wir schon sehr viel 
daran. 
 
Sie haben bei Ihrem Wahlkampf postuliert: „Mehr Kultur, weniger Politik“. Bedeutet das –  
Ihrer Meinung nach –, dass die deutsche Minderheit politisch schon genug erreicht hat? 
 
N.R.: Ich habe vor allem mich persönlich gemeint. Dass mein Hauptziel und auch das Ziel in 
sich die Politik wird, will ich vermeiden. Also die Politik soll uns nur helfen, unsere Ziele zu 
erreichen. Und nicht anders. Nicht, dass wir die Gesellschaft brauchen, um politisch etwas zu 
gewinnen und ein paar Leute hochzukurbeln. Ich weiß, Sie machen das nicht für die Zeitung, 
deswegen kann ich Ihnen das sagen. Ich will kein Abgeordneter im polnischen Parlament oder 
in Brüssel werden, wie das die meisten von mir meinen oder wie die meisten das von meinem 
Umfeld auch wollen, für sich selbst.  
Viele glauben „Ach, Politik, klar, da kann ich schnell in Warschau in Sejm eine Karriere 
machen, Abgeordneter sein, ich muss nichts machen, ich habe Zeit und so“... Ne, ist Quatsch. 
Also man ist so weit von Oppeln entfernt, dass man wirklich fern von der Realität wird. Und 
ich habe gesagt: „Ich will mehr mit DFKs sein“. Die DFKs sind doch so wichtig, die sind die 
Kulturträger, die sind die wahre Minderheit. Die Strukturen oben sind nur dafür da, um alles 
im Griff zu haben, um alles in Ordnung zu bringen. Denn die Deutschen lieben die Ordnung 
und wir sind eben auch für die Ordnung. Aber man muss das eben so sehen. Wir sind für die 
DFKs und nicht umgekehrt. Das ist auch etwas Politisches, was ich hier auch im Amt mache. 
Ich bin als Sekretär wahrscheinlich als Politiker betrachtet. Im Landtag, wo ich bin, da bin ich 
auch Politiker. Aber mit Landtag soll es auch reichen, mehr nicht. Denn im Landtag, da weiß 
ich noch viel von der ganzen Region. Politik braucht man nur, um Ziele zu erreichen und 
nicht anders.  
 
Glauben Sie, dass die Kultur und die Sprache der deutschen Minderheit durch die politi-
schen Entwicklungen der letzten 20 Jahren ausreichend unterstützt werden? Unter den 
Entwicklungen verstehe ich vor allem das Minderheitengesetz von 2005. 
 
N.R.: Ja, auf das Minderheitengesetz haben wir lange gewartet. Natürlich könnte man das 
unseren Politikern verdanken, denn schließlich waren wir anfangs viele Abgeordnete im Sejm. 
Wir waren durch sieben Abgeordnete im polnischen Parlament vertreten. Man hat schon da-
mals damit angefangen, aber wie sich das herausstellte, kamen wir ohne die Mehrheit nicht 
aus, und das ist im ganzen Leben so. Weil wir gerade von der Mehrheit, also von Sejm-
Abgeordneten, die keine Minderheitsangehörigen sind, die notwendige Hilfe bei der Gesetz-
schreibung und –verabschiedung bekommen haben. Hier musste schon eine starke Politik ge-
führt werden, um solche wichtigen Ziele zu erreichen.  
 
Da wir das Thema Schulwesen auch schon angedeutet haben, möchte ich fragen, ob in den 




N.R.: Also ich kann mir nichts vortäuschen – ich bin nicht blauäugig. In 20 Jahren ist die heu-
tige ältere Generation weg. Und was wird dann sein? Wenn wir dann keine Schulen haben, 
haben wir keine Chance, zu überleben.  
Wir haben bei uns keine Muttersprache bei den Kindern. Das ist nicht so, dass man die 
Muttersprache unterrichtet und denkt – wie zum Beispiel bei den Weißrussen oder Ukrainern 
die in Polen leben – die sprechen auch sehr viel noch zu Hause ukrainisch oder weißrussisch 
und dann gehen die Kinder in die Schule und verfeinern nur die Sprache. Das ist bei uns nicht 
der Fall. Also nach dem Krieg – Schnitt – die Sprache verboten, mindestens diese 40-50 Jahre. 
Und dann auf einmal wieder möglich. Aber da haben wir einige Generationen verloren. Das 
Interesse muss man jetzt einfach wecken. Deswegen habe ich ein bisschen Bedenken und ein 
bisschen Angst, wenn es um die Schulen geht.  
Eine rein deutsche Schule einzurichten wäre wahrscheinlich gefährlich, sie müsste wahr-
scheinlich zweisprachig sein. Warum? Wieder ein Beispiel aus Südtirol. Dort lernt man ent-
weder Italienisch oder Deutsch und irgendwie funktioniert das nicht so friedlich, wie es in den 
letzten Jahren war, man wird aufeinander gehetzt. Jetzt beginnt so auf diese Art: „Du, Italie-
ner!“, „Du, Deutscher!“ Das will ich nicht haben. Also wenn zweisprachig, dann vielleicht 
wächst etwas Gemischtes, man bleibt ein bisschen polnisch, aber man ist Deutscher gleichzei-
tig. Man muss sich nicht so ganz offen bekennen: „Ich bin Deutscher, ich absolviere nur die 
deutsche Schule“. Das wäre das eine.  
Die andere Frage ist, was man nach der Schule machen kann. Wenn wir die deutsche 
Schule oder das deutsche Lyzeum absolviert haben, dann müssten wir schon am besten in 
Deutschland oder im deutschsprachigen Raum studieren. Weil man bestimmt etwas in Pol-
nisch vernachlässigt hat. Man ist vielleicht nicht so ganz gut und was ist dann mit der Sprache? 
Ist sie dann doch korrekt? Kann man danach die polnische Philologie an der polnischen Uni-
versität studieren? Was ist aber mit vielen, die nicht studieren wollen, die einfach ihre Ausbil-
dung auf Berufschule einschränken wollen? Gibt es da eine Schule für Autoschlösser, die 
dann in Deutsch unterrichten würde? Das sind die Fragen. Und deswegen optiere ich für „bi-
lingual“.  
Ich weiß, es kann etwas wegen der Zweisprachigkeit vernachlässigt werden. Vielleicht 
macht man nicht so viel Material durch, wie die einsprachigen Schulen. Das haben auch 
schon Studien nachgewiesen. Aber wenn wir noch mehrere Stunden dazu machen, zwei-drei 
Stunden zusätzlich, wird das ein gutes Angebot für zielstrebige Eltern sein. Ich bin mir auch 
dessen bewusst, dass diese Schulen sehr klein werden, mit 50-70 Schülern. Keine großen Ge-
bäudekomplexe mit 500 Schülern, das werden sicher kleine Schulen sein, aber natürlich auch 
ausbaufähig. Wenn sich mehrere Leute melden, dann machen wir selbstverständlich weiter, 
aber erstens müssen wir mit etwas anfangen. Ich war schon mehrmals in Deutschland, in Ber-
lin, mein Konzept vorzustellen und wir hoffen, wir bekommen für den Start Unterstützung 
seitens der Bundesrepublik Deutschland. 
 
Es gibt ein weiteres Problem, was die Schulfrage betrifft, nämlich den Mangel an qualifi-
zierten Lehrkräften, die andere Fächer, wie Geschichte oder Geographie in Deutsch unter-
richten könnten. Hat sich etwas in diesem Bereich nach 1989 geändert? 
 
N.R.: Ja, es hat sich etwas geändert, das heißt, wir machen zusammen mit dem Deutschen 
Konsulat in Oppeln, mit der Woiwodschaft Oppeln, mit Marschallsamt ein Programm „Niw-
ki“. Niwki – das ist ein Ort. Dort werden Lehrer ausgebildet, umgeschult usw. Und diese Leh-
rer setzen ihren Karrieregang in Niwki fort, also auch zum Beispiel Akademiker, die aber 
noch Deutsch lernen wollen. Seit dem letzten Jahr haben eben Geographie- oder Chemie-
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Lehrer die Chance, Deutsch zu lernen und sie können dann als Lehrkräfte im Schulwesen der 
deutschen Minderheit eingesetzt werden.  
Das ist das eine. Und das andere – wir haben gute Kontakte nach wie vor mit Deutschland 
und deutsche Lehrer werden zu uns nach Bedarf eingeladen. Also unseren Bedarf kann man 
immer noch mit diesen Lehrern decken. Ich bin mir sicher, dass das mehr bringt, als die Um-
schulung unserer Lehrer, wie auch immer sie zielstrebig, lerngierig und aktiv sein könnten. 
Aus diesem Grund, warum Sie in Wien studieren: Wenn ein Schüler ständig mit der deut-
schen Sprache konfrontiert wird und wenn er weiß, dass er mit diesem Lehrer kein polnisches 
Wort, sondern nur Deutsch sprechen muss, weil er sonst nicht verstanden wird, dann ist das ja 
viel besser. Deswegen, sagen wir mal, in einer Schule, die 12 Lehrer hat, müssen mindestens 
zwei-drei von ihnen Bundesdeutsche sein.  
Das ist also mein Konzept. Das ist besser für die Lehrer selbst, weil sie im Lehrerzimmer 
auch Deutsch sprechen und dann auch für die Kinder. Wie gesagt, ich will mehr bilingual als 
nur Deutsch. Deswegen mache ich mir keine Sorgen um die Lehrkräfte. Ich bin wieder versi-
chert worden von einer Gesellschaft in Deutschland – das ist eine Gesellschaft der Lehrer im 
Ausland, die immer bereit wäre, die Lehrer ins Ausland zu verschicken. Alle Wege muss man 
nutzen.  
 
Noch eine Frage bezüglich SKGD. Sind alle Mitglieder deutschsprachig? 
 
N.R.: Nein, nein. Also wir schätzen, dass von der Generation, die noch da ist, von den aktiven, 
die auch Mitgliedsbeiträge bezahlen – das sind 45 000 Leute – so ungefähr 60-70% deutsch-
sprachig sind. Allerdings kommen zu uns immer mehr Leute, die kein Deutsch sprechen und 
meinen, dass sie daher also keine Mitglieder werden dürfen.  
Aber die Sprache ist ja nur eines von den Merkmalen. Zu den anderen Identitätsfaktoren 
gehört ja auch die Kultur, die Tradition, auch was man zu Hause kocht, welche Gerichte man 
vorbereitet, wie man Weihnachten oder Ostern feiert – daran kann man erkennen, dass es ja 
keine polnische Kultur ist.  
Wenn man das alles noch kultiviert und nur die Sprache nicht kann, dann warum soll man 
sich weigern, einer deutschen Organisation beizutreten. Das versuchen wir den Leuten zu er-
klären. Von diesen Personen, die heute zwischen 40 und 55-60 Jahre alt sind, von denen kann 
man nicht erwarten, dass sie Deutsch sprechen. Sie verstehen Deutsch, manchmal kommuni-
zieren sie auf Deutsch, weil sie zum Beispiel 20 Jahre in Deutschland gearbeitet haben. Das 
ist wiederum was Anderes. Gerade bei Männern ist das so, weil nur Männer früher zur Arbeit 
weggefahren sind. Heutzutage fahren sowohl Männer als auch Frauen ins Ausland, die meis-
ten nach Holland – ich möchte gerade nicht holländisch lernen. Schlesische Frauen, die zu 
Hause geblieben sind, Hausfrauen, oder die sich um die Kinder gekümmert haben, oder die in 
Polen gearbeitet haben, die also zwischen 40 und 55 sind, sie sprechen kaum Deutsch.  
 
Gibt es auch  einen Platz für die jüngsten Mitglieder? 
 
N.R.: Mindestens muss man 18 sein, um uns beizutreten. Allerdings haben wir auch Jugend-
verbände zum Beispiel BJDM, mit Frau Schramowski, jetzt neu gewählt, oder Damian 
Hutsch. Die machen ihre Arbeit in den kleinen Kreisen, allerdings polenweit, sie haben nur in 
Oppeln ihren Sitz. Jetzt sind sie nicht mehr als 1500 Mitglieder, wahrscheinlich. Manchmal 
ist die Jugend in einem Jugendkreis im DFK und manchmal ist die Jugend speziell auf BJDM 
orientiert. Viele sind gar nicht angesprochen. Ich überlege gerade, was man den Jüngeren an-
bieten kann. Auf dem Lande mangelt es an Kultur und jedes Angebot ist herzlich willkommen.  
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Ich will nicht nur durch Kultur, sondern auch durch Sport die Jugend ansprechen. Vor al-
lem sind angebracht: Fußballvereine, Fahrradvereine, Wandervereine, aber das muss nicht 
speziell nur für Jugend sein, Jugend wandert nicht gerne. Auch Rudervereine, das Rudern ist 
jetzt in. Durch solche Aktivitäten kann man das erreichen. Auch durch Instrumente spielen – 
in meiner Gemeinde spielen 50 Jugendliche in einem Orchester. Das Orchester spielt seit ei-
nem Jahr unter dem Namen „DFK Jugend-Orchester“. Wenn sie volljährig werden, möchte 
ich sie bitten, auch DFK anzugehören. So möchte ich werben. Das erfordert eine große Arbeit, 
in vielen vielen DFKs, die wir über 300 haben. In 330 Dörfern gibt es diese DFKs.  
Viele Vorsitzende sind veraltet. Sie sind nicht konkurrenzfähig, im Vergleich zu anderen 
Organisationen im Dorf – Feuerwehr usw. Es ist nicht einfach. Manche sitzen so fest auf ihren 
Stühlen und wollen diese Funktion nicht niederlegen. Auch mit 80 oder älter sind an der Spit-
ze des DFKs. Wenn sie keinen Jugendlichen erlauben auch mitzumachen, soll man sich nicht 
wundern, dass es so wenige junge Mitglieder gibt. Hier kann ich momentan keine Rezepte 
finden. Man müsste wahrscheinlich ziemlich drastisch vorgehen. Einfach abdanken.  
 
Sie haben das schon erwähnt, dass Sie nach Deutschland ganz oft reisen. Pflegen Sie auch 
offizielle Kontakte mit den deutschen Organisationen?  
 
N.R.: Ja, mit den Jahren haben viele Politiker oder auch Personen von Bedeutung, die für uns 
nützlich wären, den Kontakt zu uns verloren oder wir zu ihnen. Weil, ich höre das jetzt immer 
wieder, sie waren nicht einverstanden mit der Politik, die hier geführt worden ist.  
Mit mir erhoffen sie sich eine andere Einstellung: zum Schulwesen, zu Identitätsfragen. 
Ich habe wieder angefangen, die Kontakte zu pflegen – ich reise eigentlich jeden Monat nach 
Deutschland. Das lohnt sich natürlich, mit den Deutschen Kontakt zu haben, weil sie uns auch 
Geld sichern, aber sie sichern uns Know-how, sie sichern uns auch Lehrer, Schulmaterialien 
usw.  
Es gibt auch viele Verbände, wie Verein für Deutsche im Ausland, der deutsche Kultur 
unterstützt. Wenn ich den Chef nicht kenne und er mich nicht, dann kann ich nicht mit viel 
rechnen. Also man muss auch Lobby machen. Und das ist auch meine Arbeit.  
 
Ist die deutsche Minderheit in Prószków/Proskau größer als 20%? 
 
N.R.: Ja, wir sind über 30%. Wir haben 15 Gemeinderäte und einer kommt von der Mehrheit. 
14 sind von der Minderheit. Wir sind also politisch sehr aktiv. Hier in den Dörfern dreht sich 
alles um DFKs. Die 30%, das sind nur Leute, die sich bekennen, aber viele haben das nicht 
getan.  
Diese 30% kommen von der Volkszählung, die reine Manipulation war. Das kann man 
schon laut sagen, weil auf einmal bei uns Nationalitätsfrage geduldet wurde: Sind Sie Pole, 
Sind Sie Deutscher oder Sind Sie Schlesier? Und „Schlesier“ bedeutet auch vieles: manche 
fühlen sich als polnische Schlesier, manche als deutsche Schlesier... In einer Familie war nicht 
selten Zwiespalt diesbezüglich. Über 100 000 Schlesier haben sich gemeldet, obwohl im pol-
nischen Recht Nationalität „Schlesier“ nicht geduldet, nicht anerkannt wird. Schlesier sind als 
Nation nicht anerkannt.  
Viele haben auch bei der Volkszählung nicht mitgemacht. Die Leute glaubten, den Nach-
barn zu kennen und gaben an: „Der ist bestimmt Schlesier, der andere sicher ein Deut-
scher“ usw. Sie meinten, sie machen das nach dem besten Wissen und mit dem guten Gewis-
sen. Man kann es aber nicht nachvollziehen, was sie dort geschrieben haben. Deswegen 
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schätze ich, dass wir ungefähr 60-70% in den Dörfern sind. In Proskau selbst vielleicht die 
Hälfte.  
 
Ist die Gemeinde schon in das Amtsregister eingetragen worden? 
 
N.R.: In das Amtsregister schon. Wir benutzen Deutsch als Hilfssprache. Aber wir müssen 
uns noch in das Namenregister eintragen, Namenregister wo Namen jeder Ortschaft separat 
erscheinen. Wir warten noch, bis der Name anerkannt wird, bis wir den Namen Proskau offi-
ziell verwenden dürfen. Wir wollen auch die zweisprachigen Ortsschilder bei uns aufstellen, 
die Prozedur dauert ein bisschen, vielleicht bis Mitte 2010. Wir sind bereits jetzt als eine deut-
sche Gemeinde bezeichnet.   
 
Glauben Sie, dass die zweisprachigen Ortsschilder identitätsstärkende Funktion haben? 
 
N.R.: Ja. Das ist mein größter Erfolg von 2008. Ich habe das wirklich sehr intensiv gemacht. 
Mit PowerPoint-Präsentationen, mit vielen Versammlungen, viel Publikum dazu. Wir haben 
uns extra einen Experten, einen Professor aus Lublin geholt, der ist auch Mitinitiator des 
Minderheitengesetzes. So eine außen stehende Person wollte ich dabei haben. Für mich ist 
immer die Gemeinde Chrzstowice/Chronstau wichtig. Dort, durch die Gemeinde, geht die 
Landesstraße. Viele Autos fahren hin und her, von verschiedenen Ecken Polens. Und man 
wird darauf aufmerksam.  
In manchen Fällen sind es nur kleine Unterschiede im Ortsnamen, zum Beispiel Wi-
nów/Winau. Man könnte dann fragen, ist das notwendig, muss das sein, dass man zwei ei-
gentlich ähnliche Namen hat. Ich meine, ja, man muss das ändern. Ich meine nicht, dass die 
Geschichte in Schlesien nur rein deutsch war. Ich repräsentiere nur diese, die Deutsche waren. 
(...) Polnisch ist auch mittendrin. Und das alles hat seine Auswirkung gehabt auf die Sprache, 
auf die Benennung der Ortschaften. Und wenn das einmal Psurow hieß, dann soll es heute 
auch auf Deutsch Psurow, Polnisch Psurów, heißen, ohne dass man irgendwelche deutschen 
Namen neu ausdenkt. Heute ist hier also nur ein Strich der Unterschied. Aber ich denke, auch 
diese Doppelbenennung muss da sein.  
Das ist identitätsstärkend. Nur was für Identität? Dass wir anders sind. Nicht so wie Polen, 
aber auch nicht so wie die Bundesdeutschen, das muss ich den Leuten immer wieder klar ma-
chen. Die Bundesdeutschen sind einen anderen Weg gegangen, sie haben den Kommunismus 
nicht erlebt, und wir doch. Wir sind jetzt mehr polnisch angehaucht, was auch positive Seiten 
hat: diese Spontaneität, Gastfreundlichkeit... Andererseits lieben wir Ordnung, Sauberkeit usw. 
Das ist zusammengewachsen. 
 
Sie singen auch im Proskauer Echo. Ist das eher die schlesische Musik oder singen Sie nur 
auf Deutsch? 
 
N.R.: Also nach 1989 kam die Auflockerung und wir haben gespürt, da gibt es eine Lücke. 
Jetzt sehnen sich die Leute nach der deutschen Kultur, sie haben gebetet in den Kirchen auf 
Deutsch, sie haben deutsche Messen, aber da fehlte es, die Feste oder die kirchliche Musik zu 
verschönern. Anfangs haben wir nur Kirchenlieder gesungen und das waren deutsche Lieder. 
Da hat noch meine Oma gelebt, sie war wirklich so berührt, sie hat Tränen ohne Ende geweint. 
Auch die anderen Leute, als sie uns auf Deutsch zum ersten Mal singen gehört haben. Sie 
dachten nie, das würde noch einmal passieren. Dann haben wir gedacht, wenn wir das in der 
Kirche machen, dann warum nicht auch in der Öffentlichkeit. Natürlich waren wir ausge-
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schimpft. Wir hatten viele Probleme – kein Radio wollte uns aufnehmen usw. Aber trotzdem 
haben wir das geschafft.  
Heutzutage singen wir mehr schlesisch als deutsch... Ich bin damit nicht einverstanden, 
aber ich bin da kein Chef, sondern ich singe nur dort. Aber ich würde mehr auf Deutsch sin-
gen. Jetzt singen wir ungefähr 30% Deutsch, 40% Schlesisch und 30% Polnisch. Auf jeden 
Fall dieser kunterbunte Topf ist ja da. Nur für mich zu wenig Deutsch. Obwohl gerade die 
deutsche Musik... – das was wir machen sind Schlager und Volksmusik – und auf Deutsch 
klingt diese Musik besser. Wenn man das mag, dann hört man sich besser die Lieder auf 
Deutsch an. Weil Schlesisch ist manchmal so grob. Auf Schlesisch kann man nicht alles sagen. 
Schlesisch als Mundart kommt mit wenigen Worten klar. Leute haben gerne die deutsche Mu-
sik, das muss ich sagen. Auch wenn sie Deutsch ungern sprechen, weil sie es nicht gut können 
oder so, hören sie sich ganz gerne die deutsche Musik an. Wir sind nicht die einzige Gruppe, 
die hier auf dem Markt ist und deutsch und schlesisch singt. Es gibt viele Chöre, viele Solis-
ten, die das machen.  
 
Gibt es eine Hymne der deutschen Minderheit? 
 
N.R.: Eigentlich, „Oberschlesien ist mein liebes Heimatland“. Das wird oft gesungen, ich plä-
diere für etwas anderes. Das ist aus den alten Zeiten, wo noch die Gruben so bedeutend waren. 
Aber die Kohlgruben sind mehr typisch für die Kattowitz-Gegend. Vielleicht kommen wir auf 
was Neues. Wir beginnen immer die großen Veranstaltungen mit „Oberschlesien ist mein lie-
bes Heimatland“.  
 
Vorgestern (21.2.) war der Internationale Tag der Muttersprache. Wurde da etwas in der 
Gemeinde unternommen? Welche Sprache ist Ihre Muttersprache? Oder welche Mutter-
sprachen haben Sie? 
 
N.R.: Also Polnisch habe ich erst und in der Grundschule gelernt. Im Kindergarten waren wir 
eigentlich alle Schlesier, wir haben untereinander Schlesisch gesprochen. Deutsch ganz wenig. 
Weil ich auch der Generation angehöre, die nicht in Deutsch kommunizieren durfte. Aber ich 
habe sehr oft Deutsch zu Hause gehört. Um mir etwas zu verheimlichen, hat man Deutsch 
gesprochen. Als ich ganz klein war, in den 70er Jahren, war da eine kurze Zeit, als Gierek 
regiert hat, da hat man es ein bisschen lockerer gespürt. Da wurde man nicht mit Geld bestraft 
oder so, denn früher waren es viele Schikanen hier. Man konnte die Arbeit verlieren, ins Ge-
fängnis gehen, Geldstrafen bekommen usw. Das war so mehr in den 50er Jahren. Naja.  
Meine Muttersprache war mehr Schlesisch. Aber damals beinhaltete Schlesisch viel mehr 
deutsche Wörter. Jetzt ist Schlesisch mehr Polnisch. Und wird es immer mehr, immer mehr. 
Mit dem Deutschen habe ich angefangen, als ich 15-16 war. Nur zwei Stunden in der Woche, 
in einer Gartenbauschule, die ich absolviert habe. Für meine Kinder ist es anders, sie werden 
jeden Tag mit Deutsch konfrontiert. Ich spreche mit meinem Sohn nur Deutsch. Mit meiner 
Tochter, die etwas älter ist, spreche ich beide Sprachen, Schlesisch und Deutsch.  
Die Gemeinde hat leider nichts für den Tag der Muttersprache organisiert, ich weiß, man 
muss auf solche Sachen achten. Hier könnte auch die deutsche Minderheit etwas organisieren, 
aber das kommt noch. Vielleicht wird das die Aufgabe sein für die deutschen Schulen. Hätten 
wir vor zwei Monaten gesprochen, dann wäre das schon in meinem Kalender gewesen. Ich 
würde auch in meinem Büro sagen und ich hätte befohlen, sie würden was unternehmen. Mit 
unserem Büro kann man aber auch nicht die Welt regieren, mit nur zwei Kulturreferenten, 
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einer Sekretärin, einem Direktor und einem Jugendreferenten. Man denkt so, die deutsche 
Minderheit hat alles in Hülle und Fülle und das Geld ist für alles da... Ja, das wäre schön.  
Vor 20 Jahren war die Situation ganz anders. Ich weiß nicht, wie man diese Chance ver-
säumen konnte, eigene Schulen zu bauen. Wir haben alles, was wir bekommen haben von der 
deutschen Regierung in die Infrastruktur dieser Region eingesteckt. Wir haben Kanalisation, 
Wasserwerke gebaut, Schulgebäude, nicht unsere, die der Gemeinde, renoviert. Wir haben 
enorm viel Geld gesteckt in Dorfinfrastruktur. Jede Dorfbegegnungsstätte ist von unseren 
Geldern renoviert. Man hat aber das Wichtigste vergessen. Das heißt, die Kulturarbeit und das 
Wesentliche zu schaffen. Meine Vorgänger haben gedacht, erst wenn wir etwas einrichten, 
dann kommt das Leben rein. Das war eine Vortäuschung. Das war eigentlich Fehlgeburt.  
 
Wie steht es mit der deutschen Sprache in der Kirche in Ihrer Gemeinde? 
 
N.R.: Wir haben einige Probleme damit, nicht jeder Pfarrer will die Messe auf Deutsch halten, 
obwohl er Deutsch kann. Früher waren viele Priester aus unseren Reihen, viele deutschstäm-
mige Priester. Viele sind dann nach Deutschland gefahren – wenn Sie nach Deutschland rei-
sen, gibt es in jeder zweiten Kirche einen deutschstämmigen schlesischen Pfarrer. Heutzutage 
ist es also bei uns so, dass manchmal ein Pfarrer aus der Nachbargemeinde geholt werden 
muss, um eine deutsche Messe zu halten. Uns steht nämlich das Recht – es gibt Synodalbe-
schlüsse seitens der Kirche, die Leute haben vor fünf oder sechs Jahren die Chance gehabt, 
sich zu äußern, was sie es in den Kirchengemeinden haben wollen und viele haben gesagt: 
regelmäßige deutsche Messen, einmal in der Woche. Naja. Aber mit der Geistlichkeit kann 
man auch nicht kämpfen. Denn viele von uns sind ältere Leute und sie sagen, der Pfarrer hat 
immer Recht. Das ist so. In Proskau gibt es alle zwei Wochen deutsche Messen. Aber ab und 
zu, also Rosenkranzgebete oder Maiandacht – dann gibt es einmal die Woche. Nach Wunsch 
kann man auch öfters haben. Das ist nicht so schlimm. 
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 In der vorliegenden Diplomarbeit wird die aktuelle Situation des Deutschen als Minder-
heitensprache in Schlesien dargestellt. Nach der Normalisierung der deutsch-polnischen Be-
ziehungen sowie der Ratifizierung vieler internationaler und bilateraler Verträge durch den 
polnischen Staat wurden Änderungen im Rechts-, Schul- und Medienwesen in Bezug auf die 
deutsche Minderheit und ihre Sprache durchgeführt. Die Verabschiedung des Gesetzes über 
nationale und ethnische Minderheiten sowie die Regionalsprache im Jahre 2005 spielte in die-
sem Zusammenhang eine große Rolle. Der Inhalt des Minderheitengesetzes in Bezug auf die 
deutsche Minorität wird im Kapitel 2.4.3.-2.4.5. ausführlich dargestellt.  
 Den Hauptteil der wissenschaftlichen Untersuchung bildet das Schul- und Medienwesen 
der deutschen Minderheit (die Kapitel 3.3. und 3.4.), denn die meisten Änderungen nach 1989 
betreffen diese Bereiche des öffentlichen Lebens in Polen. Man muss betonen, dass die Be-
dürfnisse der Schulkinder, die Minderheitenangehörige sind, seit den 90er Jahren in immer 
mehr Bereichen des Schulwesens erfüllt werden. Heutzutage konzentriert man sich darauf, die 
Lernprogramme vor allem für Gymnasien- und Oberstufenschüler auszubauen sowie die Zahl 
der Lernenden aus den Minoritätskreisen zu steigern. Im Medienwesen bestehen aktuell keine 
formalen Schwierigkeiten, deutsche Zeitschriften herauszugeben oder Radio- und Fernseh-
programme in deutscher Sprache auszustrahlen. Die wichtigsten Zeitungen und Sendungen 
der deutschen Minderheit werden im Kapitel über das Medienwesen (S. 73-77) aufgelistet und 
ausführlich kommentiert. In diesem Zusammenhang ist die Rolle des Internets nicht zu unter-
schätzen. 
 Die abschließenden Kapitel handeln von der deutschen Sprache in der Kirche sowie vom 
Verbandswesen der deutschen Minorität. In der „Sprache des Herzens“ konnten die Gottes-
dienste nach 1989 wieder organisiert werden, was auch zu wichtigen Neuerungen im polni-
schen Staat gehört. Durch die kulturelle Arbeit in verschiedenen Vereinen und Deutschen 
Freundschaftskreisen können sich die Minoritätsangehörigen für den Fortbestand und die 
Pflege der deutschen Sprache in ihrer Region aktiv einsetzen.  
 Im Anhang werden neben den Tabellen und Diagrammen auch eine Umfrage, die in Ober-
schlesien im Februar 2009 durchgeführt wurde, und ihre Auswertung dargestellt. Dadurch 
werden die Entwicklungstendenzen im Bereich Deutsch als Minderheitensprache in Schlesien 
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